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Unterrichtung 

durch die Delegation der Bundesrepublik Deutschland in der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 


über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates vom 23. bis 27. September 2002 in Straßburg 

und die Debatte der Erweiterten Parlamentarischen 
Versammlung über die Aktivitäten der OECD am 
25. September 2002 


Während des vierten Teils der Sitzungsperiode 2002 vom 23. bis 27. September 2002 
erörterte die Parlamentarische Versammlung des Europarates Berichte, behandelte die üb- 
lichen geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge und fasste Beschlüsse zu folgenden Themen: 


Tätigkeitsbericht des Präsidiums und des Ständigen Ausschusses der 
Versammlung 

Bericht des Ministerkomitees 

- Vorlage durch die amtierende Vorsitzende, die Außenministerin von Luxemburg, 
Lydie Polfer 

Politische Fragen 

- Ansprache der Parlamentspräsidenten der Republik San Marino, der Capitani Regenti 
Antonio Lazzaro Völpinari und Giovanni Francesco Ugolini 

- Der Antrag der Bundesrepublik Jugoslawien auf Mitgliedschaft im Europarat ( Stellung- 
nahme 239 - S. 14) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Helmut Lippelt (S. 14) 

- Der Konflikt in Tschetschenien: Informationsbericht 

- Der Europarat und die mit dem Aufbau Europas verbundenen neuen Fragen (Empfeh- 
lung 1578 - S. 19) 

- Gemeinsames Treffen des Europäischen Parlamentes und der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates: Der Aufbau Europas zu einem Raum von Freiheit, Sicher- 
heit und Gerechtigkeit (Gemeinsame Präsidialerklärung) 

- Ansprache der Präsidentin des Nordischen Rates, Outi Ojala 

- Die Erweiterung der Europäischen Union und das Gebiet Kaliningrad (Empfehlung 
1579 -S. 22) 

- Die Lage in Georgien und die Folgen für die Stabilität der Kaukasus-Region (Empfeh- 
lung 1580 - S. 27) 

Hierzu sprach Abg. Christa Lörcher (S. 25) 
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- Die Gefahr einer militärischen Aktion gegen den Irak ( Entschließung 1302 - S. 38) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Helmut Lippelt (S. 36); die Rede von Abg. Wolfgang Behrendt 
wurde zu Protokoll gegeben (S. 37) 

- Die Lage in Belarus (Entschließung 1306 - S. 50) 

Hierzu sprachen Abg. Wolfgang Behrendt (S. 48) und Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz 
Homhues (S. 49) 

Rechts- und Menschenrechtsfragen 

- Die Umsetzung der Urteile des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte durch 
die Türkei ( Empfehlung 1576 - S. 11 , Entschließung 1297 - S. 10) 

- Die Gefahren für die Integrität des Statuts des Internationalen Strafgerichtshofes (Emp- 
fehlung 1581 - S. 31, Entschließung 1300 - S. 31) 

- Der Minderheitenschutz in Belgien (Entschließung 1301 - S. 33, Richtlinie 583 - S. 36) 

- Das Zusatzprotokoll zu dem Übereinkommen über Datennetzkriminalität betreffend die 
Pönalisierung von Handlungen rassistischer und fremdenfeindlicher Art begangen 
durch Computersysteme (Stellungnahme 240 - S. 56) 

Hierzu sprach Abg. Eduard Lintner (S. 55) 

Wirtschafts- und Entwicklungsfragen 

- Die Gewährleistung einer Zukunft in Wohlstand für die Region Kaliningrad: notwen- 
dige europäische Solidarität (Entschließung 1298 - S. 23) 

- Die OECD und die Weltwirtschaft (Entschließung 1299 - S. 28) 

- Ansprache des stellvertretenden Generalsekretärs der OECD, Richard E. Hecklinger 

Soziale, Gesundheits- und Familienfragen 

- Sexuelle Ausbeutung von Kindern: Null Toleranz (Entschließung 1307 - S. 53) 

Wanderungs-, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

- Die Erarbeitung einer „Charter of Intent“ zur illegalen Zuwanderung (Empfehlung 1577 — 
S. 12) 

Fragen betreffend die Gleichstellung von Mann und Frau 

- Gewalt im häuslichen Bereich (Empfehlung 1582 - S. 51) 

Fragen betreffend die Einhaltung der von den Mitgliedstaaten des 
Europarates eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen 

- Das Funktionieren demokratischer Institutionen in Moldau (Entschließung 1303 - 
S. 47) 

- Ansprache des Präsidenten des Kongresses der Gemeinden und Regionen Europas 
(CLRAE), Herwig van Staa 

- Die Einhaltung der von Armenien eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen 
(Entschließung 1304 - S. 39) 

Hierzu sprach Abg. Benno Zierer (S. 39) 

- Die Einhaltung der von Aserbaidschan eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen 
(Entschließung 1305 - S. 42) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Helmut Lippelt (S. 42) 
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Zum Ablauf der Tagung 

Die Reden und Fragen der Mitglieder der Delegation der Bundesrepublik Deutschland in 
der Parlamentarischen Versammlung sowie die Beschlusstexte sind nachstehend im Wort- 
laut abgedruckt. 

Den Bericht des Ministerkomitees trug die amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees 
und Außenministerin Luxemburgs, Ly die Polfer, vor. Zu der Versammlung sprachen außer- 
dem die Parlamentspräsidenten der Republik San Marino, die Capitani Regenti Antonio 
Lazzaro Volpinari und Giovanni Francesco Ugolini, der stellvertretende Generalsekretär 
der OECD, Richard E. Flecklinger, die Präsidentin des Nordischen Rates, Outi Ojala, und 
der neue Präsident des Kongresses der Gemeinden und Regionen Europas (engl. CLRAE), 
Herwig van Staa. 

An der Tagung nahmen eine Delegation aus der Bundesrepublik Jugoslawien mit Sonder- 
gaststatus, Gäste aus dem seit 1997 vom Sondergaststatus suspendierten Belarus sowie Be- 
obachter aus Israel, Kanada und Mexiko teil. 

Am 24. September fand erstmals eine gemeinsame Sitzung der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates und des Europäischen Parlamentes statt, bei der die Entwick- 
lung Europas als Raum von Freiheit, Sicherheit und Gerechtigkeit beraten wurde. Aus die- 
sem Anlass kamen im Laufe der Woche auch die jeweils korrespondierenden Ausschüsse 
der beiden Gremien zu Beratungen über Themen zusammen, die für beide Parlamente von 
Bedeutung sind, u. a. zu Fragen betreffend die Zukunft der Region Kaliningrad sowie die 
europäische Landwirtschaft im Kontext der Erweiterung der Europäischen Union. 

Nachdem bei der Wahl für das Amt eines spanischen Richters/einer spanischen Richterin 
am Europäischen Menschenrechtsgerichtshof zwei Bewerber im zweiten Wahlgang die- 
selbe Stimmenzahl erhalten hatten, forderte das Präsidium der Versammlung den General- 
sekretär des Europarates auf, vor der Entscheidung über das weitere Vorgehen ein Rechts- 
gutachten zu dieser Angelegenheit vorzulegen. 


Schwerpunkte der Beratungen 

In zwei Dringlichkeitsdebatten beriet die Versammlung über die Gefahren für die Integrität 
des Internationalen Strafgerichtshofes und über die Gefahr einer militärischen Aktion ge- 
gen den Irak. Im Mittelpunkt der Beratungen standen ferner der Antrag der Bundesrepu- 
blik Jugoslawien auf Mitgliedschaft im Europarat und die Umsetzung der Urteile des Eu- 
ropäischen Gerichtshofes für Menschenrechte durch die Türkei. 

Die Dringlichkeitsdebatte über die Gefahren für die Integrität des Statuts des Inter- 
nationalen Strafgerichtshofes fand auf Antrag des Ausschusses für Recht und Men- 
schenrechte vor dem Hintergrund statt, dass Rumänien, ein Mitgliedsland des Europarates, 
und Israel, ein Beobachterstaat des Europarates, zuvor bilateral mit den USA vereinbart 
hatten, amerikanische Staatsangehörige nicht an den Internationalen Strafgerichtshof aus- 
zuliefern und somit der Gerichtsbarkeit des „Weltgerichts“ zu entziehen. Die Parlamenta- 
rier vertraten die Ansicht, diese „Ausnahmevereinbarungen“ seien nach den für das Völ- 
kerrecht maßgeblichen Verträgen - insbesondere der Wiener Vertragsrechtskonvention, der 
zufolge die Staaten von allen Maßnahmen absehen müssten, die nicht im Einvernehmen 
mit dem Ziel und dem Zweck eines Vertrages stünden - nicht zulässig. Sie riefen deshalb 
alle Mitglieds- und Beobachterländer des Europarates auf, soweit noch nicht geschehen, 
dem Statut zur Gründung des Internationalen Strafgerichtshofs beizutreten bzw. das Statut 
zu ratifizieren und keine „Ausnahme-Vereinbarungen“ zu schließen, die ihre Zusammen- 
arbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof einschränkten. 

Die Parlamente von Rumänien und Israel wurden zudem aufgefordert, die von ihren Län- 
dern Unterzeichneten bilateralen Ausnahmevereinbarungen nicht zu ratifizieren. In diesem 
Zusammenhang erinnerten rumänische Abgeordnete daran, dass die Vereinbarungen nicht 
auf Gegenseitigkeit beruhten, rumänische Staatsangehörige also sehr wohl der Gerichts- 
barkeit des Internationalen Strafgerichtshofes überantwortet werden könnten, und Rumä- 
nien das Statut als eines der ersten Länder ratifiziert habe. Zum Zeitpunkt des Abschlusses 
der „Ausnahme-Vereinbarung“ habe weder die Europäische Union noch der Europarat 
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einen gemeinsamen Standpunkt zu dem Vertragswerk gehabt. Rumänien habe jedoch die 
Reaktion der EU unterschätzt, und das Parlament werde seine Haltung im Lichte der seit 
der Unterzeichnung der bilateralen Immunitätsvereinbarung geführten Diskussionen sehr 
genau überprüfen. Demgegenüber erklärte ein israelischer Vertreter, sein Land habe wei- 
terhin Vorbehalte bei einigen Textpassagen. Es sei z. B. paradox, dass sich ein Staat, der ge- 
gen terroristische Akte vorgehe, für die Art und Weise, in der er sein Recht auf Selbstvertei- 
digung ausübe, gegenüber dem Gerichtshof verantworten müsse, während der Gerichtshof 
für Terroristen nicht zuständig sei. Zudem habe die Vertretung der Anklage eine übergroße 
Machtfülle, und das Verfahren zur Benennung von Richtern werde Israel wahrscheinlich 
diskriminieren, da das Statut eine ausgewogene geographische Verteilung vorschreibe und 
somit zwar Bewerbern aus totalitären Regimen eine faire Chance einräume, ein israelischer 
Bewerber jedoch kaum eine Chance habe, nominiert zu werden. Die Knesset könne des- 
halb der Aufforderung der Europaratsversammlung nicht entsprechen. 

Auf Initiative des britischen Labour- Abgeordneten Terry Davis beriet die Versammlung in 
einer Dringlichkeitsdebatte über die Gefahr einer militärischen Aktion gegen den 
Irak. Die Versammlung erklärte, das Irak-Problem müsse innerhalb und mit Hilfe der Prin- 
zipien und Mechanismen der Vereinten Nationen gelöst werden. Ein Alleingang der USA 
ohne ausdrückliche Zustimmung des Sicherheitsrates werde, selbst wenn andere Länder 
die USA unterstützten, den Frieden erheblich gefährden und schade dem Ansehen der Ver- 
einten Nationen, warnten die Abgeordneten. Sie forderten die Mitgliedsländer des Euro- 
parates auf davon abzusehen, nicht von einem Mandat des Sicherheitsrates gedeckte Ak- 
tionen zu unterstützen. Der Leiter der deutschen Delegation, Abg. Wolfgang Behrendt, 
bemerkte in diesem Zusammenhang, Multilateralismus sei kein notwendiges Übel, son- 
dern ein Grundwert, auf dem die internationalen Beziehungen aufbauten. 

An die Behörden in Bagdad erging die Aufforderung zu uneingeschränkter Zusammenar- 
beit mit den Waffeninspektoren der Vereinten Nationen, denen unverzüglich die Wieder- 
aufnahme ihrer Arbeit vor Ort mit uneingeschränktem Zugang und festen Zusagen gestat- 
tet werden solle. Darüber hinaus äußerten sich mehrere Redner besorgt über die Kluft, die 
im Falle eines bewaffneten Konflikts möglicherweise zwischen dem Westen und der isla- 
mischen Welt entstehen könnte. 

In der Debatte über den Antrag der Bundesrepublik Jugoslawien auf Mitgliedschaft im 
Europarat betonten die Abgeordneten, das Land habe in den letzten Jahren auf dem Weg 
zu Demokratie und politischem Pluralismus Fortschritte gemacht, erkenne das Prinzip der 
Rechtsstaatlichkeit an, achte die Menschenrechte und sei zu weiteren demokratischen Re- 
formen bereit. Deshalb empfahl die Versammlung dem Ministerkomitee, die Bundesrepu- 
blik Jugoslawien einzuladen, Mitglied des Europarates zu werden, wenn die Parlamente 
von Serbien und Montenegro die in einigen Punkten umstrittene Verfassungscharta zur 
Regelung der Beziehungen der beiden Republiken untereinander und zum gemeinsamen 
Staat haben und folgte damit einem Kompromissvorschlag ihres Präsidenten. 

Bereits Ende August hatten der Präsident der Bundesrepublik Jugoslawien Kostunica, der 
jugoslawische Premierminister Pesic und die Vorsitzenden der beiden Kammern des Bun- 
desparlamentes, Micunovic und Bozovic, förmlich die Verpflichtungen akzeptiert, die die 
jugoslawischen Behörden nach dem Willen der Versammlung nach der Aufnahme des Lan- 
des in den Europarat erfüllen müssen. Dazu gehören u. a. die Zeichnung und Ratifizierung 
von wichtigen Europäischen Übereinkommen, darunter die Europäische Menschenrechts- 
konvention, die Fortsetzung von Reformen im Bereich der Gesetzgebung, insbesondere in 
Bezug auf die Medien, Gefängnisse, Wahlen, die Justiz und Nichtregierungsorganisatio- 
nen, sowie die Zusammenarbeit mit dem Haager Tribunal und die Einhaltung der Verein- 
barungen von Dayton. Die Abgeordneten beschlossen, zur Überwachung der Einhaltung 
dieser Verpflichtungen unmittelbar bei der Aufnahme des Landes ein spezielles Überwa- 
chungsverfahren (Monitoring- Verfahren) zu eröffnen. 

Die Versammlung sprach sich dafür aus, auch der Bevölkerung im Kosovo den vollstän- 
digen Schutz der Europäischen Menschenrechtskonvention und anderer Europäischer 
Übereinkommen, einschließlich der zugehörigen Überwachungsmechanismen, zu ge- 
währen. Der Europarat solle in diesem Zusammenhang gemeinsam mit den Behörden in 
Belgrad und den Vertretern der Vereinten Nationen vor Ort (UNMIK) nach geeigneten Lö- 
sungswegen suchen. Für genaue Vorstellungen über den zukünftigen Status des Kosovo, 
das noch für einige Zeit unter VN-Verwaltung bleiben werde, sei es derzeit noch zu früh. 
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Der deutsche Abg. Dr. Helmut Lippelt äußerte als Berichterstatter des mitberatenden Aus- 
schusses für Recht und Menschenrechte die Hoffnung, die Stabilität der Region werde 
durch die Aufnahme Jugoslawiens gewinnen, wenn sich Jugoslawien voll in die Region 
eingliedere und den Ausgleich mit den Nachbarn suche, die unter dem ehemaligen Präsi- 
denten Milosevic stark gelitten hätten. Seine Änderungsanträge betreffend das Problem der 
geteilten Stadt Mitrovica, den Geist der Zusammenarbeit Jugoslawiens mit dem Haager 
Tribunal sowie eine Beteiligung von Vertretern der Kosovo-Versammlung bei Beratungen 
in Straßburg fanden jedoch keine ausreichende Unterstützung. 

Bereits Anfang des Jahres hatte die Versammlung über die Umsetzung der Urteile des Eu- 
ropäischen Menschenrechtsgerichtshofes beraten und angesichts der großen Zahl von 
nicht umgesetzten Entscheidungen im Falle der Türkei beschlossen, einen gesonderten 
Länderbericht zu erarbeiten. Die Vorlage im Plenum mit anschließender Aussprache war 
in Anwesenheit des türkischen Justizministers geplant, der sich jedoch mit Blick auf die 
Regierungskrise und die bevorstehenden Parlamentswahlen in der Türkei entschuldigen 
ließ. Die Abgeordneten stellten fest, dass die Türkei bei der Umsetzung der Urteile des Eu- 
ropäischen Menschenrechtsgerichtshofes Fortschritte gemacht und u. a. zuletzt die Ver- 
fassung geändert sowie verschiedene Gesetze reformiert habe. Handlungsbedarf gebe es 
jedoch noch bei der Gesetzgebung im Bereich der Meinungsfreiheit, insbesondere im Zu- 
sammenhang mit der Umsetzung der Anti-Terror-Gesetze, und bei der Verhütung von 
Menschenrechtsverletzungen durch die Sicherheitskräfte, wobei es insbesondere um das 
Recht auf Leben und die Verhinderung von Folter gehe. Auch müsse die Türkei dringend 
vom Europäischen Menschenrechtsgerichtshof angeordnete Geldstrafen zahlen bzw. im 
Falle von ungerechtfertigt verurteilten Personen eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder 
eine Wiedergutmachung anbieten. Der niederländische Berichterstatter erklärte in diesem 
Zusammenhang, die Nichtumsetzung der Urteile untergrabe die Autorität und die Glaub- 
würdigkeit des Gerichtshofes erheblich. Zugleich sei es ein schlechtes Beispiel, wenn ein 
Gründungsmitglied des Europarates die Umsetzung und Durchführung der Urteile des Ge- 
richtshofes in einer Zeit verweigere, in der neue Mitglieder bemüht seien sicherzustellen, 
dass die Gesetzgebung in ihrem Land und das Handeln ihrer Regierung im Einklang mit 
der Europäischen Menschenrechtskonvention sei. 

Besonders scharf verurteilte die Versammlung die Weigerung der Türkei, das Urteil des 
Gerichtshofes im so genannten Loizidou-Fall anzuerkennen, in dem das Gericht einer Zy- 
priotin, der der Zugriff auf ihr Vermögen im nördlichen Teil Zyperns verweigert wurde, 
eine Entschädigung zugesprochen hatte. Die Türkei setze sich damit ganz offensichtlich 
über ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen hinweg. Ähnlich scharfe Kritik äußerten die 
Parlamentarier zudem an der Weigerung der Türkei, der Forderung des Gerichtshofes nach 
einem neuen Prozess im Falle der kurdischen Menschenrechtlerin und ehemaligen Abge- 
ordneten Leyla Zana nachzukommen, die zusammen mit drei Mitstreitern nach einem von 
den Straßburger Richtern als unfair bewerteten Verfahren eine 15-jährige Haftstrafe ver- 
büßt. Die Versammlung behielt sich weitere Schritte für ihre Tagung im April 2003 vor, 
sollte die Türkei an ihren bisherigen Positionen festhalten. 

Bei der Vorstellung seines Berichts über die Lage in Belarus bedauerte der Leiter der deut- 
schen Delegation, Abg. Wolfgang Behrendt, dass sich die Situation im Land in den letz- 
ten Monaten in vielen Bereichen verschlechtert habe. So gebe es im Bereich der Medien 
Besorgnis erregende Entwicklungen: unabhängige Medien seien Repressionen ausgesetzt 
und Journalisten würden zu Gefängnisstrafen verurteilt. Besorgt mache auch die Situation 
im politischen Bereich, bei der Opposition, und im Bereich der Zivilgesellschaft. Die Ent- 
wicklung bei den Gewerkschaften könne man als eine Art Gleichschaltung ansehen, und 
der Konflikt mit der OSZE sei noch immer nicht gelöst. Über das Schicksal der vermissten 
Politiker gebe es nach wie vor keinerlei Aufklärung, sodass er die Einsetzung eines ent- 
sprechenden Ad hoc-Ausschusses zur Untersuchung dieser Fälle durch den Ausschuss für 
Recht und Menschenrechte der Versammlung begrüße. Vor diesem Hintergrand könne eine 
Diskussion über die Aufnahme von Belarus als Vollmitglied in den Europarat derzeit nicht 
auf die Tagesordnung gesetzt werden, stellte die Versammlung fest. Abg. Behrendt äußerte 
jedoch die Hoffnung, dass das Parlament in Zukunft selbstbewusster auftrete, seine Kom- 
petenzen ausweite und auf wichtigen, für den Europarat wesentlichen Feldern eine positive 
Entwicklung einleite. Dann könne das Präsidium der Versammlung die Frage der Rück- 
gabe des Sondergaststatus des Parlamentes von Belarus in der Versammlung erneut beraten. 
Zwischenzeitlich müsse der Dialog mit allen politischen Kräften, insbesondere den 
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Mitgliedern der zwei Kammern und im Hinblick auf die Kommunalwahlen im März 2003 
auch mit Vertretern der Kommunen, vertieft werden. Es müssten gemeinsame Koopera- 
tionsprogramme entwickelt und Unterstützung bei der Abfassung wichtiger Gesetze, wich- 
tiger Rechtsnormen gewährt werden. So habe z. B. die Venedig-Kommission des Europa- 
rates ihre Hilfestellung angeboten. Wichtig sei weiterhin die Aus- und Fortbildung von 
Journalisten sowie die Nutzung aller möglichen bilateralen Kontakte. 

Über die in den letzten Jahren verschlechterte wirtschaftliche, soziale und politische Lage 
in Georgien und die Folgen für die Stabilität der Kaukasus-Region berichtete die deut- 
sche Abg. Christa Lörcher. Das Bruttosozialprodukt pro Kopf der Bevölkerung sei, ver- 
glichen mit den anderen südkaukasischen Staaten, am niedrigsten, und die Bevölkerung 
sei zurückgegangen. Im letzten Jahr seien die Spannungen in den Beziehungen zu Abcha- 
sien, im Pankisi-Tal und zum Nachbarn Russland gestiegen. Die Anwesenheit amerikani- 
scher Militärberater zum Training georgischer Soldaten im Kampf gegen Terror und andere 
Verbrechen seit Anfang Juni diesen Jahres habe die Situation insgesamt nicht einfacher ge- 
macht. Sie sprach sich insbesondere gegen jegliche Form militärischer Einsätze zur Terro- 
rismus- oder Verbrechensbekämpfung aus und lehnte insofern die vom Leiter der russischen 
Delegation eingebrachten Änderungsanträge ab, die auf eine ausdrückliche Zulassung von 
Militäreinsätzen zur „Selbstverteidigung“ im Kampf gegen Terrorismus abzielten. Zudem 
betonte sie, die Stärkung eines konstruktiven Dialogs zwischen den Konfliktparteien müsse 
unter Einbeziehung der Verantwortlichen in den Krisengebieten voran gebracht werden. 
Sie begrüßte deshalb das Vorhaben des Generalsekretärs des Europarates, einen Sonder- 
beauftragten in Tiflis einzusetzen, sowie die Entsendung einer erneuten Berichterstatter- 
mission der Versammlung mit georgischer und russischer Beteiligung. Die Versammlung 
forderte das Ministerkomitee mit Blick auf verstärkte demokratische Refonnen zur Inten- 
sivierung des zwischenstaatlichen Arbeitsprogramms des Europarates mit Georgien sowie 
zur Zusammenarbeit des Europarates mit den Vereinten Nationen, der Europäischen Union 
und der OSZE in der Region auf. 

Auch die amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees und Außenministerin von 
Luxemburg, Lydie Polfer, ging in ihrer Ansprache auf die Differenzen zwischen Russ- 
land und Georgien ein und betonte, dass beide Länder den Europarat zur Schaffung von 
vertrauensbildenden Maßnahmen und zur friedlichen Lösung des Konflikts anrufen könn- 
ten. Die Bemühungen von Europarat und OSZE müssten aber zusammengeführt werden. 

Auf der Grundlage von Berichten des Monitoring-Ausschusses beriet die Versammlung 
über die Einhaltung der von den beiden anderen Ländern im Südkaukasus, Armenien und 
Aserbaidschan, sowie über die von Moldau eingegangenen Verpflichtungen. In der De- 
batte über die Einhaltung der von Armenien eingegangenen Pflichten und Verpflich- 
tungen lobten die Parlamentarier zwar die erheblichen Fortschritte, die das Land seit der 
Aufnahme in den Europarat im Januar 2001 gemacht habe. Es sei jedoch nicht hinnehm- 
bar, dass das Land eine der Hauptbedingungen, die Abschaffung der Todesstrafe, bislang 
nicht erfüllt habe. Die Versammlung drohte Armenien deshalb, die Beglaubigungsschrei- 
ben der armenischen Delegation nicht zu ratifizieren, falls das Land nicht bis Juni 2003 das 
entsprechende Protokoll Nr. 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention ratifiziert und 
die Todesstrafe aus seinem Strafgesetzbuch streicht. Sie forderte Armenien zudem dazu 
auf, die Reform des Justizwesens voranzutreiben, einen Ombudsmann einzusetzen, die 
Korruption zu bekämpfen, das Rundfunkgesetz zu überarbeiten, Zeugen Jehovas (als Re- 
ligionsgemeinschaft) zu registrieren und eine Alternative zum Militärdienst einzuführen. 

Der stellvertretende Leiter der deutschen Delegation, Abg. Benno Zierer, wies daraufhin, 
dass der Konflikt um Berg-Karabach ebenso wie die Frage der Rückkehr der Flüchtlinge 
in die besetzten Gebiete auch künftig besonderer Beachtung bedürfe. Er appellierte an Ar- 
menien, die Fortsetzung des Monitoring- Verfahrens nicht als Kritik aufzufassen, sondern 
als Zeichen dafür, dass es der Europarat ernst mit seiner Solidarität mit Armenien und mit 
seiner Bereitschaft meine, dieses Land auf der Basis der Menschenrechte in eine bessere 
Zukunft zu führen. 

ln Bezug auf die Einhaltung der von Aserbaidschan eingegangenen Pflichten und Ver- 
pflichtungen wiederholten die Parlamentarier ihre bereits bei der Aufnahme des Landes 
in den Europarat sowie im Januar 2002 geäußerte scharfe Kritik und betonten, für ein Mit- 
gliedsland des Europarates seien politische Gefangene völlig inakzeptabel. Sie zeigten sich 
deshalb zutiefst bestürzt darüber, dass von den von Experten des Europarates als politische 
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Häftlinge bezeichneten Personen noch sieben inhaftiert und weder begnadigt worden seien 
noch ein neues Verfahren erhalten hätten. Die Einhaltung von Verpflichtungen bedeute 
nicht nur die förmliche Verabschiedung von Gesetzen, sondern auch deren Umsetzung im 
Leben der Menschen von Aserbaidschan. Die Versammlung forderte Aserbaidschan auf, 
die Rolle des dortigen Parlaments zu stärken, und äußerte sich gleichzeitig tief besorgt über 
die unangemessene Einmischung der Exekutive in das Funktionieren der Institutionen so- 
wie über den Druck auf die unabhängigen Medien und die Einschüchterung von Journalis- 
ten. 

Ebenso wie an Armenien richteten die Abgeordneten auch an Aserbaidschan die Auffor- 
derung, sich weiterhin um eine friedliche Beilegung des Konflikts um Berg-Karabach zu 
bemühen. Der deutsche Abgeordnete Dr. Helmut Lippelt äußerte in diesem Zusammen- 
hang den Wunsch, dass damit begonnen werde, die Geschehnisse von 1990 und den Jah- 
ren danach historisch aufzuarbeiten. Dies sei der beste Weg, um zu einer Verständigung 
und Aussöhnung zu kommen. Zudem seien nur Länder, die tatsächlich demokratisiert 
seien, aufgrund ihrer demokratischen Strukturen in der Lage, den Interessenausgleich zu 
vollziehen, auf den so dringend gewartet werde. 

In der Debatte über das Funktionieren der demokratischen Institutionen in Moldau 

stellte die Versammlung fest, das Land habe einige der im April 2002 als Kompromiss nach 
der politischen Krise vereinbarten Maßnahmen ergriffen, sei seinen Verpflichtungen ins- 
gesamt jedoch nicht in vollem Umfang nachgekommen. Von den Behörden der Republik 
Moldau werde erwartet, dass sie die Beschlüsse ohne inhaltliche Änderungen buchstaben- 
getreu umsetzten und ihre Versprechen auch nicht zu einem späteren Zeitpunkt brächen. 
Maßnahmen wie die Reform der nationalen Rundfunkanstalt und Änderungen am Status 
der Abgeordneten führten nach wie vor zu Kontroversen. Die Untersuchungen im Falle des 
verschwundenen Oppositionspolitikers Vlad Cubreacov hätten bislang leider keine Er- 
gebnisse gezeigt. Die Parlamentarier forderten die Regierung der Republik Moldau vor 
möglichen Verfassungsänderungen zu umfassenden Konsultationen mit der Opposition 
und der Gesellschaft auf und warnten die Behörden, die Überarbeitung des Wahlgesetzes 
zu behindern bzw. auch andere im Widerspruch zu den Standards des Europarates stehende 
Maßnahmen zu ergreifen. 

Auf der Grundlage der Europäischen Charta für kommunale Selbstverwaltung hatte auch 
der Kongress der Gemeinden und Regionen Europas (engl. CLRAE) bereits drei Berichte 
über die Situation der kommunalen und regionalen Demokratie in Moldau erstellt. In sei- 
ner Ansprache vor der Versammlung erläuterte CLRAE-Präsident Herwig van Staa die 
im Juni diesen Jahres vom Kongress verabschiedete Empfehlung, die insbesondere die Ge- 
setzesreformen, die in Moldau Ende 200 1 betreffend die territoriale Organisation und die 
lokale öffentliche Verwaltung erlassen worden seien, kritisiere. Diese Gesetze stellten eine 
Verletzung der Europäischen Charta für kommunale Selbstverwaltung dar, denn es gehe 
dabei insbesondere um den erneuten Aufbau einer vertikalen Machtstruktur zwischen Zen- 
tral- und Lokalbehörden und um das Problem der unzureichenden Konsultierung der Ge- 
bietskörperschaften anlässlich dieser Reformen. Es seien auch vorgezogene Kommunal- 
wahlen beschlossen worden, die jedoch im Einklang mit der Rechtsauffassung des 
Kongresses vom Verfassungsgerichtshof in Moldau ausgesetzt worden seien. Hinzu 
komme eine verworrene Situation, vor allem in der autonomen Region Gagauzien, die zwi- 
schenzeitlich durch rechtswidrige Akte der Vollversammlung Gagauziens noch verstärkt 
worden sei. Es bestünden erhebliche Zweifel an der in Gagauzien geschaffenen Situation 
aufgrund der Ernennung eines Interimsvorsitzenden des Exekutivkomitees sowie Beden- 
ken wegen der demokratischen Fairness der bevorstehenden Wahlen. Bei dem Abkommen 
zwischen Moldau und Transnistrien bestehe zudem die große Sorge, dass, wenn ein sol- 
ches Abkommen zustande komme, dieses Abkommen dazu benützt werden könnte, die 
Autonomie Gagauziens wiederum einzuschränken. 

Zu der jedes Jahr während der September-Tagung stattfindenden Beratung über die OECD 
und die Weltwirtschaft waren auch Abgeordnete aus den sieben OECD-Ländem, die 
nicht Mitglied des Europarates sind, eingeladen, sodass in der Debatte der Erweiterten Ver- 
sammlung auch Vertreter aus Korea, Japan, Kanada, Neuseeland und Mexiko zu Wort ka- 
men. In einer Ansprache wandte sich zudem der stellvertretende Generalsekretär der 
OECD, Richard E. Hecklinger, an die Delegierten. Die Parlamentarier bedauerten ein- 
stimmig die jüngst von den Vereinigten Staaten für Stahl verhängten Importzölle, die Pläne 
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der USA, die Subventionen flir die amerikanischen Landwirte zu erhöhen, und die Um- 
weltpolitik der USA, insbesondere die unilaterale Loslösung vom Kyoto-Protokoll über 
den Klimawandel. Sie begrüßten jedoch den beginnenden Aufschwung in Japan und das 
weiterhin gesunde Wirtschaftswachstum in Russland. Zustimmung und Unterstützung 
fand auch der Beitrag der OECD in der Entwicklungszusammenarbeit, im Bereich der So- 
zial- und Gesundheitspolitik und der Bildung sowie die Arbeiten an einer gemeinsamen 
Agenda für nachhaltige Entwicklung. Die Erweiterte Versammlung forderte die Mitglied- 
staaten der OECD und des Europarates dazu auf, die Bekämpfung des Terrorismus zu un- 
terstützen und dabei auch terroristische Finanzmittel aufzuspüren. Mit Blick auf die jüngs- 
ten Skandale müssten die OECD und ihre Mitgliedsländer zudem Sofortmaßnahmen 
ergreifen, um die Gesetzgebung in Bezug auf Rechnungswesen und Bilanzen von Unter- 
nehmen und die Transparenz für den gesamten Bereich ihrer Aktivitäten und ihrer Toch- 
terunternehmen zu verbessern. 

Als Ergebnis der Debatte über die Erweiterung der Europäischen Union und das Ge- 
biet Kaliningrad schlug die Versammlung nach dem Schengen-Übereinkommen erteilte 
„vereinfachte Visa“ als Übergangslösung für russische Staatsbürger vor, die nach der Auf- 
nahme Polens und Litauens in die EU auf dem Landweg durch diese beiden Länder in die 
russische Enklave Kaliningrad gelangen wollten. Die Abgeordneten betonten zudem, be- 
stehende Regelungen für vereinfachten Reiseverkehr zwischen Mitgliedsländern des Eu- 
roparates dürften nicht durch den Beitritt dieser Länder zum Schengen-Übereinkommen 
verschärft werden. Sie empfahlen, die Einrichtung einer ausreichenden Zahl von Grenz- 
übergängen zum Gebiet Kaliningrad bzw. die Modernisierung der bereits bestehenden 
Grenzübergänge, die Verstärkung des Kampfs gegen illegalen Handel, organisiertes Ver- 
brechen, Geldwäsche und andere grenzüberschreitende Verbrechen sowie die Förderung 
von grenzüberschreitendem Verkehr und Handel durch die örtlichen Behörden. Da der ent- 
sprechende Bericht des Politischen Ausschusses in verbundener Debatte mit einem Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft und Entwicklung über die Gewährleistung einer Zukunft 
in Wohlstand für die Region Kaliningrad: notwendige europäische Solidarität bera- 
ten wurde, schlug die Versammlung in diesem Zusammenhang auch die Einrichtung eines 
Versicherungsfonds durch die wichtigsten Investitionsbanken Europas zum Schutz von 
Investoren in Kaliningrad sowie verstärke EU- und andere Entwicklungshilfe für die Re- 
gion vor. Darüber hinaus begrüßten die Abgeordneten zwar die Schaffung einer Sonder- 
wirtschaftszone durch Russland, sahen jedoch bei der Umsetzung noch Verbesserungsbe- 
darf. Wenn alle Beteiligten konstruktiv zusammenarbeiteten, könne die EU-Erweiterung 
eine große Chance für die Region sein. 

In einer gemeinsamen Sitzung des Politischen Ausschusses und des Ausschusses für Wirt- 
schaft und Entwicklung der Europaratsversammlung mit den korrespondierenden Aus- 
schüssen des Europäischen Parlamentes sprach sich eine große Mehrheit der Redner für 
eine technische und pragmatische Lösung des mit der Region Kaliningrad verbundenen 
Visaproblems aus und bewertete den derzeitigen Vorschlag der EU-Kommission als zu 
bürokratisch. Die Kaliningrad-Frage dürfe keinesfalls schlechter gelöst werden als das 
Problem des Transits zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Westberlin durch die 
ehemalige DDR. Nützlich sei beispielsweise die Unterstützung Russlands bei der Ein- 
führung von internationalen Reisepässen für seine Bürger, die an den Grenzübergängen in 
das Schengen-Gebiet maschinell lesbar wären. 

Nach einer gemeinsamen Plenardebatte der Parlamentarischen Versammlung des Eu- 
roparates und des Europäischen Parlamentes über die Entwicklung Europas als 
Raum von Freiheit, Sicherheit und Gerechtigkeit veröffentlichten die Präsidenten der 
beiden Versammlungen eine gemeinsame Erklärung, in der sie darauf verwiesen, dass die 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und dem Europarat ausdrücklich in 
mehreren Bestimmungen des EU-Vertrages erwähnt wird. Sie unterstrichen deshalb vor al- 
lem die Notwendigkeit, dass die in der Europäischen Menschenrechtskonvention veran- 
kerten Rechte uneingeschränkt von allen respektiert werden und dass die in der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union festgelegten Prinzipien uneingeschränkt von allen 
einschlägigen Behörden in Europa beachtet werden. 

Die amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees und Außenministerin von Luxem- 
burg, Lydie Polfer, berichtete in diesem Zusammenhang von einem Symposium von 
Richtern des Europäischen Gerichtshofs und des Europäischen Menschenrechtsgerichts- 
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hofs, das am 16. September im Rahmen der luxemburgischen Präsidentschaft stattgefun- 
den habe, bei dem unter anderem das Verhältnis der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention und der EU-Grundrechtecharta sowie die Beziehungen der beiden Gerichtshöfe 
diskutiert worden seien. Beraten worden sei auch ein möglicher Beitritt der Europäischen 
Union zur Europäischen Menschenrechtskonvention. 

Eines der Elauptthemen bei der nächsten Ministertagung am 6. und 7. November in Straß- 
burg werde die Beratung über verschiedene Schritte sein, die die Mitgliedsländer ergrei- 
fen könnten, um langfristig die Effektivität des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofs 
zu gewährleisten. Diskussionsgrundlage werde der Bericht der von dem Ständigen Vertre- 
ter Irlands beim Europarat, Botschafter Harman, geleiteten Evaluierungsgruppe zur Zu- 
kunft des Gerichtshofes sein. Inzwischen hätten sich die Mitgliedsländer des Europarates 
zudem geeinigt, ihre Beiträge zum Elaushalt für das Jahr 2003 zu erhöhen, um den Weg für 
Reformen frei zu machen und so die Wirksamkeit der in Straßburg geschaffenen, einzig- 
artigen Mechanismen zum Schutz der Menschenrechte zu bewahren. 


Berlin, im Oktober 2002 


Wolfgang Behrendt, MdB Benno Zierer, MdB 

Leiter der Delegation Stellvertretender Leiter der Delegation 
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Montag, 23. September 2002 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Präsidenten der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates, 

Peter Schieder (Österreich) 

(Themen: die Flutkatastrophen in Deutschland, der 
Tschechischen Republik, der Slowakei, Österreich und 
Ungarn - die Notwendigkeit einer europäischen Zusam- 
menarbeit beim Umweltschutz — der Internationale Straf- 
gerichtshof- die Beziehungen zwischen dem Europarat 
und der Europäischen Union - die Zusammensetzung der 
nationalen Delegationen in der Versammlung) 

Tagesordnungspunkt 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums und des Stän- 
digen Ausschusses der Versammlung 

(Drucksache 9558 + Addenda 1 und II) 

Berichterstatter: 

Abg. Claudio Azzolini (Italien) 

(Themen: die Sitzung des Ständigen Ausschusses der Ver- 
sammlung in Luxemburg im Rahmen der luxemburgi- 
schen Präsidentschaft im Europarat - die gemeinsame 
Sitzung der Parlamentarischen Versammlung des Euro- 
parates und des Europäischen Parlamentes - die Europa- 
ratsversammlung als Forum für ein größeres Europa) 

in verbundener Debatte mit 

Die Wahlen in der „ehemaligen jugoslawischen 
Republik Mazedonien“ am 15. September 2002 

Berichterstatter: 

Abg. Andreas Gross (Schweiz) 

(Themen: die Rolle von Europäischer Union, NATO und 
Europarat in Mazedonien - die Durchführung der Wahlen 
ohne Gewalt - die demokratischen Wahlen als Basis fiir 
die Versöhnung der verschiedenen Kulturgemeinschaften - 
technische Probleme bei der Durchführung der Wahlen) 

Tagesordnungspunkt 

Die Umsetzung der Urteile des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte durch die 
Türkei 

(Drucksache 9537) 

Berichterstatter: 

Abg. Erik Jürgens (Niederlande) 

(Themen: die jüngsten Reformen der Verfassung und ver- 
schiedener Gesetze in der Türkei - die Haltung der Türkei 
in Bezug auf Geldstrafen, Entschädigungen und Wieder- 
aufnahme von Verfahren auf Vorschlag des Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshofes - die ausstehende Umset- 
zung der Urteile im so genannten Loizidou-Fall sowie im 
Fall Leyla Zana) 


Entschließung 1297 (2002)* 

betr.: die Umsetzung der Urteile des Europä- 
ischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
durch die Türkei 

(Drucksache 9537) 

1. Die Versammlung nimmt Bezug auf ihre Entschlie- 
ßung 1268 (2002) über die Umsetzung der Urteile des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte, mit 
der sie „in Anbetracht der großen Anzahl von Be- 
schlüssen gegen die Türkei, die noch nicht umgesetzt 
wurden, den Ausschuss für Rechte und Menschen- 
rechte angewiesen hatte, sich mit der nationalen Dele- 
gation der Türkei und mit der türkischen Regierung zu 
beraten und der Versammlung spätestens im Juni 2002 
über die erzielten Fortschritte zu berichten. Die Ver- 
sammlung beabsichtigt[e], den türkischen Justizminis- 
ter zur Juni-Tagung einzuladen, um sich in dieser 
Frage mit ihm zu beraten“. Die Frist für die Vorlage 
des Berichtes wurde vom Präsidium der Versammlung 
bis zur Tagung im September verlängert. 

2. Die Versammlung hat daher eine Liste der ältesten 
und/oder wichtigsten noch ungelösten Fälle erstellt. 
Diese Fälle betreffen insbesondere Fragen in Bezug 
auf das Recht auf Leben und das Folterverbot, die Mei- 
nungsfreiheit und unfaire Gerichtsverfahren. Darüber 
hinaus stand auf dieser Liste der Fall Zypern gegen 
Türkei und insbesondere das Problem der vermissten 
Personen und die Verletzungen der Menschenrechte 
der griechischen Zyprioten im nördlichen Zypern. 

3. Die Liste beinhaltete schließlich auch den Fall 
Loizidou, bei dem sich die Türkei weiterhin weigert, 
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um ih- 
rer grundlegenden Verpflichtung gemäß Artikel 46(1) 
zur Umsetzung der Gerichtsurteile nachzukommen. 

4. Diese Liste wurde der türkischen Delegation über- 
sandt mit der Bitte um Unterstützung bei der Sicher- 
stellung einer raschen Lösung der noch offenen Pro- 
bleme. Die Delegation wurde auch eingeladen, 
mögliche Stellungnahmen zu den erwähnten Fällen 
vorzulegen. 

5 . Unter Berücksichtigung der erhaltenen Informationen 
in Bezug auf den Stand der Umsetzung der auf der 
Liste stehenden Fälle und der von der türkischen De- 
legation vorgelegten Stellungnahmen gelangt die Ver- 
sammlung zur folgenden Beurteilung der Situation. 

6. Die Versammlung begrüßte die kürzlich in der T ürkei 
vorgenommenen verfassungsrechtlichen und rechtli- 
chen Veränderungen, insbesondere im Herbst 2001, 
Anfang 2002 und erst kürzlich im August 2002, die 
dazu beitragen werden, in Zukunft weitere Verstöße 
gegen die Europäische Menschenrechtskonvention 


Debatte der Versammlung am 23. September 2002 (25. Sitzung). 
Siehe Dok. 9537, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschen- 
rechte (Berichterstatter: Herr Jürgens). Von der Versammlung verab- 
schiedeter Text am 23. September 2002 (25. Sitzung). 
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(EMRK) zu verhindern. Die Versammlung hat insbe- 
sondere festgestellt, dass infolge der Umsetzung der 
im Jahre 2001 erfolgten Verfassungsänderungen, mit 
denen eine rasche Haftprüfung im Polizeigewahrsam 
eingeführt wurde, das Ministerkomitee in die Lage 
versetzt wurde anzudeuten, dass es jetzt seine Über- 
prüfung der Gerichtsurteile bezüglich dieses Pro- 
blems abschließen wird, (siehe u. a. EGMR Sakik 
und andere v. Urteil der Türkei vom 26. November 
1997). 

7. Sie begrüßt insbesondere die Fortschritte beim Re- 
formprozess, die darauf abzielen zu gewährleisten, 
dass die Sicherheitskräfte und andere Ordnungs- 
behörden die Konvention unter allen Umständen 
respektieren. Sie nimmt ferner die Veränderungen in 
Bezug auf den Umfang der Meinungsfreiheit und der 
Versammlungsfreiheit zur Kenntnis, insbesondere 
jene, die sich auf die Aktivitäten politischer Parteien 
beziehen. Die Versammlung betont jedoch die Not- 
wendigkeit weiterer Schritte und wie wichtig es 
ist, dass die Gerichte, an erster Stelle die höchsten 
Gerichte, die neuen Bestimmungen so wirksam Um- 
setzen, dass die Türkei die EMRK generell und die 
Urteile des Europäischen Gerichtshofes insbeson- 
dere respektiert. 

8. Trotz der kürzlich erzielten Fortschritte kann die 
Versammlung jedoch nur bedauern, dass eine Reihe 
wichtiger Probleme weiterhin ungelöst sind. 

9. Die Versammlung bekräftigt daher ihre Aufforde- 
rungen an die türkischen Behörden, rasch zu ge- 
währleisten, dass: 

i. die Zahlungsmodalitäten einer gerechten Ent- 
schädigung im Einklang mit den Urteilen des 
Gerichtes (90 Fälle) erfolgen; 

ii. die kürzlich verabschiedeten Gesetze über die 
Wiederaufnahme von Gerichtsverfahren unver- 
züglich umgesetzt und auf alle Fälle angewandt 
werden, die beim Ministerkomitee zur Kontrolle 
der Umsetzung anhängig sind, damit es möglich 
wird, Abhilfe flir die Folgen der festgestellten 
Verletzungen zu schaffen; 

iii. eine unverzügliche Korrektur der Folgen von Ur- 
teilen, welche eine Verletzung der Konvention 
darstellen, ermöglichen, einschließlich der Wie- 
derherstellung der bürgerlichen und politischen 
Rechte der Beschwerdeführer (18 Fälle betr. 
Meinungsfreiheit) ; 

iv. weitere gesetzgeberische Maßnahmen rasch er- 
griffen werden, um die Wahrung der Meinungs- 
freiheit sicherzustellen, insbesondere bei der An- 
wendung der Antiterrorgesetze; 

v. weitere Fortschritte erfolgen, welche durch die 
Weiterausbildung der Sicherheitskräfte und die 
Bereitstellung wirksamer strafrechtlicher und zi- 
vilrechtlicher Entschädigungen, neue Verstöße, 
insbesondere gegen Artikel 2 und 3 der Konven- 
tion, verhindern, (Recht auf Leben und Folterver- 
bot (38 Fälle betr. Aktionen der Sicherheitskräfte); 


vi. im Fall Zypern gegen Türkei konkrete Maßnah- 
men verabschiedet werden, insbesondere die Be- 
handlung der Probleme der vermissten Personen 
in einer der Konvention entsprechenden Art und 
Weise und die Beendigung der anhaltenden Ver- 
letzungen der Rechte der griechischen Zyprioten 
im nördlichen Zypern; 

vii. unverzüglich die notwendigen gesetzlichen Än- 
derungen im Falle Zana verabschiedet werden. 

10. Die Versammlung bedauert zutiefst, dass die neuen 
von der Türkei im August 2002 verabschiedeten Ge- 
setze über die Wiederaufnahme von Gerichtsverfah- 
ren ausdrücklich jede Möglichkeit einer Übertra- 
gung der Gerichtsurteile auf den Fall Sakak, Zana, 
Diele und Dogan ausschließen, sodass die vier An- 
tragsteller weiterhin ihre 15-jährige Haftstrafe, die 
ihnen in einem unfairen Gerichtsverfahren auferlegt 
wurde, absitzen müssen. Sie unterstützt nachdrück- 
lich die Forderung des Ausschusses für Recht und 
Menschenrechte, unverzüglich die Lage der Antrag- 
steller zu beheben, indem entweder diese neuen Ge- 
setze unverzüglich auf alle anhängigen Verfahren an- 
gewandt oder Ad-hoc Maßnahmen zugunsten der 
Antragsteller getroffen werden. Sollte keine Abhilfe 
für die Lage der Antragsteller geschaffen werden, wird 
sich die Versammlung auf ihrer Tagung im April 2003 
mit den Fragen einer solchen Weigerung befassen. 

1 1 . Die Versammlung nimmt ferner mit tiefer Besorgnis 
die anhaltende Weigerung der Türkei zur Kenntnis, 
den Urteilen des Gerichtshofes im Falle Loizidou 
nachzukommen. Sie stimmt mit dem Ministerkomi- 
tee darin überein, dass diese Weigerung eine offen- 
sichtliche Missachtung der von der Türkei einge- 
gangenen internationalen Verpflichtungen darstellt, 
sowohl als Hohe Vertragspartei der Konvention 
als auch als ein Mitgliedstaat des Europarates. Die 
Versammlung fordert daher die Türkei auf, unver- 
züglich die dem Beschwerdeführer zustehende Ent- 
schädigungszahlung sicherzustellen. Sollte dieser 
Aufforderung nicht entsprochen werden, wird sich 
die Versammlung mit den Konsequenzen einer sol- 
chen anhaltenden Weigerung auf ihrer April-Tagung 
2003 befassen. 

Empfehlung 1576 (2002)* 

betr.: die Umsetzung der Urteile des Europä- 
ischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
durch die Türkei 

(Drucksache 9537) 

1 . Die Versammlung, unter Bezugnahme auf ihre Ent- 
schließung 1297 (2002) über die Umsetzung der Ur- 
teile des Europäischen Gerichtshofes für Menschen- 
rechte, fordert das Ministerkomitee nachdrücklich 


Debatte der Versammlung am 23. September 2002 (25. Sitzung). 
Siehe Dok. 9537, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschen- 
rechte (Berichterstatter: Herr Jürgens). Von der Versammlung verab- 
schiedeter Text am 23. September 2002 (25. Sitzung). 
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auf, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Umsetzung der Beschlüsse des Gerichtes un- 
verzüglich sicherzustellen, insbesondere indem ge- 
währleistet wird, dass die jüngsten Gesetze über die 
Wiederaufnahme von Verfahren unverzüglich in Kraft 
treten und auf alle Fälle angewandt werden, die vor 
dem Ministerkomitee zur Kontrolle der Umsetzung 
gemäß Artikel 46 der Konvention anhängig sind. 

2. Die Versammlung äußert insbesondere ihre tiefe Be- 
sorgnis über die anhaltende Weigerung der Türkei, 
die Urteile des Gerichtshofes im Falle Loizidou zu 
befolgen, und sie fordert die Türkei auf, die Zahlung 
einer dem Beschwerdeführer zustehenden Entschä- 
digung vorzunehmen, 

3. Ferner unter Bezugnahme auf ihre Empfehlung 
1546 (2002), in der sie den Appell des Ministerko- 
mitees an die Behörden der Mitgliedstaaten nach- 
drücklich unterstützte, jede nur mögliche und von 
ihnen für notwendig erachtete Maßnahme zu ergrei- 
fen, um die sachgerechte Umsetzung der Urteile in 
solchen Situationen sicherzustellen, in denen der 
Gerichtshof eine Verletzung der grundlegenden Ver- 
tragsbestimmungen durch den beklagten Staat in 
Bezug auf die Befolgung der Urteile des EMGR 
festgestellt hat. 

4. Empfiehlt die Versammlung dem Ministerkomitee 
für den Fall, dass die Türkei sich weigert, eine ge- 
rechte Entschädigung zu zahlen oder weiterhin diese 
Zahlung hinauszögert, in Betracht zu ziehen, alle 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, einschließ- 
lich der Konfiszierung der entsprechenden Summe 
aus dem Beitrag der Türkei zum Europarat und die 
Verhängung eines Tagessatzes, wie bereits in ihrer 
Empfehlung 1477 (2001) empfohlen. 

5. In Bezug auf den Fall Sakak, Zana, Diele und Dogan 
und unter Hinweis auf ihre Entschließung 1297 
(2002) und auf die Verpflichtung der Türkei gemäß 
der Konvention konkrete Maßnahmen zu ergreifen, 
um Abhilfe für die Folgen der vom Gericht festge- 
stellten Verletzung zu schaffen, fordert die Versamm- 
lung schließlich das Ministerkomitee nachdrücklich 
auf, alle ihm zur Verfügung stehenden Mittel zu nut- 
zen, um die Umsetzung des Urteils ohne weitere Ver- 
zögerung sicherzustellen. 

Tagesordnungspunkt 

Die Erarbeitung einer „Charter of Intent“ zur 
illegalen Zuwanderung 

(Drucksache 9522) 

Berichterstatter: 

Abg. John Wilkinson (Vereinigtes Königreich) 

(Themen: der Schutz der Menschenrechte von illegalen 
Einwanderern - die notwendige Definition der Grund- 
rechte von illegalen Einwanderern in einer einheitli- 
chen, umfassenden und europaweit gültigen Charta - 
die Einrichtung eines verlässlichen Managementsys- 
tems, dem sowohl die Migranten wie die Bürger in den 


Gastländern vertrauen können - die Bekämpfung der 

Ursachen für illegale Einwanderung, Menschenhandel 

und Schleuser) 

Empfehlung 1577 (2002)* 

betr.: die Erarbeitung einer „Charter of Intent“ 
zur illegalen Zuwanderung 

(Drucksache 9522) 

1. Die Versammlung ist zutiefst besorgt über die zu- 
nehmende Zahl von Migranten, die bei dem Ver- 
such, illegal auf das Staatsgebiet der Mitgliedstaaten 
zu gelangen, den Tod finden oder vor, während oder 
nach ihrer illegalen Einreise nach Europa unter oft 
überaus gefährlichen und unmenschlichen Bedin- 
gungen leben. Darüber hinaus bedeutet eine heimli- 
che Zuwanderung eine Verletzung des Rechts eines 
jeden Staates, die Einreise ausländischer Staatsbür- 
ger zu regeln und eine Umgehung der gesetzlich ver- 
ankerten Einwanderungsbestimmungen - eine An- 
gelegenheit von großer politischer, sozialer und 
wirtschaftlicher Bedeutung. 

2. Die Versammlung erinnert an und bekräftigt ihre 
Empfehlung 1211 (1993) über die illegale Zuwande- 
rung: Schleuser und Arbeitgeber illegaler Migranten; 
ihre Empfehlung 1 325 ( 1 997) über Frauenhandel und 
Zwangsprostitution in Mitgliedstaaten des Europara- 
tes; ihre Empfehlung 1449 (2000) über illegale Zu- 
wanderung aus dem südlichen Mittelmeerraum nach 
Europa; ihre Empfehlung 1467 (2000) über illegale 
Zuwanderung und die Bekämpfung des Schleuserun- 
wesens sowie ihre Empfehlung 1545 (2002) über eine 
Kampagne zur Bekämpfung des Frauenhandels und 
verweist erneut auf die dringliche Aufgabe, die Frage 
der illegalen Zuwanderung in Mitgliedstaaten des Eu- 
roparates effektiv anzugehen, da sie in einigen Staa- 
ten Gegenstand einer Kontroverse ist. 

3. Die Versammlung nimmt die Antworten des Minis- 
terkomitees auf die Empfehlungen 1467 (2000) und 
1449 (2000) zur Kenntnis, ebenso auch die Empfeh- 
lung (2000) 11 des Ministerkomitees über Maßnah- 
men zur Bekämpfung des Menschenhandels zwecks 
sexueller Ausbeutung, die eine Reihe von Maß- 
nahmen enthält, welche auf die wirksame Bekämp- 
fung dieses Menschenhandels abzielen und beglück- 
wünscht das Ministerkomitee zu dem anhaltenden 
Interesse, das es in einer Reihe wertvoller Initiativen 
der Frage der illegalen Zuwanderung entgegen- 
bringt. 

4. Die Versammlung stellt besorgt das Fehlen eines in- 
ternationalen Rechtsinstruments fest, das sich mit 
dem Gesamtphänomen der illegalen Zuwanderung 
beschäftigt. 


Debatte der Versammlung am 23. September 2002 (25. Sitzung). 
Siehe Dok. 9522, Bericht des Ausschusses für Wanderbewegun- 
gen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen (Berichterstatter: Herr 
Wilkinson). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 23. Sep- 
tember 2002 (25. Sitzung). 
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5. Die Versammlung stellt darüber hinaus fest, dass die 
bestehenden internationalen Rechtsinstrumente über 
besondere Formen der illegalen Zuwanderung, wie 
z. B. Menschenhandel und das Schleusen von Mi- 
granten, noch nicht von allen Mitgliedstaaten des 
Europarates ratifiziert oder von einer Reihe von ih- 
nen noch nicht angemessen in das innerstaatliche 
Strafrecht umgesetzt worden sind, ein Missstand, 
mit dem man sich befassen muss. 

6. Die Versammlung ist sich der „Grauzonen“ bewusst, 
die zwischen Zuwanderem und Asylsuchenden lie- 
gen, da Menschen, die keinen Anspruch auf interna- 
tionalen Schutz haben, unter Umständen in der 
Hoffnung, in das Zielland hineinzukommen, das 
Asylsystem nutzen und Menschen, denen internatio- 
naler Schutz zusteht, sich möglicherweise an Men- 
schenhändler oder Migrantenschleuser wenden. 

7. Die Versammlung bekräftigt jedoch - in Überein- 
stimmung mit der Genfer Konvention über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge - den bindenden 
Charakter des Non-Refoulement-Prinzips, ungeach- 
tet der Art und Weise, auf die die Einreise in das 
Staatsgebiet des Asyllandes erfolgt ist. 

8. Angesichts der Bedeutung konzentriert sich die in- 
ternationale Diskussion in erster Linie auf die Verhü- 
tung der illegalen Zuwanderung, und die Versamm- 
lung bedauert, dass der Lage illegaler Zuwanderer 
in Transit- und Zielländem unter Einschluss des 
Schutzes der Rechte, die ihnen nach mehreren inter- 
nationalen Menschenrechtsinstrumenten, darunter 
der Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, zustehen, we- 
nig Beachtung geschenkt wird. 

9. Die Versammlung stellt fest, dass spezielle interna- 
tionale Rechtsinstrumente zu den Rechten illegaler 
Zuwanderer fehlen und dass das Übereinkommen 
der Vereinten Nationen zum Schutz der Rechte aller 
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehöri- 
gen (1990), das auch für illegale Zuwanderer gilt, 
noch nicht in Kraft getreten ist. 

10. Die Versammlung ist von der Notwendigkeit eines 
einheitlichen und umfassenden gesamteuropäischen 
Rechtsinstruments überzeugt, das die Europäische 
Union und alle Mitgliedstaaten des Europarates ein- 
bezieht und sich mit den eigentlichen Ursachen der 
illegalen Zuwanderung, ihren Formen einschließlich 
des Schleuserunwesens und des Menschenschmug- 
gels, den Rechten illegaler Zuwanderer und der Zu- 
sammenarbeit zwischen den Herkunfts-, Transit- 
und Zielländem auseinander setzt, damit der Zu- 
strom illegaler Migranten kontrolliert und das Wohl 
der Aufnahmegemeinden wie auch der illegalen Zu- 
wanderer gewährleistet wird. 

11. Die Versammlung empfiehlt dämm dem Minister- 
komitee die Ausarbeitung eines den Mitgliedstaaten 
zur Unterzeichnung und Ratifiziemng offen stehen- 
den internationalen Rechtsinstruments über die ille- 
gale Zuwanderung, und zwar unter Berücksichtigung 
eventueller Empfehlungen des Menschenrechtskom- 


missars, beauftragter internationaler und regionaler 

Organisationen sowie der Europäischen Union, wo- 
bei folgende Grundsätze einzubeziehen sind: 

i. das legitime Ziel der Bekämpfung der illegalen 
Zuwandemng sollte nicht auf eine Weise ver- 
folgt werden, welche die Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten zum Schutz derjenigen untergräbt, 
die internationalen Schutz wirklich benötigen; 

ii. effektive Maßnahmen zum Umgang mit illega- 
ler Zuwandemng sollten im Rahmen eines ver- 
lässlichen Migrationsmanagementsystems, dem 
die Bürger des Aufnahmelandes wie die Zuwan- 
derer vertrauen können, erarbeitet und ange- 
wandt werden; 

iii. die Frage der illegalen Zuwandemng sollte un- 
ter Berücksichtigung ihrer Ursachen, Erschei- 
nungsformen und Auswirkungen in den Her- 
kunfts-, Transit- und Zielländern umfassend 
und ausgewogen angegangen werden; 

iv. zwischen den Herkunfts-, Transit- und Ziellän- 
dem sollten konzertierte Anstrengungen zum 
Umgang mit der illegalen Zuwandemng unter- 
nommen werden. Zur Partnerschaft sollten 
auch ein Informationsaustausch sowie techni- 
sche und finanzielle Hilfe gehören, wobei ver- 
sucht werden sollte, auf die eigentlichen Ursa- 
chen der Migration einzugehen, wie z. B. eine 
tiefe Kluft im Hinblick auf die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung; 

v. die Mitgliedstaaten sollten die bestehenden 
Rechtsinstmmente gegen das Schleusen von Mi- 
granten und den Menschenhandel unterzeichnen 
und ratifizieren und außerdem eine geeignete, 
harmonisierte innerstaatliche Gesetzgebung ver- 
abschieden und umsetzen, die diese Straftatbe- 
stände einführt und den Opfern Schutz bietet; 

vi. illegalen Zuwanderem sollten nicht ihre Men- 
schenrechte vorenthalten werden, damnter das 
Recht von Kindern und besonders schutzbedürf- 
tiger Personen auf Fürsorge, das Recht auf medi- 
zinische Notversorgung sowie das Recht, nicht in 
Sklaverei oder Knechtschaft gehalten zu werden; 

vii. die Mitgliedstaaten sollten gegen Arbeitgeber 
illegaler Zuwanderer wirksame Strafmaßnah- 
men einführen und vollziehen; 

viii. illegale Zuwanderer sollten über die Vorteile einer 
freiwilligen Ausreise informiert werden, wenn sie 
unter Verstoß gegen die Einwanderungsbestim- 
mungen in einem Land bleiben und auf die Mög- 
lichkeit hingewiesen werden, ihre Stellung im 
Rahmen des rechtlich Möglichen zu regeln; 

ix. die Mitgliedstaaten sollten in den Herkunfts- und 
Transitländem geeignete Informationskampa- 
gnen ausarbeiten, um potenzielle illegale Zu- 
wanderer über die nachteiligen Verhältnisse zu 
informieren, die sie in den Transit- oder Ziel- 
ländem vorfinden würden. Diese Kampagnen 
sollten nicht darauf abzielen, Personen, die sich 
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legaler Einwanderungswege bedienen wollen 
oder internationalen Schutz brauchen, davon ab- 
zuhalten; 

x. die Mitgliedstaaten sollten auf innerstaatlicher 
und internationaler Ebene Schulungen über il- 
legale Zuwanderung organisieren und fördern 
und von Strafverfolgungsbeamten, Rechtsprak- 
tikem und Richtern durchfuhren lassen, wobei 
sie ihre Menschenrechtsverpflichtungen nach 
den bestehenden Rechtsinstrumenten stets im 
Auge zu behalten haben. 

12. Die Versammlung ersucht den Menschenrechtskom- 
missar des Europarates: 

i. im humanitären Rahmen seines Mandats zu den 
bestehenden Gesetzen und Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten in Bezug auf die Grundsätze 
des Europarates, was ihre Steuerung der illega- 
len Zuwanderung angeht, beratend tätig zu 
werden und diese zu untersuchen; 

ii. dadurch sicherzustellen, dass die neue Charta 
diesen Grundsätzen voll entspricht. 


Dienstag, 24. September 2002 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache der Parlamentspräsidenten der 
Republik San Marino, der Capitani Regenti 
Antonio Lazzaro Volpinari und Giovanni 
Francesco Ugolini 

(Themen: die Beziehungen zwischen San Marino und dem 
Europarat - die Rolle von großen und kleinen Ländern in 
Europa sowie von multilateralen Beziehungen - der Um- 
gang mit neuen Herausforderungen wie der Globalisierung 
und dem internationalen Terrorismus — die Beziehungen 
San Marinos zu Italien und zur Europäischen Union) 

Tagesordnungspunkt 

Antrag der Bundesrepublik Jugoslawien auf 
Mitgliedschaft im Europarat 

(Drucksache 9533 + Addendum) 

Berichterstatter: 

Abg. Claude Frey (Schweiz) 

Abg. Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)*: 
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 
Wir beraten heute über die Aufnahme eines Landes, das, zu- 
sammengehalten durch ein Einparteiensystem, Kemgebiet 
eines Vielvölkerstaates war, das aber mit dem Verblassen 
der die Einparteienherrschaft legitimierenden Ideologie in 
einen Prozess der Selbstzerstörung, in die Barbarei ethni- 
scher Säuberungen durch Vertreibung und Massaker fiel. 


Im Auftrag des Ausschusses für Recht und Menschenrechte. 


Ihr Rapporteur ist ein Deutscher. Ihm ist die Verstrickung des 
eigenen Volkes in die Verbrechen eines verbrecherischen 
Systems deutlich bewusst. Er weiß, wie nötig, wie schwierig 
und wie langwierig der Prozess ist, um der Vergangenheit 
ins Auge zu sehen, der Ideologie ethnischer Überlegenheit 
abzuschwören, die Versöhnung mit den Nachbarn voranzu- 
treiben - kurz: den Weg nach Europa zu finden. 

Viele fragen, warum die Aufnahme so schnell geschieht. 
Die Bosnier hatten neun Jahre Gaststatus inne, die Kroa- 
ten fünf. Viele fragen, ob nicht in einer Aufnahme nach 
weniger als zwei Jahren Gaststatus die Anerkennung ei- 
ner Sonderstellung liegt, die Missverständnissen Tür und 
Tor öffnet. Schließlich müssen wir feststellen, dass die be- 
wundernswerten Politiker, die Milosevic stürzten, statt 
die Demokratisierung und die Aufklärung über die Ver- 
gangenheit gemeinsam im Volke voranzutreiben, in 
Machtkämpfen verstrickt sind, wie das bei Politikern auch 
bei uns immer üblich ist. Dabei wird mit der ungeklärten 
Verfassungslage manövriert, im Wahlkampf wird an den 
Grenzen zweideutig gesprochen und das Verhältnis zum 
Kosovo wird mit der UNMIK nicht geklärt, sondern in der 
Schwebe gehalten. Natürlich kann man einen Gruß an die 
Serben jenseits der Grenzen richten. Aber wer von ihnen 
als „zeitweise getrennt“ spricht, ohne zu sagen, dass eine 
solche Trennung nur in einem gemeinsamen Europa über- 
windbar ist, dass in Europa Grenzen nicht mehr verändert, 
sondern durchlässig gemacht werden, der erweckt wirk- 
lich die falschen Assoziationen. Trotzdem bin ich dafür, 
dass wir Serbien und Montenegro oder Jugoslawien, wie 
es heißen wird, aufnehmen, allerdings unter der Berück- 
sichtigung der zu klärenden Verfassungslage. Wir sind auf 
viele Politiker gestoßen, die sich für Europa und für die 
Demokratisierung des Landes engagieren. Wir sollten ih- 
nen nicht länger den gleichberechtigten Dialog verwei- 
gern. Umso wichtiger wird bei diesen ungeklärten Ver- 
hältnissen und bei dieser von uns so bewusst so schnell 
vollzogenen Aufnahme das Monitoring sein. 

Lassen Sie mich enden, Herr Präsident. Ich scheide aus 
diesem Haus aus; denn ich habe in Deutschland nicht 
mehr zur Wahl gestanden. Ich freue mich, dass ich dies 
noch aussprechen kann. Darüber hinaus freue ich mich, 
dass ich hier Herrn Micunovic - das ist ein alter Freund 
von 1991, der Vater der Demokratiebewegung in Serbien, 
den man bei vielen traurigen Gelegenheiten in den 90er- 
Jahren in den europäischen Botschaften sehen konnte - 
grüßen kann. Ich plädiere dafür und werde alles dafür tun, 
dass wir Serbien und Montenegro aufnehmen. - Danke. 

Stellungnahme 239(2002)* 

betr.: den Antrag der Bundesrepublik Jugosla- 
wien auf Mitgliedschaft im Europarat 

(Drucksache 9533) 


Debatte der Versammlung am 24. September 2002 (26. Sitzung). 
Siehe Dok. 9533, Bericht des Politischen Ausschusses (Bericht- 
erstatter: Herr Frey) sowie Dok. 9539, Stellungnahme des Ausschus- 
ses für Recht und Menschenrechte (Berichterstatter: Herr Lippelt). 
Von der Versammlung verabschiedeter Text am 24. September 2002 
(26. Sitzung). 
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1. Das Parlament der Bundesrepublik Jugoslawien er- 
suchte die Parlamentarische Versammlung am 7. Ok- 
tober 2000 um den Sondergaststatus, der ihm am 

22. Januar 2001 gewährt wurde. Seitdem nimmt seine 
Sondergastdelegation an der Arbeit der Parlamentari- 
schen Versammlung und ihrer Ausschüsse teil. 

2. Die Bundesrepublik Jugoslawien beantragte am 
9. November 2000 die Aufnahme in den Europarat. 
Mit seiner Entschließung (2000) 15 vom 22. Novem- 
ber 2000 forderte das Ministerkomitee die Parlamen- 
tarische Versammlung auf, gemäß der satzungsmäßi- 
gen Entschließung (5 1 ) 30 zu diesem Antrag Stellung 
zu nehmen. 

3. Die Versammlung hat die Lage in der Bundesrepu- 
blik Jugoslawien viele Male untersucht und verab- 
schiedete im November 2000 ihre Entschließung 
1230 und ihre Empfehlung 1481 zu der Lage dort. 
Außerdem beobachtete ein Ad-hoc-Ausschuss die 
Wahlen zur serbischen Nationalversammlung vom 

23. Dezember 2000 und in Montenegro vom April 
2001. Der Kongress der Gemeinden und Regionen 
Europas (KGRE) hat seinerseits die Wahlen in den 
Gemeinden beobachtet. 

4. Anfang 2001 wurde in der Bundesrepublik Jugosla- 
wien eine Mission des Europarates eröffnet. Gleich- 
zeitig ernannte der Generalsekretär des Europarates 
einen Sondergesandten für die Bundesrepublik 
Jugoslawien. Diese Entscheidungen haben dem Euro- 
parat bei seinem Dialog mit den Behörden der Bun- 
desrepublik Jugoslawien geholfen und die Durch- 
führung einer Reihe von Kooperationsprogrammen 
und von Projekten zum Ausbau und zur Festigung der 
demokratischen Stabilität in dem Land ermöglicht. 

5 . Die Bundesrepublik Jugoslawien ist mehreren Rechts- 
instrumenten des Europarates beigetreten, insbeson- 
dere der Europäischen Kulturkonvention und dem 
Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Min- 
derheiten. 

6. Die Bundesrepublik Jugoslawien hat ihre Strafpro- 
zessordnung geändert, die in die Zuständigkeit des 
Bundes fällt und ein Bundesgesetz über den Schutz 
nationaler Minderheiten verabschiedet. Vor kurzem 
hat sie außerdem Gesetze über Verfahren zur Über- 
stellung angeklagter Personen an das Internationale 
Kriegsverbrechertribunal für das ehemalige Jugosla- 
wien in Den Haag (ICTY) angenommen. Diese Ge- 
setzgebung, die das Ergebnis eines Kompromisses 
war und in bestimmten Kreisen nur auf eine 
gemäßigte Reaktion stieß, könnte durch eine strikte 
Ümsetzung auf der Grundlage eines ausgeprägteren 
politischen Willens an Wirksamkeit gewinnen. 

7. Was die beiden die Bundesrepublik bildenden Repu- 
bliken Serbien und Montenegro angeht, sind die Re- 
formprogramme in beiden Gebieten nicht mit der 
gleichen Energie vorangetrieben worden. Während 
in Serbien zügig eine ganze Reihe von Gesetzesre- 
formen durchgeführt worden ist, konzentrierten sich 
die Energien in Montenegro lange Zeit auf das Re- 
ferendum über eine mögliche Unabhängigkeit. 


8. Das am 14. März 2002 zwischen Serbien und Mon- 
tenegro mit den guten Diensten des Hohen Reprä- 
sentanten der Europäischen Union für die Gemein- 
same Außen- und Sicherheitspolitik Unterzeichnete 
Abkommen, das die Grundlage für eine Neuorgani- 
sation der Beziehungen zwischen Serbien und Mon- 
tenegro legte, bietet vielfältige Aussichten für eine 
Annäherung an Europa. Beide Seiten werden da- 
durch ermutigt werden, ihre Reformprogramme zu 
erneuern und auszubauen. 

9. Die neue „Verfassungscharta“, die aus diesem Ab- 
kommen entstehen soll, könnte eine Überlebens- 
chance für einen Bundesstaat bedeuten, dessen In- 
stitutionen Anzeichen der Ermattung aufwiesen. 
Dennoch wird der erfolgreiche Aufbau einer wirk- 
lich funktionsfähigen föderalen Union viel an gutem 
Willen, Dialogbereitschaft und Kreativität sowie die 
Unterstützung der Völkergemeinschaft erfordern. 
Die Venedig-Kommission des Europarates könnte 
wahrscheinlich einen konstruktiven Beitrag zu die- 
sem Prozess leisten. 

10. Was das Kosovo angeht, ist es für Vorstellungen zu 
seinem künftigen Status noch zu früh. Gegenwärtig 
und wahrscheinlich noch eine ganze Zeit lang wird 
das Kosovo gemäß der Resolution 1244 des Sicher- 
heitsrats von den Vereinten Nationen verwaltet. 
Dennoch muss betont werden, dass unabhängig von 
der Form, die die Union zwischen Serbien und Mon- 
tenegro annehmen wird und unbeschadet der künfti- 
gen Beschlüsse über das Kosovo die Bundesrepublik 
Jugoslawien schon jetzt einen Beitrag zur Schaffung 
eines Klimas des Vertrauens leisten sollte, indem sie 
mit dem Sonderbeauftragten der Vereinten Nationen 
und den gewählten Behörden im Kosovo möglichst 
umfassend zusammenarbeitet. Die Überstellung fast 
aller albanischen Gefangenen in das Kosovo ist in 
dieser Hinsicht ein Zeichen der Entspannung. 

1 1 . Die Versammlung ist der Auffassung, dass die Bun- 
desrepublik Jugoslawien deutliche Fortschritte in 
Richtung Demokratie und politischem Pluralismus 
gemacht hat. Die Bundesrepublik Jugoslawien er- 
kennt das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit und der 
Achtung der Menschenrechte an. Die Bundesrepu- 
blik Jugoslawien hat sich bereit erklärt, ihre demo- 
kratischen Reformen innerhalb des Europarates ent- 
sprechend den Grundsätzen und Standards des Rats 
fortzuführen. 

12. Die Parlamentarische Versammlung nimmt die 
Schreiben des Präsidenten der Bundesrepublik Jugo- 
slawien, der Präsidenten der beiden Kammern des 
Parlaments und des Ministerpräsidenten zur Kennt- 
nis und hält fest, dass die Bundesrepublik Jugosla- 
wien entschlossen ist, folgenden Verpflichtungen 
nachzukommen : 

i. die Friedensabkommen von Dayton zu ratifizie- 
ren und bei ihrer Umsetzung in vollem Umfang 
und wirksam mitzuarbeiten, was insbesondere 
die Beilegung interner und internationaler Strei- 
tigkeiten mit friedlichen Mitteln erfordert; 
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ii. in Bezug auf Übereinkommen: 

a. bei ihrem Beitritt die Europäische Men- 
schenrechtskonvention in ihrer durch das da- 
zugehörige Protokoll Nr. 1 1 sowie die Proto- 
kolle Nr. 1, 4, 6, 7, 12 und 13 geänderten 
Fassung zu unterzeichnen; 

b. binnen eines Jahres nach ihrem Beitritt die 
Europäische Menschenrechtskonvention und 
die dazugehörigen Protokolle Nr. 1, 4, 6, 7, 
12 und 13 zu ratifizieren; 

c. binnen eines Jahres nach ihrem Beitritt das 
Europäische Übereinkommen zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder ernied- 
rigender Behandlung oder Strafe in seiner 
durch die dazugehörigen Protokolle geänder- 
ten Fassung zu unterzeichnen und zu ratifi- 
zieren; 

d. binnen zwei Jahren nach ihrem Beitritt die 
Europäische Charta der Regional- oder Min- 
derheitensprachen zu unterzeichnen und zu 
ratifizieren; 

e. binnen zwei Jahren nach ihrem Beitritt die 
Europäische Charta der kommunalen Selbst- 
verwaltung zu unterzeichnen und zu ratifizie- 
ren; 

f. binnen zwei Jahren nach ihrem Beitritt das 
Europäische Rahmenübereinkommen über 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit und 
die dazugehörigen Protokolle sowie die Ab- 
kommen des Europarates über Auslieferung, 
gegenseitige Rechtshilfe in Strafsachen, 
Geldwäsche, Ermittlung, Beschlagnahme 
und Einziehung der Erlöse aus Straftaten und 
die Überstellung verurteilter Personen zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren und in der 
Zwischenzeit ihre Grundprinzipien anzu- 
wenden; 

g. binnen zwei Jahren nach ihrem Beitritt die 
Europäische Sozialcharta des Europarates 
zu unterzeichnen, sie baldmöglichst zu rati- 
fizieren und sich von nun an um die Durch- 
führung einer mit den darin verankerten 
Grundsätzen übereinstimmenden Politik zu 
bemühen; 

h. dem Allgemeinen Abkommen über Vorrechte 
und Immunitäten und den dazugehörigen 
Protokollen Nr. 1 und 6 beizutreten; 

iii. in Bezug auf die innerstaatliche Gesetzgebung: 

a. Gesetze zu erlassen oder - vorzugsweise - 
Bestimmungen in die Verfassung aufzuneh- 
men, die die Armee einer zivilen Kontrolle 
unterstellen; 

b. binnen eines Jahres nach ihrem Beitritt Ge- 
setze zur Reform der Polizei zu erlassen, 
einschließlich einer Neufestlegung der Auf- 


gaben der Polizei, der Umsetzung des Euro- 
päischen Kodex für Ethik der Polizei und des 
Aufbaus von Ausbildungseinrichtungen sowie 
insbesondere der Neuorganisation der Ge- 
heimpolizei und ihrer Unterstellung unter die 
Aufsicht der Regierung und des Parlamentes; 

c. rechtzeitig für seine Umsetzung vor den 
nächsten Wahlen den Entwurf des Rundfunk- 
gesetzes in Serbien zu erlassen, der von der 
serbischen Regierung verabschiedet, von den 
Experten des Europarates gutgeheißen und 
vor kurzem im Eilverfahren dem serbischen 
Parlament vorgelegt wurde und rechtzeitig 
für seine Umsetzung vor den nächsten 
Wahlen das Gesetz über öffentliche Informa- 
tionen in Serbien zu erlassen und dabei be- 
sonderen Nachdruck auf die Garantien für 
Unabhängigkeit und Pluralismus zu legen; 

d. binnen eines Jahres nach ihrem Beitritt Ge- 
setze zu erlassen, die eine Umsetzung der 
Genfer Konvention über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge und des dazugehörigen Pro- 
tokolls von 1967 ermöglichen; 

e. binnen eines Jahres nach ihrem Beitritt Ge- 
setze über Bürgerinitiativen und Nicht-Re- 
gierungsorganisationen zu verkünden, die 
den europäischen Standards für gemeinnüt- 
zige Organisationen entsprechen; 

f. in Zusammenarbeit mit Experten des Euro- 
parates die Gesetzgebung und die Bestim- 
mungen über den Strafvollzug zu überarbei- 
ten, im Hinblick auf Kriegsverbrechen und 
Folter eine gerichtliche Verfolgung von Ver- 
brechen sicherzustellen, die nicht vom ICTY 
verfolgt werden, sowie eine Misshandlung 
der Bürger durch die Polizei ebenfalls zu ver- 
hindern; 

g. mit Blick auf die nächsten Präsidentschafts- 
wahlen oder spätestens rechtzeitig vor den 
Wahlen zum Bundesparlament das Wahlge- 
setz zu ändern, um den Prozess transparenter 
zu gestalten und insbesondere in Überein- 
stimmung mit der künftigen Verfassung zu 
bringen, die zurzeit ausgearbeitet wird; 

iv. in Bezug auf die Menschenrechte: 

a. weiter mit dem ICTY zusammenzuarbeiten 
und in diesem Zusammenhang: 

i. alle Anstrengungen zu unternehmen, um 
die sechzehn noch auf freiem Fuß befindli- 
chen Angeklagten aufzuspüren und an das 
ICTY zu übergeben. Die Behörden dürfen 
Angeklagten, die sie mit welchen Mitteln 
auch immer bedrohen, nicht nachgeben; 

ii. mit dem ICTY zusammenzuarbeiten und 
dabei gegebenenfalls Zeugenschutz zu ge- 
währen; 
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iii. Polizei und Staatsanwaltschaft klare An- 
weisungen zu geben, um ihnen sofortige 
Festnahmen zu ermöglichen, da das Aus- 
lieferungsgesetz im Hinblick auf die zum 
Tätigwerden einzuhaltende Frist unzu- 
länglich ist; 

iv. das Gesetz über die Zusammenarbeit mit 
dem ICTY entsprechend der Satzung des 
ICTY und der einschlägigen Resolution 
des VN-Sicherheitrats zu überarbeiten; 

v. dem ICTY Dokumente und Archive, da- 
runter auch militärische Dokumente und 
Archive, ohne weitere Verzögerung zu- 
gänglich zu machen; 

b. bei der Aufklärung des Schicksals vermisster 
Personen und der Bereitstellung aller Infor- 
mationen zu Massengräbern mitzuarbeiten; 

c. das serbische Volk über die Verbrechen des 
Regimes Slobodan Milosevic’ - nicht nur an 
den übrigen Völkern der Region, sondern 
auch an den Serben - umfassend zu infor- 
mieren; 

d. die in Bezug auf die Unabhängigkeit und Un- 
parteilichkeit der Gerichte und die Beziehun- 
gen zwischen Richtern, Staatsanwälten und 
der Polizei eingeleiteten Reformen fortzuset- 
zen; 

e. Gesetze betreffend Kriegsdienstverweigerer 
geltend zu machen und binnen drei Jahren ein 
Gesetz über einen Wehrersatzdienst zu erlas- 
sen; 

f. binnen eines Jahres nach ihrem Beitritt ein 
Gesetz zur Errichtung des Amtes eines Om- 
budsmanns zu verkünden; 

v. in Bezug auf das Funktionieren der Institutionen: 

a. bei frühester sich bietender Gelegenheit die 
grundlegende Verfassungsfrage nach dem 
Wesen des von Serbien und Montenegro ge- 
bildeten Staates zu lösen, von der zahlreiche 
andere Fragen abhängen, unter anderem auch 
die der von der bestehenden Föderation er- 
erbten Rechte und der Vertretung des neuen 
Staates in internationalen Organisationen; 

b. die Verfassungscharta in Übereinstimmung 
mit demokratischen, transparenten und fun- 
dierten Prinzipien zu entwerfen und in die- 
sem Zusammenhang das neue Bundesparla- 
ment zu konstituieren, das die Aufgabe haben 
wird, die Charta auf dem Wege über Wahlen 
zu verabschieden; 

c. sicherzustellen, dass ein eventuelles Referen- 
dum über die Unabhängigkeit nach Ablauf 
der dreijährigen Probezeit, die in dem Ab- 
kommen zwischen Serbien und Montenegro 
vorgesehen ist, unter Bedingungen äußerster 


Transparenz, uneingeschränkt gesetzeskon- 
form, nach einer Volkszählung und in Ge- 
genwart internationaler Beobachter abgehal- 
ten wird; 

d. nach Verabschiedung der Verfassungscharta 
die Verfassungen von Serbien und Montene- 
gro so zu ändern, dass sie mit dieser überein- 
stimmen und das gesamte Rechtssystem zu 
harmonisieren, um eine Überschneidung der 
Zuständigkeiten zwischen der Föderation 
und den Republiken zu vermeiden und den 
entsprechenden europäischen Standards große 
Beachtung zu schenken; 

e. die verfassungsmäßigen und gesetzgeberi- 
schen Bestimmungen über die Dezentralisie- 
rung und die Organisation der Gemeinden 
und der autonomen Regionen zu verbessern; 

vi. in Bezug auf das Kosovo: 

a. die Resolution 1244 des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen vom 10. Juni 1999 und 
die auf deren Grundlage getroffenen Rege- 
lungen - insbesondere über die internationale 
Verwaltung des Kosovo - weiterhin zu befol- 
gen; 

b. sich zu verpflichten, Streitigkeiten über den 
künftigen Status des Kosovo friedlich beizu- 
legen und feierlich auf jede Gewaltanwen- 
dung zu verzichten; 

c. zu den Anstrengungen beizutragen, im Ko- 
sovo ein demokratisches, multiethnisches 
Gebilde aufzubauen, um ein politisches Klima 
zu schaffen, das für Überlegungen und einen 
Dialog über seinen künftigen Status förder- 
lich ist; 

vii. in Bezug auf die Überwachung der Verpflichtun- 
gen: 

a. uneingeschränkt bei der Umsetzung der Ent- 
schließung 1115 (1997) der Parlamentari- 
schen Versammlung über die Errichtung ei- 
nes Ausschusses der Versammlung über die 
Einhaltung der Pflichten und Verpflichtun- 
gen der Mitgliedstaaten des Europarates 
(Monitoring- Ausschuss) sowie einem Über- 
wachungsprozess mitzuarbeiten, der gemäß 
der Erklärung des Ministerkomitees vom 
10. November 1994 erarbeitet wurde. 

13. Die Versammlung ist sich darüber im Klaren, dass 
einige dieser Verpflichtungen in die unmittelbare 
Verantwortlichkeit der Bundesbehörden fallen, an- 
dere dagegen in Serbien und Montenegro spezifi- 
sche Durchführungsmaßnahmen erfordern können. 
Sie ist dennoch der Auffassung, dass die Bundes- 
republik Jugoslawien sich gegenüber dem Europarat 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die eingegange- 
nen Verpflichtungen, darunter auch die Bestimmun- 
gen der ratifizierten Übereinkommen, auf dem 
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gesamten der effektiven Zuständigkeit der Behörden 
der Bundesrepublik Jugoslawien unterstellten Staats- 
gebiet eingehalten werden. 


Menschenrechte, wobei der besonderen rechtlichen 
Lage Rechnung getragen werden sollte, die aus 
Resolution Nr. 1244 des UN-Sicherheitsrates resul- 
tiert. 


14. Die Versammlung ist ferner der Ansicht, dass unge- 
achtet des Ergebnisses der Kompetenzverteilung 
zwischen dem Bundesstaat und den Republiken 
nach der Annahme der Verfassungscharta der Bun- 
desstaat so lange, wie ein gemeinsamer Staat fortbe- 
steht, durch seine internationale Verpflichtung daran 
gebunden ist, die oben genannte Liste der Verpflich- 
tungen einzuhalten. 

15. Um sicherzustellen, dass diese Verpflichtungen ein- 
gehalten werden, beschließt die Versammlung, mit 
dem Beitritt der Bundesrepublik Jugoslawien die 
Lage dort gemäß ihrer Entschließung 1115 genau zu 
verfolgen; 

16. Die Versammlung wünscht ferner, dass die Verant- 
wortung für den Schutz der Menschenrechte und 
für den Schutz der Rechte nationaler Minderheiten 
auf bundesstaatlicher Ebene verbleibt, dass die be- 
stehende Höhe des Schutzes dieser Rechte beibe- 
halten wird und dass das Bundesgesetz über den 
Schutz nationaler Minderheiten ordnungsgemäß 
umgesetzt wird, ln dem Überwachungsverfahren 
nach dem Beitritt sollte der Bekämpfung der Dis- 
kriminierung der Roma und der Förderung einer 
gleichen Behandlung besondere Beachtung ge- 
schenkt werden. 

17. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, auf 
der Grundlage der oben dargelegten Verpflichtungen: 

i. die Bundesrepublik Jugoslawien zur Mitglied- 
schaft im Europarat einzuladen, sobald die Ver- 
fassungscharta von den Parlamenten Serbiens 
und Montenegros angenommen ist; 

ii. der Bundesrepublik Jugoslawien sieben Sitze in 
der Parlamentarischen Versammlung zuzutei- 
len; 

iii. angesichts dieser Stellungnahme ihre Unterstüt- 
zung für die Bundesrepublik Jugoslawien, ins- 
besondere im Rahmen der Kooperationspro- 
gramme des Europarates, auszuweiten und diese 
Programme mit den erforderlichen Finanzmit- 
teln zu versehen. 

18. Die Versammlung ist der Ansicht, dass die Bevöl- 
kerung des Kosovo sich des vollen Schutzes der Eu- 
ropäischen Menschenrechtskonvention und anderer 
Übereinkommen des Europarates einschließlich 
seiner Überwachungsmechanismen erfreuen sollte 
und empfiehlt dem Ministerkomitee daher, den Ge- 
neralsekretär des Europarates aufzufordern, mit den 
Behörden in Belgrad und der UNMIK Möglichkei- 
ten zur Gewährleistung der Anwendbarkeit der in 
den Übereinkommen des Europarates enthaltenen 
wesentlichen Normen und ihrer Überwachungsme- 
chanismen im Kosovo zu untersuchen, einschließ- 
lich des Zugangs zum Europäischen Gerichtshof für 


Tagesordnungspunkt 

Der Konflikt in Tschetschenien: 

Informationsbericht 

(Drucksache 9559 Teil l+II) 
Berichterstatter: 

Abg. Lord Judd (Vereinigtes Königreich) 

(Themen: Bericht über die Informationsbesuche der Ge- 
meinsamen Arbeitsgruppe zu Tschetschenien der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates und der 
russischen Duma vom 10. bis 12. Juli 2002 in Moskau 
und vom 3. bis 5. September 2002 in Grosny und Moskau 
- die Schlüsselrolle des Europarates bei der Förderung 
eines politischen Dialogs auf breiter Basis - die Notwen- 
digkeit einer nachhaltigen politischen Lösung des Kon- 
flikts) 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 9561 - Parlamentarische Fragen) 

vorgelegt von der amtierenden Vorsitzenden, der 
Außenministerin von Luxemburg, Lydie Polfer 

(Themen: die Rolle des Europarates im Kampf gegen den 
Terrorismus — die Reform des Europäischen Menschen- 
rechtsgerichtshofes - das Verhältnis von Europäischer 
Menschenrechtskonvention und EU-Grundrechtecharta - 
der Vorschlag eines dritten Gipfeltreffens der Staats- und 
Regierungschefs der Mitgliedsländer des Europarates - 
die 111. Tagung des Ministerkomitees am 6. und 7. No- 
vember 2002 - der Antrag der Bundesrepublik Jugosla- 
wien auf Aufnahme in den Europarat - die Entwicklungen 
in Südosteuropa und im Kaukasus - der Kon flikt in Tsche- 
tschenien - die Lage in der Republik Moldau - die Um- 
setzung der Urteile des Europäischen Menschenrechtsge- 
richtshofes durch die Türkei) 

Tagesordnungspunkt 

Der Europarat und die mit dem Aufbau Europas 
verbundenen neuen Fragen 

(Drucksache 9544) 

Berichterstatter: 

Abg. Ghiorghi Prisäcaru (Rumänien) 

(Themen: die politische Rolle des Europarates in der 
zukünftigen Struktur Europas - die Beziehungen zwi- 
schen dem Europarat und der Europäischen Union bzw. 
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa - das Verhältnis von Europäischer Menschen- 
rechtskonvention und EU-Grundrechtecharta — die Be- 
deutung von Gipfeltreffen der Staats- und Regierungs- 
chefs) 
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Empfehlung 1578 (2002)* 

betr.: der Europarat und die mit dem Aufbau 
Europas verbundenen neuen Fragen 

(Drucksache 9544) 

1. Die Debatte über die Zukunft Europas, eingeleitet 
mit der dem Vertrag von Nizza (Dezember 2000) an- 
gefügten Erklärung Nummer 23 und der Einsetzung 
des Konvents auf dem Gipfeltreffen in Laeken, wird 
zu entscheidenden Änderungen für den institutionei- 
len Aufbau Europas führen. 

2. Die Ausbreitung europäischer Institutionen und Or- 
ganisationen seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
und die schrittweise Umwandlung ihrer ursprüngli- 
chen Ziele sollten den Europarat anspomen, seine 
Position auf der europäischen Bühne durch eine ein- 
deutige Klarstellung der Rolle, die er beim Prozess 
des Aufbaus Europas über den gesamten Kontinent 
hinweg zu übernehmen gedenkt, wirksamer zur Gel- 
tung zu bringen. 

3 . Die Versammlung stellt fest, dass es seit dem Beginn 
der 90er-Jahre nach dem Beitritt vieler mittel- und 
osteuropäischer Staaten weit reichende Veränderun- 
gen im Hinblick auf die Mitgliedschaft und die Ziele 
des Europarates gegeben hat. Die beiden Gipfeltref- 
fen der Staats- und Regierungschefs (Wien 1993 und 
Straßburg 1997) haben den Europarat politisch ge- 
stärkt, indem sie seinen neuen Sachverstand in Bezug 
auf den Schutz nationaler Minderheiten, demokrati- 
sche Sicherheit, politische Stabilität und Überwa- 
chung der von den Mitgliedstaaten eingegangenen 
Pflichten und Verpflichtungen weiter ausgebaut ha- 
ben. Im Verlauf des vergangenen Jahrzehnts hat der 
Europarat diesen Sachverstand durch die Ausarbei- 
tung rechtlicher Normen, die Überwachung ihrer 
Anwendung und den Aufbau demokratischer Insti- 
tutionen erneut unter Beweis gestellt. 

4. Mit ihrem wachsenden Zuständigkeitsbereich (siehe 
den Vertrag von Maastricht 1992) und die auf dem 
Gipfeltreffen in Nizza (Dezember 2000) Unterzeich- 
nete Charta der Grundrechte ist die Europäische 
Union im zunehmenden Maße in Bereichen aktiv 
geworden, die bislang dem in der Satzung festgeleg- 
ten Zuständigkeitsbereich des Europarates zugeord- 
net wurden. Neue Beziehungen zwischen den Orga- 
nisationen, einschließlich einer Zusammenarbeit 
zwischen dem Europarat, der Europäischen Union 
und anderen europäischen Organisationen wie der 
OSZE, sind vorzuschlagen, um unnötige Über- 
schneidungen ihrer Aktivitäten zu vermeiden. 

5 . Angesichts seiner grundlegenden Prinzipien hinsicht- 
lich pluralistischer Demokratie, Achtung der Men- 
schenrechte und Rechtsstaatlichkeit muss der Euro- 


Debatte der Versammlung am 24. September 2002 (27. Sitzung). 
Siehe Dok. 9544, Bericht des Politischen Ausschusses (Bericht- 
erstatter: Herr Prisäcaru). Von der Versammlung verabschiedeter 
Text am 24. September 2002 (27. Sitzung). 


parat sein Hauptziel erneut bekräftigen, welches 
darin besteht, die friedliche Vereinigung und demo- 
kratische Stabilität in Europa zu gewährleisten und 
gleichzeitig seiner Rolle als ein gesamteuropäisches 
politisches Forum nachkommen. Er muss weiterhin 
den unerlässlichen Beitrag betonen, den seine Ver- 
sammlung zum erweiterten Europa als Vertreterin 
der parlamentarischen Dimension in diesem Gre- 
mium leistet. Er muss weiterhin die Elemente einer 
europäischen demokratischen Identität fördern, ba- 
sierend auf dem Schutz der Menschenrechte und der 
Entwicklung einer Kultur des Friedens und des Dia- 
logs, für die er als Verkörperung und Garantie steht. 

6. Die Versammlung stellt fest, dass der Europarat ein 
höchst effizientes und in der Tat unersetzliches Fo- 
rum für politische Kontakte zwischen den EU-Mit- 
gliedstaaten und jenen Staaten ist, die voraussicht- 
lich nicht der Europäischen Union beitreten werden. 
Er ist die einzige wirkliche europäische und konti- 
nentweite Organisation, in der alle europäischen 
Staaten auf einer gleichberechtigten Grundlage Zu- 
sammenarbeiten. 

7. Die Parlamentarische Versammlung vertritt eine po- 
sitive Einstellung gegenüber der Arbeit des Europa- 
rates und bedauert zutiefst, dass seine Erfolge und 
Leistungen international nicht bekannter sind. Sie 
bedauert ferner die Unzulänglichkeit der dem Euro- 
parat zugewiesenen Ressourcen, die leicht die Wirk- 
samkeit seiner Arbeit aushöhlen könnte. 

8. Zur Förderung seines Ansehens und Erfüllung der 
Erwartungen der Öffentlichkeit sollte der Europarat 
regelmäßig öffentliche Veranstaltungen organisieren 
und Bildungs- und andere Programme ausarbeiten, 
mit denen die Achtung der Menschenrechte, der in- 
terkulturelle und interreligiöse Dialog sowie die 
Förderung der gemeinsamen europäischen Werte, 
die für unsere Gesellschaften und Identitäten maß- 
geblich sind, gestärkt werden. Die Parlamentarische 
Versammlung erklärt sich daher bereit, ein Kollo- 
quium zu veranstalten, um neue Perspektiven fest- 
zulegen, welche die mit dem Aufbau eines vereinten 
Europas verbundenen Fragen im Lichte der vom Eu- 
roparat verfolgten Ziele widerspiegeln. 

9. Die Versammlung nimmt Bezug auf ihre Stellung- 
nahme Nr. 208 (1999) zum Bericht „Aufbau eines 
erweiterten Europas ohne Trennlinien“, erstellt vom 
Sachverständigenausschuss, in dem dargelegt wird, 
dass die Europäische Union als der natürliche Part- 
ner des Europarates betrachtet werden muss. Der 
Europarat und die Europäische Union treten für die 
gleichen Ideale ein - den Aufbau eines friedlichen, 
stabilen und prosperierenden Europas - und sollten 
daher eine engere Zusammenarbeit und institutio- 
neile Bindungen entwickeln. 

10. Die Parlamentarische Versammlung empfiehlt daher 
dem Ministerkomitee: 

i. den Beitrag des Rates auf der Grundlage der 
neuen Herausforderungen, denen sich Europa 
gegenübersieht, zu verstärken und das Schwer- 
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gewicht seiner Aktivitäten auf den Bereich zu 
verlagern, in dem er mit den größten Pfunden 
wuchern kann: demokratische Sicherheit. Ak- 
tivitäten in Bezug auf die Überwachung, Wahl- 
gesetze, die Rechtssprechung des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte und der Min- 
derheitenschutz sollten verstärkt werden, insbe- 
sondere weil sie Bereiche betreffen, in denen der 
Europarat über einen anerkannten und in der Tat 
unvergleichlichen Sachverstand verfügt; 

ii. die notwendigen Schritte zu ergreifen, um es 
der Europäischen Union zu ermöglichen, der 
Satzung des Europarates beizutreten, was letzt- 
lich gewährleisten würde, dass eine effizien- 
tere Aufgabenverteilung erfolgen könnte und 
der Europarat in seiner Rolle als eine Organi- 
sation, die den die Europäische Union umge- 
benden Raum umfasst, festigen würde; 

iii. vorzuschlagen, dass die Europäische Union/ 
die Europäische Gemeinschaft: 

a. der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion beitritt, damit es zu einer Harmoni- 
sierung der Systeme zum Schutz der 
Menschenrechte kommt, und um zu ge- 
währleisten, dass die Beachtung der im Eu- 
ropäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
verankerten Grundrechte allen EU-Biirgem 
garantiert wird; 

b. ein Büro in Straßburg eröffnet, um einen 
engeren Kontakt zum Europarat sicherzu- 
stellen und die durch die bestehenden Do- 
kumente gegebenen Möglichkeiten der Zu- 
sammenarbeit aktiver zu nutzen; 

iv. die Regierungen der europäischen Mitglied- 
staaten einzuladen, ihre Politik umfassender zu 
koordinieren, damit einerseits eine Über- 
schneidung der Aktivitäten der Europäischen 
Union und des Europarates vermieden und die 
sich gegenseitig ergänzende Art ihrer Arbeit 
optimal genutzt wird und damit andererseits 
den Bürgern ihrer Mitgliedstaaten klare und 
übereinstimmende Botschaften über die euro- 
päische Politik übermittelt werden; 

v. die Veranstaltung von Gipfeltreffen des Euro- 
parates zu institutionalisieren, um von den von 
höchster Ebene ausgehenden Impulsen zu pro- 
fitieren mit dem Ziel einer Förderung der Akti- 
vitäten der Organisation und einer Bekräfti- 
gung ihrer einzigartigen Stellung auf der 
internationalen Bühne, ln diesem Zusammen- 
hang verweist die Versammlung auf ihre Emp- 
fehlung 1568 (2002), in der gefordert wird, ein 
drittes Gipfeltreffen einzuberufen, das sich mit 
der Stellung des Europarates beim zukünftigen 
Aufbau der europäischen Institutionen befas- 
sen soll. Dieses Gipfeltreffen sollte 2003 am 
Vorabend der ersten Stufe der Erweiterung der 
Union in Richtung Osten stattfinden; 


vi. die Zusammenarbeit und die Koordination 
zwischen der OSZE und dem Europarat im 
Lichte ihrer besonderen Aufgaben und jeweili- 
gen Vorteile zu verstärken und zu rationalisie- 
ren, damit die internationale Gemeinschaft 
übereinstimmende Botschaften übermittelt. 
Der am besten geeignete Weg hierfür wäre die 
Erarbeitung eines generellen Rahmenüberein- 
kommens über die Zusammenarbeit und ge- 
zielte Vereinbarungen; 

vii. die Einsetzung einer „Troika“, die den Europa- 
rat, die hochrangige Vertreter des Europarates, 
der Europäischen Union und der OSZE umfas- 
sen und es den drei Organisation ermöglichen 
würde, gemeinsam den Beitrag zu prüfen, den 
jede von ihnen beabsichtigt zu leisten in Bezug 
auf spezielle Fragen von gemeinsamem Inte- 
resse im Lichte ihres jeweiligen Mandats. 

Tagesordnungspunkt 

Gemeinsames Treffen des Europäischen 

Parlamentes und der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates: 

Der Aufbau Europas zu einem Raum der 
Freiheit, Sicherheit und Gerechtigkeit 

Gemeinsame Präsidialerklärung 

Die Präsidenten des Europäischen Parlamentes und der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates bekräf- 
tigen ihr nachdrückliches Eintreten für Demokratie, Ge- 
rechtigkeit und Menschenrechte. 

Sie verweisen auf die gemeinsame Verantwortung der Eu- 
ropäischen Union und des Europarates, die einheitliche 
Beachtung dieser Werte in Europa insgesamt herbeizu- 
führen und darauf, dass die Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Union und dem Europarat ausdrücklich in 
mehreren Bestimmungen des EU-Vertrages erwähnt wird 
(Artikel 149 § 3, 151 § 3 und 303). 

In dieser Hinsicht unterstreichen sie die Notwendigkeit, 
dass: 

- die in der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion verankerten Rechte uneingeschränkt von al- 
len respektiert werden und dass die in der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union festge- 
legten Prinzipien in vollem Umfange von allen 
entsprechenden Behörden in Europa beachtet 
werden; 

- die Antwort auf Herausforderungen für unsere 
Gesellschaften, wie die Bekämpfung des Terro- 
rismus und die Eindämmung der illegalen Ein- 
wanderung, nicht zu der Aushöhlung dieser Rechte 
führen darf; 

- die Menschenrechte und die demokratische 
Führung der europäischen Staaten durch die be- 
stehenden Mechanismen des Europarates und 
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der Europäischen Union überwacht werden, wel- 
che von der verstärkten Koordinierung und dem 
Meinungsaustausch profitieren sollten; 

- die laufenden Erweiterungen der Europäischen 
Union und des Europarates weiterhin als ein An- 
satzpunkt genutzt werden sollten, um demokra- 
tische Institutionen zu konsolidieren, sowie 
Menschenrechtspraktiken und die Achtung der 
Rechtsstaatlichkeit zu verbessern; 

- die Europäische Union und der Europarat wei- 
terhin den Staaten, die sich um demokratische 
und Wirtschaftsreformen bemühen, Unterstüt- 
zung in diesen Bereichen zukommen lassen und 
ihre Zusammenarbeit durch gemeinsame Maß- 
nahmen verstärken sollten. 

Die Präsidenten des Europäischen Parlamentes und der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates unter- 
streichen, dass die fortgesetzte und verstärkte Unterstüt- 
zung für Zusammenarbeit und Integration in Europa 
durch die Bürger Europas umfassende Transparenz und 
demokratische Rechenschaftspflicht beim Funktionieren 
der europäischen Institutionen erfordern. Die beiden 
parlamentarischen Gremien - in denen sich die demo- 
kratisch gewählten Vertreter der Bürger Europas zusam- 
menfinden - spielen in dieser Hinsicht eine entschei- 
dende Rolle. 

Die Präsidenten des Europäischen Parlamentes und der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates bringen 
ferner ihre uneingeschränkte Unterstützung für Bemühun- 
gen zum Ausdruck, einen gemeinsamen europäischen An- 
satz - wann immer möglich - herbeizuführen in Bezug 
auf weltweite Probleme, welche alle Bürger Europas di- 
rekt betreffen und sich auf Werte und Prinzipien beziehen, 
die für Europa insgesamt gelten. 

ln dieser Hinsicht beschließen sie: 

- sich weiterhin nachdrücklich für die Abschaf- 
fung der Todesstrafe einzusetzen und weiterhin 
bei ihren Anstrengungen zur Beseitigung der To- 
desstrafe zusammen zu arbeiten; 

- an alle europäischen Staaten zu appellieren, wel- 
che Vertragsparteien des römischen Statuts des 
internationalen Strafgerichtshofes sind, sich für 
eine kohärente europäische Antwort einzusetzen 
und Abstand von allen Handlungen zu nehmen, 
welche das reibungslose Funktionieren dieses 
historisch wichtigen internationalen Gremiums 
gefährden könnte; 

- einen regelmäßigen Dialog fortzusetzen und 
wirksam, rasch und systematisch bei Fragen von 
gemeinsamem Interesse tätig zu werden. 

Schließlich fordern sie den Europarat und die Europä- 
ische Union auf, 

- alle möglichen Synergien zur Stärkung der Kom- 
plementarität ihrer Aktivitäten und zur Vermei- 
dung von Überschneidungen ihrer Arbeit zu nut- 


zen, um einen größtmöglichen Nutzen für alle 
betroffenen Staaten sicherzustellen; 

- ihre Kräfte zu bündeln, um den erfolgreichen Bei- 
tritt neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen 
Union vorzubereiten, insbesondere durch die Um- 
setzung gemeinsamer Programme. 

Mittwoch, 25. September 2002 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache der Präsidentin des Nordischen 

Rates, Outi Ojala 

(Themen: Programme und Strategien für nachhaltige 
Entwicklung in Nordeuropa und anderen Regionen - das 
Verhältnis des Nordischen Rates zum Europarat und zur 
Ostseeversammlung - die Förderung von Demokratie 
und einer gerechten sozialen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung zur Unterstützung von Freiheit, Sicherheit und 
Wohlstand - die Rolle der Europaratsversammlung im 
Kampf gegen den Terrorismus in Verbindung mit dem 
Schutz der Menschenrechte - die Zukunft der Region 
Kaliningrad - die 11. Ostseeparlamentarierkonferenz in 
St. Petersburg) 

Tagesordnungspunkt 

Die Erweiterung der Europäischen Union und 
das Gebiet Kaliningrad 

(Drucksache 9560) 

Berichterstatterin: 

Abg. Lära Margret Ragnarsdöttir (Island) 
in verbundener Debatte mit 

Die Gewährleistung einer Zukunft in Wohlstand 
für die Region Kaliningrad: notwendige 
europäische Solidarität 

(Drucksache 9524) 

Berichterst atterin: 

Abg. Sigita Burbiene (Litauen) 

(Themen: der für 2004 geplante Beitritt von Polen und 
Litauen zur Europäischen Union sowie dem Schengen- 
Ubereinkommen und die damit verbundene Einführung 
neuer Visabestimmungen - die russischen Forderungen 
nach Visafreier Einreise in das Schengen-Gebiet und ei- 
ner Transitvereinbarung für russische Züge und Busse bei 
der Fahrt durch Litauen - Umweltverschmutzung, Krank- 
heiten, niedriges Einkommen, hohe Arbeitslosigkeit, ge- 
ringes Investitionsniveau und Schattenwirtschaft als 
Hauptprobleme der Region Kaliningrad - die russischen 
Pläne für eine Sonderwirtschaftszone - die Notwendigkeit 
von Verbesserungen der Infrastruktur, im Konsularbe- 
reich, beim Projektmanagement und bei der Zusammen- 
arbeit der Institutionen) 
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Empfehlung 1579 (2002)* 

betr.: die Erweiterung der Europäischen Union 
und das Gebiet Kaliningrad 

(Drucksache 9560) 

1. Die Versammlung nimmt Bezug auf die Erklärung 
der Staatsduma der Bundesversammlung der Russi- 
schen Föderation vom 21. Juni 2002 zur Lage um 
das Gebiet Kaliningrad im Zusammenhang mit der 
Erweiterung der Europäischen Union. 

2. Seiner Satzung zufolge strebt der Europarat eine 
größere Einheit zwischen seinen Mitgliedstaaten an, 
was auch eine Förderung und Erleichterung von Kon- 
takten zwischen allen Europäern unter Einschluss des 
Reiseverkehrs über die internationalen Grenzen in 
Europa hinweg erfordert. Die Versammlung erinnert 
in diesem Zusammenhang an die nach dem Europä- 
ischen Übereinkommen von 1957 über Bestimmun- 
gen betreffend den Personenverkehr zwischen Mit- 
gliedstaaten des Europarates zur Erleichterung des 
Personenreiseverkehrs ergriffenen Maßnahmen. 

3. Artikel 2 Absatz 1 des Protokolls Nr. 4 zur Europä- 
ischen Menschenrechtskonvention garantiert, dass 
„jedermann, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaates aufhält, . . . das Recht (hat), sich 
dort frei zu bewegen und seinen Wohnsitz frei zu 
wählen“. Die Versammlung erinnert daran, dass die- 
ser Artikel nicht das Recht gewährt, in andere Staa- 
ten einzureisen oder diese im Transit zu durchqueren. 

4. Die Versammlung ist sich bewusst, dass Grenzkontrol- 
len und die Visumpflicht legitime, wenn auch nicht aus- 
reichende Mittel zur Überwachung der Einreise von 
Personen in Staaten und ihrer Durchreise durch Staaten 
über internationale Grenzen hinweg darstellen. 

5. Die Versammlung erinnert außerdem daran, dass die 
Inanspruchnahme des Rechtes gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 2 von Protokoll Nr. 4 der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention, jedes Land einschließlich 
des eigenen verlassen zu dürfen, die Ausstellung in- 
ternationaler Reisedokumente für jede Person durch 
die zuständigen innerstaatlichen Stellen und die Auf- 
rechterhaltung ausreichender und funktionierender 
Grenzübergänge erfordert. 

6. Die besondere geografische Lage des Gebiets Kali- 
ningrad, das nach der Verfassung eine der Födera- 
tion angehörende Exklave darstellt, die nur an die 
Ostsee, Litauen und Polen grenzt, ermöglicht Reisen 
zwischen dem Gebiet Kaliningrad und anderen Tei- 
len der Russischen Föderation nur über die Ostsee, 
auf dem Luftweg oder über die internationalen Land- 
grenzen und durch die souveränen Staatsgebiete 


Debatte der Versammlung am 25. September 2002 (28. Sitzung). 
Siehe Dok. 9560, Bericht des Politischen Ausschusses (Bericht- 
erstatterin: Frau Ragnarsdottir) sowie Dok. 9570, Stellungnahme 
des Ausschusses für Recht und Menschenrechte (Berichterstatter: 
Herr McNamara). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 
25. September 2002 (28. Sitzung). 


Weißrusslands und Litauens, Weißrusslands und 
Polens sowie Lettlands und Litauens. 

7. Angesichts dieser geographischen Lage hält die Ver- 
sammlung mit Genugtuung den Status des Gebiets 
Kaliningrad als Sonderwirtschaftszone nach russi- 
schem Recht fest und hofft auf eine weitere Umset- 
zung dieses Status, um die wirtschaftliche Entwick- 
lung des Gebiets Kaliningrad zu fördern und so die 
geographischen Nachteile auszugleichen, die sich 
aus seiner räumlichen Trennung von den übrigen 
Teilen der Russischen Föderation ergeben. 

8. Die Versammlung begrüßt die größere Freizügigkeit 
von Personen nach dem Schengener Abkommen, das 
im Rahmen der Europäischen Union zwischen den 
Unterzeichnerstaaten dieses Abkommens zur Libera- 
lisierung der Visaregelungen erarbeitet wurde. Der 
Beitritt weiterer Staaten zur Europäischen Union und 
ihre bilateralen Abkommen mit Kandidatenländem 
werden die Anwendung des Schengener Abkommens 
allmählich erweitern und können auf diese Weise zu 
einer Änderung der derzeitigen Visaregelungen dieser 
Staaten im Verhältnis zu ihren Nachbarn führen. 

9. Die Versammlung ist der Ansicht, dass vorteilhafte 
Reiseregelungen zwischen Mitgliedstaaten des Eu- 
roparats durch ihren Beitritt zum Schengener Ab- 
kommen nicht rückgängig gemacht werden sollten. 

10. Ein stärkerer Personenverkehr über die Grenzen 
hinweg und vorteilhafte Visaregelungen sollten je- 
doch nicht die grenzüberschreitende Kriminalität 
begünstigen. Darum begrüßt die Versammlung die 
verstärkte rechtliche und technische Zusammenar- 
beit zwischen den einzelstaatlichen Strafverfol- 
gungsbehörden im Kampf gegen Menschenhandel, 
organisierte Kriminalität, Geldwäsche und andere 
grenzüberschreitend begangene Straftaten. 

1 1 . Deshalb empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
komitee, 

i. den Mitgliedstaaten des Europarates rechtlichen 
Rat und Sachverstand im Hinblick auf ihre bila- 
teralen und multilateralen Visaregelungen anzu- 
bieten; 

ii. die Umsetzung des Europäischen Auslieferungs- 
übereinkommens, des Europäischen Überein- 
kommens über die Rechtshilfe in Strafsachen 
und des Europäischen Übereinkommens über 
Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme 
und Einziehung von Erträgen aus Straftaten zu 
überwachen und zu unterstützen; 

iii. seine zuständigen Lenkungsausschüsse anzuwei- 
sen, zu untersuchen, inwieweit das Europäische 
Übereinkommen betreffend Bestimmungen über 
den Personenverkehr zwischen Mitgliedstaaten 
des Europarates durch zusätzliche Bestimmun- 
gen über maschinenlesbare Standardisierungen 
von Reisedokumenten, die Transkription zwi- 
schen kyrillischen und lateinischen Alphabeten, 
gegenseitigen Informationsaustausch zwischen 
den Signatarstaaten in Bezug auf öffentliche 
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Ordnung und Sicherheit sowie die Wiederein- 
reise illegaler Migranten zu ändern ist; 

iv. alle Mitgliedstaaten zu bitten, das Europäische 

Übereinkommen betreffend Bestimmungen über 

den Personenverkehr zwischen Mitgliedstaaten des 

Europarates zu unterzeichnen und zu ratifizieren; 

v. Litauen zu bitten, 

a. in Zusammenarbeit mit den Unterzeichner- 
staaten des Schengener Abkommens die 
Möglichkeit zu untersuchen, künftig für rus- 
sische Bürger eine erleichterte Visa- und Rei- 
seregelung einzuführen; 

b. in der Zwischenzeit, zum Beispiel in Über- 
einstimmung mit Artikel 5 Absatz 2, Arti- 
kel 11 Absatz 1 Buchstabe b oder Artikel 14 
des Schengener Abkommens russischen Bür- 
gern, die in das oder aus dem Gebiet Kalinin- 
grad reisen, Visumprivilegien zu gewähren; 

c. an der internationalen Landgrenze des Ge- 
biets Kaliningrad, insbesondere im Elinblick 
auf den kleinen Grenzverkehr, eine angemes- 
sene Zahl von Grenzübergängen einzurichten 
und die bestehenden Grenzübergänge zu mo- 
dernisieren und entsprechend auszustatten; 

d. mit der Russischen Föderation ein bilaterales 
Abkommen über die Wiedereinreise illegaler 
Migranten zu unterzeichnen und zu ratifizieren; 

e. die lokalen und regionalen Behörden bei der 
Umsetzung des Europäischen Rahmenüber- 
einkommens über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörper- 
schaften oder Behörden, insbesondere im 
Elinblick auf den grenzüberschreitenden Ver- 
kehr und Elandel zwischen Litauen und dem 
Gebiet Kaliningrad, zu unterstützen; 

vi. Polen zu bitten, 

a. in Zusammenarbeit mit den Unterzeichner- 
staaten des Schengener Abkommens die 
Möglichkeit zu untersuchen, künftig für rus- 
sische Bürger eine erleichterte Visa- und Rei- 
seregelung einzuführen; 

b. in der Zwischenzeit, zum Beispiel in Über- 
einstimmung mit Artikel 5 Absatz 2, Arti- 
kel 11 Absatz 1 Buchstabe b oder Artikel 14 
des Schengener Abkommens russischen Bür- 
gern, die in das oder aus dem Gebiet Kalinin- 
grad reisen, Visumprivilegien zu gewähren; 

c. an der internationalen Landgrenze des Ge- 
biets Kaliningrad, insbesondere im Elinblick 
auf den kleinen Grenzverkehr, eine ange- 
messene Zahl von Grenzübergängen einzu- 
richten und die bestehenden Grenzüber- 
gänge zu modernisieren und entsprechend 
auszustatten; 

d. mit der Russischen Föderation ein bilaterales 
Abkommen über die Wiedereinreise illegaler 


Migranten zu unterzeichnen und zu ratifizie- 
ren; 

e. die lokalen und regionalen Behörden bei der 
Umsetzung des Europäischen Rahmenüber- 
einkommens über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörper- 
schaften oder Behörden, insbesondere im 
Hinblick auf den grenzüberschreitenden Ver- 
kehr und Handel zwischen Polen und dem 
Gebiet Kaliningrad, zu unterstützen; 

f. das Europäische Übereinkommen über die 
internationale Geltung von Strafurteilen zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren; 

vii. die Russische Föderation zu bitten, 

a. das bilaterale Grenzabkommen mit Litauen 
von 1997 zu ratifizieren; 

b. gegenseitige Regelungen für litauische und 
polnische Bürger in Bezug auf den Personen- 
verkehr und Visa einzuführen; 

c. an der internationalen Landgrenze des Ge- 
biets Kaliningrad, insbesondere im Hinblick 
auf den kleinen Grenzverkehr, eine angemes- 
sene Zahl von Grenzübergängen einzurichten 
und die bestehenden Grenzübergänge zu mo- 
dernisieren und entsprechend auszustatten; 

d. mit Litauen und Polen bilaterale Abkommen 
über die Wiedereinreise illegaler Migranten 
zu unterzeichnen und zu ratifizieren; 

e. die lokalen und regionalen Behörden des Ge- 
biets Kaliningrad bei der Umsetzung des Eu- 
ropäischen Rahmenübereinkommens über 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen Gebietskörperschaften oder Behör- 
den, insbesondere im Hinblick auf den grenz- 
überschreitenden Verkehr und Handel zwi- 
schen dem Gebiet Kaliningrad, Litauen und 
Polen, zu unterstützen; 

f. das Europäische Übereinkommen über die 
internationale Geltung von Strafurteilen zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren. 

Entschließung 1298(2002)* 

betr.: die Gewährleistung einer Zukunft in 
Wohlstand für die Region Kaliningrad: 
notwendige europäische Solidarität 

(Drucksache 9524) 

1. Während die Erweiterung der Europäischen Union 
vonstatten geht, werden die wirtschaftlichen und 


Debatte der Versammlung am 25. September 2002 (28. Sitzung). 
Siehe Dok. 9524, Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Ent- 
wicklung (Berichterstatterin: Frau Burbiene). Von der Versammlung 
verabschiedeter Text am 25. September 2002 (28. Sitzung). 
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sozialen Probleme, die Probleme im Gesundheits- 
wesen und die Umweltprobleme in der russischen 
Region Kaliningrad - geographisch gelegen zwi- 
schen Litauen und Polen und vom Rest der Russi- 
schen Föderation getrennt - immer akuter. Es ist 
jetzt Aufgabe der Mitgliedstaaten des Europarates 
- einschließlich jener, die der Europäischen Union 
angehören -, alles in ihren Kräften Stehende zu tun, 
um zu gewährleisten, dass die Lage der Region Kali- 
ningrad schnell in enger Zusammenarbeit mit allen 
Beteiligten verbessert wird. Kaliningrads einzigartige 
geographische Lage bedeutet eine einzigartige Gele- 
genheit flir Europa, wirtschaftlichen Wohlstand und 
politische Stabilität in der Ostseeregion und darüber 
hinaus zu schaffen. 

2. Die Versammlung begrüßt die Anstrengungen der 
Russischen Föderation, die Bedeutung des militäri- 
schen Sektors für die Wirtschaft der Region Kali- 
ningrad zu verringern und Letztere durch innovative 
Schritte umzuwandeln, wie durch die Schaffung ei- 
ner Sonderwirtschaftszone. Sie ist der Auffassung, 
dass die rechtlichen Bestimmungen, die für das 
Funktionieren der Sonderwirtschaftszone gelten, 
weiter verbessert werden könnten, um unternehme- 
rische Aktivitäten in der Region anzuregen, mehr 
ausländische Direktinvestitionen anzuziehen, die 
Wettbewerbsfähigkeit der in der Region erzeugten 
Produkte und angebotenen Dienstleistungen zu ver- 
bessern und die Region in die Lage zu versetzen, die 
Vorteile der zukünftigen Mitgliedschaft der Russi- 
schen Föderation in der Welthandelsorganisation 
umfassend mitzunutzen. Jede nur mögliche Anstren- 
gung muss unternommen werden, um die Lebens- 
fähigkeit der Sonderwirtschaftszone zu erhalten, 
zum Beispiel durch eine klarere Festlegung der Auf- 
gabenteilung zwischen den föderalen und regiona- 
len Behörden und durch die Erörterung der Schaf- 
fung einer Bundesbehörde für die Entwicklung der 
Sonderwirtschaftszone. 

3. Die Versammlung unterstützt nachdrücklich multi- 
laterale Anstrengungen zur Förderung der regiona- 
len Zusammenarbeit, an denen die Region Kalinin- 
grad beteiligt ist, wie zum Beispiel jene im Rahmen 
von Konsultationen zwischen der Europäischen 
Union, dem Nordischen Rat, dem Ostseerat und der 
Baltischen Versammlung auf der einen Seite und der 
Russischen Föderation auf der anderen Seite sowie 
bei direkten Kontakten zwischen der Region Kali- 
ningrad und den benachbarten Ländern Litauen und 
Polen. Sie ermutigt den Europarat, die Europäische 
Union und den Nordischen Rat, bei nächster Gele- 
genheit und mit Zustimmung und Unterstützung der 
Behörden der Russischen Föderation ihre Informa- 
tionsbüros einzurichten. Darüber hinaus ermutigt sie 
die Öffnung oder Erweiterung - je nach Fall - der 
Konsulate Litauens und Polens in der Region Kali- 
ningrad und die schnellstmögliche Eröffnung oder 
Erweiterung russischer Konsulate in Litauen und 
Polen auf der Grundlage einer gemeinsamen Ver- 
ständigung. 


4. Mit dem bevorstehenden Beitritt Litauens und Po- 
lens in die Europäische Union wird es für alle betei- 
ligten Parteien umso wichtiger, eine für alle Seiten 
annehmbare Lösung hinsichtlich der Freizügigkeit 
und des freien Warenverkehrs in und aus der Region 
Kaliningrad durch die Gebiete Litauens und Polens 
herbeizuführen. Unter Berücksichtigung der beste- 
henden wirtschaftlichen und kulturellen Bindungen 
sowie der menschlichen Kontakte zwischen Litauen, 
Polen und der Region Kaliningrad der Russischen 
Föderation sollten alle Beteiligten bereit sein, sich 
an solchen Gesprächen zu beteiligen, unter der Vo- 
raussetzung, dass die erzielten Vereinbarungen im 
Einklang mit den hohen Normen des Europarates 
und den internationalen Übereinkommen stehen. 

5. Die Versammlung fordert die Europäische Union 
und ihre Mitgliedstaaten auf, die Behörden der be- 
troffenen Staaten bei den Vorbereitungen für die Er- 
teilung von Langzeitvisa für die mehrfache Einreise 
zu angemessenen Kosten zu unterstützen mit der 
Möglichkeit, dass diese für Studenten und Jugend- 
liche kostenlos erteilt werden. Sie fordert die Behör- 
den der Russischen Föderation ferner auf, die Aus- 
stellung von Pässen für Auslandsreisen ihrer Bürger 
zu erleichtern, insbesondere für jene, die in der Re- 
gion Kaliningrad ihren Wohnsitz haben, und fordert 
die EU auf, finanzielle Unterstützung für diesen Pro- 
zess zur Verfügung zu stellen. Dies würde auch der 
Förderung einer grenzüberschreitenden Wirtschafts- 
zusammenarbeit zugute kommen. 

6. Die Versammlung fordert eine Verbesserung der ma- 
teriellen Infrastrukturen und Verfahren an den Grenz- 
übergangsstellen in Kaliningrad und fordert die Eu- 
ropäische Union auf, ihre Unterstützung für die 
Bundesbehörden und Behörden in Kaliningrad in 
diesem Bereich zu verstärken. 

7. Die Versammlung begrüßt das ehrgeizige, von der 
russischen Regierung verabschiedete „Föderale 
Zielprogramm zur Entwicklung des Verwaltungsge- 
bietes Kaliningrad bis zum Jahre 2010“ und hofft, 
dass die russischen Bundesbehörden sowie die Ver- 
waltung in Kaliningrad und die Duma die Bereit- 
stellung angemessener Haushaltsmittel für die Um- 
setzung dieses Programms in Einklang mit den 
Zusagen gewährleisten werden. Angesichts der aus- 
geprägten Abhängigkeit Kaliningrads von einge- 
führter Energie und Rohstoffen und der Notwendig- 
keit für Kaliningrad, den internationalen Handel 
auszubauen, ist die Versammlung der Auffassung, 
dass die Entwicklung des Energie- und Transport- 
sektors von besonderer Bedeutung ist. 

8. Mangelnde Investitionen in der Region Kaliningrad, 
verschärft durch Jahrzehnte geringer Investitionen, 
sind ein wesentliches Hindernis für die Entwick- 
lung. Die Versammlung fordert daher die Europä- 
ische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung sowie 
die Europäische Investitionsbank auf, gemeinsam 
mit den Bundesbehörden und den Behörden Kalinin- 
grads sowie dem Wirtschaftssektor der Region die 
Schaffung eines multilateralen Versicherungsfonds 
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für den Schutz von Investitionen im Rahmen der 
Sonderwirtschaftszone und des Bundesprogramms 
in Erwägung zu ziehen. Sie hofft ferner auf einen ra- 
schen Abschluss der Vertragsverhandlungen über 
den Schutz von Investitionen und die Vermeidung 
einer Doppelbesteuerung zwischen der Russischen 
Föderation auf der einen Seite und Litauen und Po- 
len auf der anderen Seite mit besonderem Blick auf 
die Region Kaliningrad. 

9. Der Lebensstandard in der Region Kaliningrad liegt 
noch immer beträchtlich unter dem der benachbar- 
ten Staaten. Betroffene multilaterale Hilfsorganisa- 
tionen müssen daher alles in ihren Kräften Stehende 
tun, um eine adäquate Finanzierung für Entwick- 
lungsprojekte in der Region sicherzustellen. Die Eu- 
ropäische Union sollte die Nutzung der PHARE-, 
TACIS- und INTERREG-Programme für die Mitfi- 
nanzierung von Projekten in Kaliningrad gemein- 
sam mit den Bundes- und Regionalbehörden Russ- 
lands koordinieren, eine Liste von vorrangigen 
Projekten erstellen und die Schaffung einer separa- 
ten Haushaltshöchstgrenze für die Region Kalinin- 
grad innerhalb des TACIS-Programms für die Russi- 
sche Föderation ins Auge zu fassen. 

10. Nach den jüngsten Konsultationen zwischen der Eu- 
ropäischen Union und der Russischen Föderation, 
bei denen beide Seiten Besorgnis äußerten hinsicht- 
lich der Probleme der Region Kaliningrad und ins- 
besondere hinsichtlich der Probleme in Bezug auf 
Visa und Warentransit, hofft die Parlamentarische 
Versammlung, dass alle Probleme ohne Beeinträch- 
tigung der Souveränität weder der Russischen Föde- 
ration noch der benachbarten Staaten gelöst werden. 
Die Versammlung fordert alle beteiligten Parteien 
auf, eine aktive Rolle bei der Suche nach den für alle 
bestmöglichen Lösungen zu übernehmen. 

Tagesordnungspunkt 

Die Lage in Georgien und die Folgen für die 
Stabilität der Kaukasus-Region 

(Drucksache 9564) 

B erichterstatterin : 

Abg. Christa Lörcher (Deutschland) 

Abg. Christa Lörcher (SPD)*: - Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 
Georgien ist wie seine beiden Nachbarn im Südkaukasus, 
Armenien und Aserbaidschan, ein Land mit großem kul- 
turellem Reichtum, ein schönes und interessantes Land. 
Wer die Geschichte kennt, weiß, dass es immer Spannun- 
gen gegeben hat: innerhalb des Landes zwischen ver- 
schiedenen Volksgruppen, aber auch mit kleinen und 
großen Nachbarn. 

Bei der Aufnahme Georgiens in den Europarat im 
April 1 999 gab es große Hoffnungen im Land selber, aber 


Im Auftrag des Politischen Ausschusses. 


auch bei den bisherigen Mitgliedern des Europarates, dass 
Georgien jetzt als Mitglied der großen europäischen Fa- 
milie teilhaben könne an Entwicklung und Wohlstand und 
an mehr Stabilität. Inzwischen ist Ernüchterung eingetre- 
ten, bis hin zu harten Protesten in Teilen der Bevölkerung, 
aber auch Nachdenklichkeit in der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates, was wir tun können und 
tun müssen. 

Die wirtschaftliche, soziale und politische Situation in 
Georgien hat sich in den letzten Jahren verschlechtert. Ich 
will drei Beispiele nennen: Das Bruttosozialprodukt pro 
Kopf der Bevölkerung ist, verglichen mit den anderen 
südkaukasischen Staaten, am geringsten; es liegt dort ins- 
gesamt auf einem sehr niedrigen Niveau. Die Bevölke- 
rung ist laut der letzten Statistik des Europarates vom De- 
zember 2001 seit 1990 von über 5 Millionen - das 
Maximum lag bei 5,4 Millionen - auf etwa 3,9 Millionen 
Menschen gesunken; das ist eine Abstimmung mit den 
Füßen, es überlagern sich Abwanderung und eine recht 
niedrige Geburtenquote. In Bezug auf Politik zeigen 
Überschriften wie „Pulverfass Kaukasus“ und „Georgien 
unter Druck: Ringen um eine Lösung in Abchasien“ in in- 
ternationalen Fachzeitschriften die Dringlichkeit politi- 
schen Handelns. 

Die Fortsetzung des Monitoring- Verfahrens für Georgien 
wurde heute vor einem Jahr in dieser Versammlung be- 
schlossen. Ich zitiere aus der damaligen Empfehlung: 
„Die Versammlung begrüßt Fortschritte bezüglich des 
Status in Adscharien. Sie bedauert, dass keine substanzi- 
ellen Fortschritte gemacht wurden bei den Konflikten in 
Südossetien und Abchasien und bei der Situation der 
Flüchtlinge und Vertriebenen.“ 

Seither hat sich die Situation im Land nicht verbessert, 
auch nicht das Verhältnis zu dem größten Nachbarn, der 
Russischen Föderation. Es hat Zwischenfälle gegeben. Es 
hat viele Gespräche und Vereinbarungen gegeben - man- 
che wurden eingehalten, andere nicht, wieder andere wur- 
den noch nicht einmal zur Kenntnis genommen oder ak- 
zeptiert. 

Leider müssen wir feststellen, dass die Spannungen im 
letzten Jahr größer geworden sind: in den Beziehungen zu 
Abchasien, im Pankisi-Tal und zum großen Nachbarn 
Russland. Die Ankunft und Anwesenheit amerikanischer 
Militärberater in Georgien seit Anfang Juni dieses Jahres 
zum Training georgischer Soldaten im Kampf gegen Ter- 
ror und andere Verbrechen hat einige beruhigt, andere 
eher beunruhigt, die Situation insgesamt aber nicht einfa- 
cher gemacht. 

Ich will dazu Rainer Freitag-Wirminghaus in dem Artikel 
„Der Südkaukasus nach dem 11. September“ zitieren: 
„Das Ziel der USA ist, den , Bogen der Instabilität 1 ... zu 
kontrollieren. Der Kampf gegen den akuten und potenzi- 
ellen Terrorismus beinhaltet die Möglichkeit, die Energie- 
ressourcen zu kontrollieren.“ Ich nenne ein zweites Zitat in 
Bezug auf Russland: „Russische Politik im Kaukasus 
steht grundsätzlich vor der Wahl zu entscheiden, ob dor- 
tige Instabilität oder Stabilität für die eigenen Interessen 
vorteilhafter ist.“ 



Drucksache 15/305 


-26- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Im vorliegenden Bericht zu Georgien und zur Stabilität im 
Südkaukasus sind viele Einzelheiten weggelassen, sonst 
wäre er zu umfangreich geworden. Nur die Krisengebiete 
Abchasien, Südossetien und das Pankisi-Tal wurden ein- 
bezogen. Die innenpolitische Lage und der Einfluss Russ- 
lands spielen dabei natürlich eine wesentliche Rolle. 

Wir haben den Bericht in drei Sitzungen des Politischen 
Ausschusses diskutiert. Ich bin den Kolleginnen und Kol- 
legen und Generalsekretär Walter Schwimmer sehr dank- 
bar für ihre Anregungen und Ergänzungen, die in den 
Empfehlungen weitgehend berücksichtigt sind. 

Von den Empfehlungen möchte ich die drei wichtigsten 
zusammenfassen: 

Erstens. Die entscheidende Forderung ist der Ausschluss 
jeglicher Form militärischer Einsätze zur Terrorismus- 
oder Verbrechensbekämpfung. Das gilt natürlich insbe- 
sondere für die Länder innerhalb der Familie des Europara- 
tes. Das haben alle anwesenden Mitglieder des Politischen 
Ausschusses so gesehen, als wir darüber diskutiert haben, 
mit Ausnahme der Kollegen der Russischen Föderation. 

Die Änderungsanträge 1, 2 und 3, in denen der Kollege 
Rogosin und andere, Militäreinsätze zur „Selbstverteidi- 
gung“ im Kampf gegen Terrorismus ausdrücklich zulas- 
sen wollen, lehne ich strikt ab. 

Zweitens. Die Stärkung eines konstruktiven Dialogs zwi- 
schen den Konfliktparteien muss vorangebracht werden, 
unter Einbeziehung der Verantwortlichen in den Krisen- 
gebieten. Ich freue mich deshalb, dass der Generalse- 
kretär des Europarates die Einsetzung eines Sonderbeauf- 
tragten in Tiflis befürwortet. Ein solcher kann vielfältige 
Hilfen und die Unterstützung des Europarates in Georgien 
koordinieren und die Zusammenarbeit mit anderen inter- 
nationalen Organisationen dort stärken. 

Drittens begrüße ich besonders, dass dieser Bericht, ob- 
wohl noch nicht beschlossen, schon ein konkretes Ergeb- 
nis hat: Die Delegationen von Georgien und Russland ha- 
ben sich gestern Morgen bei einem Treffen mit dem 
Präsidenten des Europarates, Peter Schieder, geeinigt, dass 
es eine Fact-Finding-Mission mit georgischer und russi- 
scher Beteiligung in Georgien geben soll. Dies ist in Ände- 
rungsantrag 8 formuliert, den ich nachdrücklich unterstütze. 

Ich will eine kurze Bemerkung dazu machen, die die Be- 
deutung dieses Änderungsantrags nicht schmälert: Eine 
Fact-Finding-Mission darf nicht dazu führen, dass Zeit 
vergeudet wird und Fakten endlos debattiert und kritisiert 
werden. Für Georgien gilt Ähnliches wie für die Nach- 
barstaaten Armenien und Aserbaidschan im Südkaukasus: 
Eine positive Entwicklung und Stabilität sowohl innen- 
wie auch außenpolitisch sind so wichtig, dass wir keine 
Zeit verlieren dürfen. Ein Status quo - auch wenn manche 
das vielleicht wollen, weil sich daran verdienen lässt - 
lässt die Kluft zwischen armen und reichen Ländern im- 
mer größer werden. „Armut können wir uns nicht leisten“, 
sagte ein hoher UN-Beamter kurz nach dem 1 1 . Septem- 
ber 200 1 bei einer Sitzung des Ausschusses für Migration, 
Flüchtlinge und Demographie, „weil die Folgen von Ar- 
mut unverantwortlich sind“. Er hat Recht. 


Ich danke dem Sekretariat, insbesondere Petr Sich und 
Rüdiger Dossow für ihre große Hilfe bei der Erstellung 
dieses Berichts. Mein Dank gilt allen Gesprächspartnern 
in Moskau, Tiflis, andernorts und hier in Straßburg. Ich 
danke allen, die Interesse an den Menschen und an einer 
friedlichen Entwicklung in Georgien und im Südkaukasus 
insgesamt haben und daran konstruktiv mitarbeiten. Be- 
sonders erwähnen möchte ich dabei die OSZE-Einsatz- 
kräfte, die unbewaffnet unter harten Bedingungen Grenz- 
gebiete zwischen Georgien und Russland beobachten und 
regelmäßig darüber berichten. Sie sind ein hervorragen- 
des Beispiel für internationale Zusammenarbeit und fried- 
liches Konfliktmanagement. 

Ich bitte um Unterstützung des Berichts und der Empfeh- 
lungen und freue mich auf die Debatte. - Danke. 

Abg. Christa Lörcher (SPD)*: - Danke, Herr Präsident! 
Ich möchte zuerst auf das eingehen, was der Kollege Ro- 
gosin gesagt hat und einige Bemerkungen dazu machen, 
obwohl wir im Ausschuss schon sehr ausführlich darüber 
diskutiert haben. Terroristen gibt es in Russland, in Geor- 
gien und in allen Ländern der Welt. Wir haben mit Be- 
dauern feststellen müssen, dass sich auch in Hamburg, 
auch in Deutschland Terroristen aufhalten. Ich denke, das 
rechtfertigt aber nicht, dass für die Bekämpfung militäri- 
sche Mittel eingesetzt werden. Es gibt eine klare Grenze 
zwischen Militär und Polizei. Verbrecher müssen mit 
rechtsstaatlichen Mitteln verfolgt werden. Eine wichtige 
Forderung, die gestellt werden muss, ist, dass zum Bei- 
spiel die Polizei der verschiedenen Staaten bei der 
Bekämpfung viel enger Zusammenarbeiten muss. Das gilt 
aber nicht nur für die Bekämpfung des Terrorismus, son- 
dern auch für die Bekämpfung von Verbrechen, die damit 
Zusammenhängen und die in allen Ländern ausgeübt wer- 
den. ln manchen Teilen der Welt treten zum Beispiel Waf- 
fen- oder Drogenhandel leider besonders häufig auf. Dies 
gilt, wie wir wissen, auch für das Pankisi-Tal oder Südos- 
setien, die Schauplätze von Auto- oder Zigarettenschmug- 
gel, aber auch von Menschenhandel sind. Dies alles muss 
mit rechtmäßigen Mitteln bekämpft werden. Dazu ist die 
Zusammenarbeit der internationalen Gemeinschaft nötig. 

Ich finde es bedauerlich, wenn hier von Herrn Rogosin 
eine Einteilung der Welt in Gut und Böse vorgenommen 
wird. Ich glaube, dass es in jedem Menschen, in jedem 
Staat Gutes und Böses gibt. Wir müssen versuchen, das 
Gute zu entwickeln. Es war das Ziel dieses Berichts, ge- 
rade die positiven Entwicklungen anzuregen. Das kann 
zum Beispiel durch Gespräche oder durch internationale 
Organisationen geschehen, die Hilfe und Unterstützung 
geben. Das können der Europarat, die EU, die UN oder 
die OSZE sein. Ich bin sehr dankbar flir jede Hilfe. Wir 
haben aber festgestellt: Mit dem jetzigen Zustand können 
wir noch nicht zufrieden sein. Deswegen muss die inter- 
nationale Gemeinschaft mehr für Verständigung und Ko- 
operation tun. Aber auch Georgien muss - das ist sehr 
wichtig, es wurde daraufhingewiesen - dafür sorgen, dass 
in seinen Grenzen Verbrechen rechtmäßig verfolgt wer- 


Abschlussbemerkung der Berichterstatterin im Auftrag des Politi- 
schen Ausschusses. 
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den, dass demokratische Strukturen aufgebaut werden, 
dass das Rechtssystem verbessert wird und dass über Kor- 
ruption nicht nur gesprochen wird, sondern dass sie bis in 
die höchsten Ebenen verhindert wird. 

Ich möchte nicht auf alle Redner eingehen, die vorhin ge- 
sprochen haben; ich bin dankbar für ihre Unterstützung. 
Es wurde sehr deutlich darauf hingewiesen, dass der Eu- 
roparat im Umgang miteinander Standards aufweist. 
Diese Standards schließen militärische Aktionen unter- 
einander aus; Andreas Gross hat deutlich darauf hinge- 
wiesen. Ruth-Gaby Vermot-Mangold hat auf die Situation 
der Flüchtlinge und der Bevölkerung insgesamt hinge- 
wiesen. Ich glaube, es muss das wichtigste Motiv für uns 
sein, dass die Bevölkerung nicht leidet. Die Bevölkerung 
hat, wie unsere georgischen Kollegen gesagt haben, Exis- 
tenzängste. Wir sind verpflichtet, den Menschen Perspek- 
tiven zu geben. An diesen Perspektiven ist gearbeitet wor- 
den, bisher leider ohne Erfolg. Deswegen bitte ich um 
verstärkte Zusammenarbeit des Europarates mit Geor- 
gien, Russland und allen Akteuren in der Region. - Ich 
danke Ihnen herzlich. 

Empfehlung 1580 (2002)* 

betr.: die Lage in Georgien und die Folgen für 
die Stabilität der Kaukasus-Region 

(Drucksache 9564) 

1 . Die Mitgliedschaft im Europarat verpflichtet alle Mit- 
gliedstaaten zu einer gemeinsamen Verantwortung für 
Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit 
und beinhaltet somit, Abstand zu nehmen von der An- 
wendung von Gewalt unter Mitgliedstaaten und Strei- 
tigkeiten im Einklang mit dem Völkerrecht zu regeln. 

2. Festgefahrene Konflikte im Kaukasus, einschließ- 
lich jener, bei denen aktive Kampfhandlungen ein- 
gestellt wurden, stellen weiterhin eine Gefahr für die 
Stabilität dar, da die Wiederaufnahme von Gewalt 
niemals ausgeschlossen werden kann. 

3 . Die Versammlung ist der Auffassung, dass der Euro- 
parat sein Engagement im Kaukasus verstärken und 
aktiv mit den betroffenen Ländern Zusammenarbei- 
ten muss, um den Friedens- und Stabilisierungspro- 
zessen in der Region neue Anstöße zu verleihen. 

4. Die von Georgien und der Russischen Föderation 
auf ihrem jeweiligen Staatsgebiet entlang der ge- 
meinsamen Grenze ergriffenen Anstrengungen zur 
Friedenserhaltung und Umsetzung der Gesetze müs- 
sen weiter fortgesetzt werden. 

5. Artikel 51 der VN-Charta und die Resolution 1269 
(1999) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
über den internationalen Terrorismus sowie die Re- 
solution 1368 (2001) des Sicherheitsrates der Ver- 
einten Nationen vom 12. September 2001 gestatten 


Debatte der Versammlung am 25. September 2002 (28. Sitzung). 
Siehe Dok. 9564, Bericht des Politischen Ausschusses (Bericht- 
erstatterin: Frau Lörcher). Von der Versammlung verabschiedeter 
Text am 25. September 2002 (28. Sitzung). 


nicht die Anwendung militärischer Gewalt durch die 
Russische Föderation oder einen anderen Staat auf 
georgischem Staatsgebiet. 

6. Die Versammlung ist bereit, in diesem Zusammen- 
hang ihre guten Dienste und ein Forum für den Dia- 
log zwischen den Parlamentariern aus Georgien und 
der Russischen Föderation anzubieten. 

7. Die Versammlung begrüßt eine Vereinbarung zwi- 
schen den Delegationen der Russischen Bundesver- 
sammlung und dem Parlament Georgiens über die 
Notwendigkeit der Entsendung einer „Fact-Finding 
Mission“ der PV ER unter Beteiligung der russi- 
schen und der georgischen Seite nach Moskau, Tiflis 
und der Konfliktregion, die dem Präsidium der Ver- 
sammlung Bericht erstatten soll. 

8 . Die Versammlung ermutigt den Ausbau der Arbeit des 
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs des Europa- 
rates in Tiflis, der zur Erleichterung der Unterstützung 
der georgischen Behörden durch den Europarat und 
der Zusammenarbeit mit anderen internationalen vor 
Ort vertretenen Organisationen ernannt werden soll. 

9. Die Versammlung fordert die georgischen Behörden 
auf: 

i. ihre Verpflichtung zur Lösung der Konflikte 
auf ihrem Staatsgebiet ausschließlich durch 
friedliche Mittel zu bekräftigen und in diesem 
Zusammenhang Abstand zu nehmen von allen 
Maßnahmen der direkten oder indirekten Un- 
terstützung für Streitkräfte, die bestrebt sind, 
diese Konflikte mit Gewalt zu lösen; 

ii. durchgreifende Maßnahmen zu ergreifen mit 
dem Ziel, ihre Entschlossenheit unter Beweis 
zu stellen, die demokratischen Reformen im 
Land fortzusetzen, insbesondere im Lichte der 
Kommunalwahlen vom Juni 2002; 

iii. ihre Anstrengungen in Richtung auf wesentliche 
Fortschritte bei der Umsetzung der Verpflichtun- 
gen, die Georgien mit seinem Beitritt zum Euro- 
parat übernommen hat, weiter fortzusetzen; 

iv. mit allen betroffenen Staaten zusammenzuar- 
beiten in Bezug auf die Bekämpfung des Terro- 
rismus und die notwendigen Maßnahmen zu er- 
greifen, um die Rechtsstaatlichkeit in allen 
Teilen ihres Staatsgebietes sicherzustellen, 
einschließlich im Pankisi-Tal; 

v. strikte Maßnahmen zu ergreifen mit dem Ziel, 
Korruption und kriminelle Aktivitäten zu 
bekämpfen; 

vi. bei der Verteilung ausländischer Hilfe Trans- 
parenz herzustellen, um zu gewährleisten, dass 
autonome Regionen einen fairen Anteil dieser 
Hilfe erhalten; 

vii. den Dialog sowohl auf Regierungs- als auch auf 
Parlamentsebene mit der Russischen Föderation 
zu verstärken mit dem Ziel, Lösungen für die 
Probleme zu finden, die Spannungen bei den 
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Beziehungen zwischen diesen beiden Staaten er- 
zeugen. 

10. Die Versammlung appelliert an die abchasischen und 
südossetischen Führer, ihre unnachgiebigen Positio- 
nen aufzugeben und bereit zu sein, sich an ernsthaf- 
ten Verhandlungen über den Status von Abchasien 
und Siidossetien innerhalb Georgiens zu beteiligen. 

11. Die Versammlung fordert die Behörden der Russi- 
schen Föderation auf: 

i. Abstand zu nehmen von allen Maßnahmen oder 
Erklärungen, die sich in die inneren Angelegen- 
heiten Georgiens einmischen oder die Souverä- 
nität und territoriale Unversehrtheit Georgiens 
verletzen könnten, insbesondere davon, irgend- 
eine militärische Aktion auf georgischem Staats- 
gebiet einzuleiten, wie vom Präsidenten der Rus- 
sischen Föderation am 11. September 2002 
geäußert; 

ii. Abstand zu nehmen von allen einseitigen Maß- 
nahmen, die Georgien und seine Bürger betref- 
fen, insbesondere hinsichtlich Abchasien und 
Südossetien, ohne vorherige Erörterung mit 
oder Zustimmung durch die georgischen 
Behörden, einschließlich in den Bereichen der 
wirtschaftlichen Unterstützung und des freien 
Personen- und Warenverkehrs, insbesondere in 
Bezug auf Visa-, Zoll- und Passfragen; 

iii. den Dialog sowohl auf Regierungs- als auch auf 
Parlamentsebene mit Georgien zu verstärken mit 
dem Ziel, Lösungen für die Fragen zu finden, die 
bislang zu Spannungen bei den Beziehungen 
zwischen diesen beiden Staaten geführt haben; 

iv. ihre Militärbasen in Georgien so schnell wie 
möglich im Einklang mit dem mit Georgien er- 
zielten Übereinkommen abzubauen. 

12. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee 
des Europarates: 

i. alle durch den Generalsekretär ergriffenen 
Maßnahmen zur Lösung der Sicherheitsfragen 
auf einer multilateralen Grundlage im Einklang 
mit den Zielen des Europarates zu ermutigen; 

ii. im Rahmen der Konfliktbeilegungsmechanis- 
men der Vereinten Nationen in Abchasien und 
Südossetien mit der Europäischen Union zu- 
sammenzuarbeiten unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen und technischen Unterstüt- 
zung, welche die Europäische Union zur Er- 
leichterung des Friedensprozesses bereitstellt; 

iii. mit der OSZE bei ihren Überwachungsmaß- 
nahmen in Georgien zusammenzuarbeiten und 
die notwendigen Mittel für eine Beteiligung 
des Europarates an diesen Überwachungsmaß- 
nahmen zur Verfügung zu stellen; 

iv. seine Hilfsprogramme für Georgien zu intensi- 
vieren mit dem Ziel einer Stärkung der demo- 
kratischen Reformen; 


v. mit allen betroffenen Parteien und Ländern eine 

Diskussion über die Aussichten für eine ver- 
stärkte regionale Zusammenarbeit einzuleiten. 

Tagesordnungspunkt 

Die OECD und die Weltwirtschaft 

(Drucksache 9505) 

Berichterstatter: 

Abg. Andrej Wielowieyski (Polen) 

(Themen: Globalisierung als Bedrohung und Chance fiir 
die wirtschaftliche Entwicklung der Welt - die Notwen- 
digkeit von mehr Sicherheit bei Kapitalströmen und Inves- 
titionen - die Entwicklung der „ new economv “ und die 
Rolle der USA - das Problem von Stabilität und Sicher- 
heit an den internationalen Finanzmärkten — die Notwen- 
digkeit von größerer Transparenz und Disziplin sowie 
eines effektiveren Krisenmanagements an diesen Märkten 
- der IWF als „ehrlicher Makler“ — die Konsolidierung 
des Euro gegenüber dem US-Dollar - gemeinsame Wirt- 
schaftspraktiken innerhalb der Europäischen Union - So- 
lidarität mit armen Ländern ) 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des stellvertretenden 
Generalsekretärs der OECD, 

Richard E. Hecklinger 

(Themen: die Vorhersagen der OECD fiir die Entwicklung 
der Weltwirtschaft - die Entwicklung der Weltwirtschaft 
nach dem 11. September 2001 - die Produktivitätssteige- 
rungen und das Wirtschaftswachstum begünstigende Wirt- 
schaftspolitiken in einigen Ländern - die Wirtschaftslage 
in den USA, Europa und Japan - die OECD-Prinzipien für 
Unternehmensführung und das Programm zur Zusammen- 
arbeit mit Nichtmitgliedsländern der OECD - die großen 
Wirtschaftstreffen des vergangenen Jahres in Doha, Mon- 
terrey und Johannesburg - alternde Gesellschaften als 
Herausforderung für die Gesundheits- und sozialen Siche- 
rungssysteme sowie für das Bildungswesen) 

Entschließung 1299(2002)* 

betr.: die OECD und die Weltwirtschaft 

(Drucksache 9505) 

1 . Die Erweiterte Parlamentarische Versammlung, die 
sich aus Delegationen von Mitgliedstaaten der 
OECD und des Europarates zusammensetzt, hat die 
jüngsten Aktivitäten der OECD in Bezug auf die 


Debatte der Versammlung am 25. September 2002 (29. Sitzung). 
Siehe Dok. 9505, Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Ent- 
wicklung (Berichterstatter: Herr Wielowieyski), Dok. 9562, Beitrag 
des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit und Familie (Be- 
richterstatter: Herr Vos) sowie Dok. 9569, Beitrag des Ausschusses 
für Kultur, Wissenschaft und Bildung (Berichterstatterin: Baroness 
Hooper). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 25. Sep- 
tember 2002 (29. Sitzung). 
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Weltwirtschaft im Lichte der vom Ausschuss der Er- 
weiterten Versammlung für Wirtschaft und Entwick- 
lung vorgelegten Berichte und der Beiträge von ver- 
schiedenen anderen Ausschüssen untersucht. 

2. Die Erweiterte Versammlung nimmt den Auf- 
schwung der Weltwirtschaft seit den terroristischen 
Angriffen vom 11. September 2001 zur Kenntnis, ist 
jedoch weiterhin besorgt über die Nachhaltigkeit 
dieses Aufschwungs angesichts der fortlaufenden 
Spannungen auf dem Markt und anderen Risiken. 
Die Erweiterte Versammlung lobt die von Mitglied- 
staaten der OECD und des Europarates ergriffenen 
umgehenden Maßnahmen zur Bewältigung der 
menschlichen, politischen und wirtschaftlichen Fol- 
gen dieser Ereignisse und sieht die in jüngster Zeit 
bei der Bewältigung dieser und anderer destabilisie- 
render Vorfälle in der Weltwirtschaft festzustellende 
Konsolidierung als mögliche Ankündigung einer 
neuen Ära in der internationalen Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik. Die durchgreifenden multilatera- 
len Maßnahmen müssen fortgesetzt und verstärkt 
werden, um ein nachhaltiges Wachstum zu erzielen, 
das allen Regionen zugute kommt und die Kluft zwi- 
schen reichen und armen Ländern verringert. 

3 . Die Erweiterte Versammlung stellt mit Befriedigung 
fest, dass der konjunkturelle Aufschwung einher 
geht mit einer relativ niedrigen Inflation, und dass die 
zwar immer noch zu hohe Arbeitslosigkeit in Gren- 
zen gehalten wird. Sie stellt jedoch auch fest, dass 
der 200 1 weiter stagnierende Welthandel nach meh- 
reren Jahren soliden Wachstums laut Prognosen nur 
um 2,5 % im Jahre 2002 steigen soll, was teilweise 
die Sicherheitsmaßnahmen in Bezug auf den Terro- 
rismus und höhere, die wirtschaftlichen Aktivitäten 
generell belastende Versicherungskosten widerspie- 
gelt. Die Erweiterte Versammlung ruft die OECD- 
Mitgliedstaaten daher dazu auf, die im Rahmen der 
Welthandelsorganisation vereinbarte Entwicklungs- 
agenda von DOHA aus dem Jahre 2001 umfassend 
umsetzen. 

4. Die Erweiterte Versammlung bedauert in diesem Zu- 
sammenhang die kürzlich von den Vereinigten Staa- 
ten verhängten Importzölle für Stahl zum Schutz ih- 
rer Stahlindustrie vor ausländischer Konkurrenz und 
äußert Verständnis für die von der Europäischen 
Union, Japan und mehreren anderen Staaten bei der 
Welthandelsorganisation vorgebrachten Beschwer- 
den gegen diese Maßnahme. Sie ruft alle Parteien 
auf, sich um eine rasche Lösung für diesen Konflikt 
im Rahmen der WTO zu bemühen und ruft alle 
OECD-Mitgliedstaaten im Allgemeinen dazu auf, 
von protektionistischen Maßnahmen abzusehen, die 
das WTO-System zusätzlich belasten würden. 

5. Die Erweiterte Versammlung erkennt in diesem Zu- 
sammenhang auch das fortdauernde Problem der 
Agrarsubventionen in reichen Nationen an, insbe- 
sondere seine negativen Auswirkungen auf die Ent- 
wicklungsländer. Sie bedauert in dieser Hinsicht die 
Verabschiedung des amerikanischen Gesetzesent- 


wurfes über landwirtschaftliche Betriebe, der die 
Subventionen für amerikanische Bauern beträcht- 
lich erhöht, insbesondere da die Vereinigten Staaten 
traditionellerweise geringere Subventionen als viele 
ihrer OECD-Partner, einschließlich der Europä- 
ischen Union und Japan, gewährt haben. Sie fordert 
die betroffenen OECD-Partner auf, die Herabset- 
zung von Produktionssubventionen fortzusetzen, 
insbesondere für Exportzwecke, in Einklang mit den 
Empfehlungen der OECD und den Verpflichtungen 
der WTO angesichts der schädlichen Auswirkungen 
derartiger Subventionen auf die Umwelt, den Welt- 
handel und die Entwicklungsländer, einschließlich 
des demokratischen Gleichgewichtes zwischen 
ländlichem Gebiet und Städten in den zuletzt ge- 
nannten Staaten. Die Erweiterte Versammlung ruft 
die betroffenen OECD-Länder ebenfalls auf, nicht 
den Handel betreffende Fragen ebenfalls zu berück- 
sichtigen, wie die nachhaltige Entwicklung von Dör- 
fern im ländlichen Raum, die Wahrung einer diver- 
sifizierten Umwelt und der Erfahrung in Dörfern im 
ländlichen Raum sowie Lebensmittelautonomie. 

6. Die Erweiterte Versammlung begrüßt die Stabilisie- 
rung des Euro gegenüber dem US-Dollar - eine Ent- 
wicklung, die voraussichtlich nicht nur die Inflation 
in der EWZ weiter verringern wird, sondern auch 
US-Exporte unterstützen und damit zu einer Verrin- 
gerung des beunruhigend hohen laufenden Haus- 
haltsdefizits dieses Landes führen könnte. Um die 
dauerhafte Stärke des Euros und das jetzt benötigte 
stärkere Wachstum herbeizuführen, ist es von ent- 
scheidender Bedeutung, dass die EWZ-Staaten har- 
monisierte Maßnahmen in allen Bereichen fortset- 
zen unter voller Wahrung der Anforderungen des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes in Bezug auf 
Haushaltsdefizite. 

7. Die Erweiterte Versammlung begrüßt darüber hi- 
naus die bei den Verhandlungen für die Mitglied- 
schaft zwischen der Europäischen Union und zwölf 
beitrittswilligen Staaten in Mittelost- und Südosteu- 
ropa erzielten Fortschritte - ein Prozess, den sie für 
die zukünftige Stabilität und den Wohlstand des 
Kontinents von ausschlaggebender Bedeutung hält. 
Sie fordert eine frühestmögliche EU-Mitgliedschaft 
für alle EU-beitrittswilligen Staaten und möglichst 
enge Beziehungen zwischen der EU und allen ande- 
ren Staaten in der Region in Anerkennung der 
großen Anstrengungen, die von EU-Staaten und 
nicht der EU angehörenden Staaten gleichermaßen 
zur Reform ihrer Volkswirtschaften unternommen 
wurden. Die Reformbemühungen der Länder Mittel- 
und Osteuropas, die noch nicht Mitglieder der OECD 
sind, müssen in Anbetracht ihres künftigen Beitritts 
zu der Organisation besondere Unterstützung und 
Begleitung von der gesamten internationalen Ge- 
meinschaft, darunter auch der OECD, erhalten. 

8. Die Erweiterte Versammlung spricht Japan ihre An- 
erkennung aus für seine Anstrengungen zur Been- 
digung der lang anhaltenden Rezession und Verbes- 
serung der öffentlichen Finanzen. Sie stellt mit 
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Befriedigung jüngste Hinweise auf Bewegungen für 
eine beginnende Erholung fest und ermutigt die japa- 
nische Regierung, mit unvermindertem Nachdruck 
die strukturelle Reform fortzusetzen, die sich auf eine 
Vielzahl von Bereichen erstreckt, einschließlich des 
Bankensektors und einer Steuerreform, welche in 
der Lage ist, die Verbraucherausgaben anzuregen, 
ohne die bereits bestiirzend hohen öffentlichen 
Haushaltsdefizite weiter ansteigen zu lassen. 

9. Die Erweiterte Versammlung stellt mit Befriedigung 
das anhaltende gesunde Wirtschaftswachstum in der 
Russischen Föderation fest und die Anerkennung 
des Übergangs des Landes zur Marktwirtschaft 
durch die Kommission der Europäischen Union und 
durch die Vereinigten Staaten. Sie ermutigt die rus- 
sische Regierung und das russische Parlament, die 
bereits zugunsten einer breiter gefächerten Volks- 
wirtschaft und einer geringeren Abhängigkeit von 
Öl und Gas eingeleiteten Reformen fortzusetzen und 
die Reform seines Bankensektors abzuschließen un- 
ter Berücksichtigung der entscheidenden Rolle letzte- 
rer bei der gezielten Lenkung wichtiger inländischer 
Kapitalressourcen des Landes sowie der dringend er- 
forderlichen Auslandsinvestitionen in Richtung einer 
generellen Wirtschaftsentwicklung. 

10. Im Verlauf des letzten Jahrzehnts haben die Libera- 
lisierung der Finanzmärkte und ihr Zusammenspiel 
dank der Fortschritte der Informations- und Kom- 
munikationstechnologien durch eine verbesserte 
weltweite Zuweisung von Finanzmitteln mit niedri- 
geren Kosten zum wirtschaftlichen Wachstum bei- 
getragen. Der OECD und anderen Institutionen - 
wie das Finanzstabilitätsforum der G 7, die G 8, der 
Baseler Ausschuss für Bankenüberwachung, der 
IWF, die Weltbank und die WTO - ist für ihren Bei- 
trag und für die Überwachung dieses Prozesses 
Dank auszusprechen. Um die wirtschaftliche Ent- 
wicklung über den freien Fluss der Finanzmittel zu 
stärken, sollten die OECD-Mitgliedstaaten gemein- 
sam mit den internationalen Finanzinstitutionen An- 
strengungen zur Schaffung eines stabilisierten inter- 
nationalen Finanzmechanismus unternehmen. Es ist 
besonders wichtig, die Aufgaben und Zuständigkei- 
ten des IWF erneut zu überprüfen, welcher ver- 
stärkte Fähigkeiten in Bezug auf die Marktüberwa- 
chung und Möglichkeiten zur Unterstützung der 
Lösungsfindung für schwerwiegende Finanzkrisen 
erhalten sollte, unter gleichzeitiger Berücksichti- 
gung von Möglichkeiten zur Rationalisierung seiner 
Organisation und Operation. Die Reform der inter- 
nationalen Finanzarchitektur sollte auch von einer 
Rolle für die demokratischen Parlamente zur Aus- 
übung einer Überwachung durch die Öffentlichkeit 
begleitet werden. 

1 1 . Jedoch hat der Zusammenbruch von Unternehmen 
wie ENRON, TYCO und WORLDCOM - der be- 
trügerisches Verhalten von leitenden Mitarbeitern 
durch Unregelmäßigkeiten im Rechnungswesen ans 
Licht gebracht hat, was zu großen Verlusten für Tau- 


sende von Aktionären und Mitarbeitern führte - das 
Vertrauen der allgemeinen Öffentlichkeit in die ethi- 
schen Normen der Wirtschaft schwer erschüttert. 
Die OECD und ihre Mitgliedstaaten müssen Sofort- 
maßnahmen ergreifen, um die Gesetzgebung in Be- 
zug auf Rechnungswesen und Bilanzen von Unter- 
nehmen und die Transparenz für den gesamten 
Bereich ihrer Aktivitäten und den ihrer Tochterun- 
ternehmen zu verbessern. Die Erweiterte Versamm- 
lung fordert eine Stärkung der OECD-Grundsätze 
der Corporate Governance und ruft die OECD-Mit- 
gliedstaaten auf, auf eine stärkere Umsetzung der 
OECD-Leitlinien für multinationale Unternehmen 
hinzuarbeiten, um ein verantwortungsvolles Unter- 
nehmensverhalten zu fördern, insbesondere in Be- 
reichen wie Offenlegung und Korruptionsbekämp- 
fung. Die OECD und ihre Mitgliedsländer müssen 
ebenfalls zur Schaffung oder ggf. zur Stärkung wirk- 
samer Mechanismen für den Schutz und die Über- 
wachung insbesondere auf parlamentarischer Ebene 
der Rechte von Anteilseignern und Mitarbeitern bei- 
tragen, die Opfer von Unregelmäßigkeiten in der 
Buchhaltung von Firmen werden. 

12. Die derzeitige Finanzkrise in Argentinien - wie 
frühere, andere Staaten betreffende Krisen - unter- 
streicht die Notwendigkeit der Verfolgung von ver- 
nünftigen makroökonomischen Maßnahmen und 
einer frühzeitigen Behandlung von Ungleichge- 
wichten durch die Staaten, unterstützt durch die 
Staatengemeinschaft. Die Erweiterte Versammlung 
ermutigt die OECD, mit Nichtmitgliedstaaten auf 
eine Stärkung der Zusammenarbeit mit dem IWF 
und anderen internationalen Finanzinstitutionen zur 
Annahme geeigneter Politiken hinzuarbeiten. Es 
werden Frühwarnsysteme benötigt, um ähnliche 
Krisen in Zukunft zu antizipieren und zu verhüten. 

1 3 . Die Erweiterte Versammlung weist ferner hin auf die 
Anfälligkeit der Weltwirtschaft gegenüber jedem 
zukünftigen terroristischen Angriff von einer Größen- 
ordnung wie der des 1 1 . Septembers. Sie fordert da- 
her die Mitgliedstaaten der OECD und des Europa- 
rates auf, alles in ihren Kräften Stehende zu tun, um 
die Bekämpfung des Terrorismus zu unterstützen, 
einschließlich der Aufspürung von terroristischen 
Finanzmitteln, in enger Zusammenarbeit mit der 
OECD, der Arbeitsgruppe Finanzmaßnahmen, dem 
Europarat und anderen Institutionen. Letztlich wird 
die Bedrohung des Terrorismus nur über die Bewälti- 
gung ihrer grundlegenden Ursachen zu beheben sein. 

14. Die Erweiterte Versammlung unterstützt nachdrück- 
lich den langjährigen und entscheidenden Beitrag 
der OECD zur Entwicklungszusammenarbeit, der 
heute im Wesentlichen benötigt wird, um die wach- 
sende Kluft zwischen reichen und armen Ländern 
und Regionen, welche sich insbesondere aus der 
„New Economy“ ergeben hat, zu verringern. Benötigt 
werden sowohl verbesserter Handelszugang für Ent- 
wicklungsländer zu den Märkten der Industriestaa- 
ten und mehr und verbesserte staatliche Entwick- 
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lungshilfe auf der Grundlage der Empfehlungen des 
Entwicklungshilfeausschusses der OECD. Es ist vor 
allem eine wirksamere Unterstützung zur Verwirkli- 
chung der Millenniums-Entwicklungsziele der Ver- 
einten Nationen erforderlich, insbesondere für die 
ärmsten afrikanischen Länder und mit Hilfe einer 
adäquaten Förderung der Neuen Partnerschaft für 
die Entwicklung Afrikas (NEPAD). Eine solche Un- 
terstützung sollte eine zusätzliche Lockermachung 
von Hilfsmitteln, einen stärkeren Schuldennachlass 
und eine größere Kohärenz zwischen Handels- und 
Hilfspolitiken einschließen, wie es von den Minis- 
tern der OECD-Mitgliedsländer in ihrer Mitteilung 
vom Mai 2002 und in den Hintegrundunterlagen für 
diese Sitzung anerkannt worden war. 

1 5 . Die Erweiterte Versammlung begrüßt die Aktivitäten 
der OECD auf dem Gebiet der Sozial- und Gesund- 
heitspolitik, insbesondere die fortlaufenden Studien 
über die Auswirkungen von Versorgungssystemen 
und Steuererleichterungen auf Ungleichheit und Ar- 
mut sowie das Projekt über die Leistung der Ge- 
sundheitssysteme in den verschiedenen Mitglied- 
staaten. Die Erweiterte Versammlung ist überzeugt, 
dass Armut zu Verzweiflung führt und dass folglich 
ein Mittel zur Verhütung sozialer Katastrophen darin 
besteht, die Entwicklungshilfe für die ärmsten Län- 
der beträchtlich anzuheben. 

16. Die Erweiterte Versammlung begrüßt den vor 
kurzem stattgefundenen Weltgipfel für nachhaltige 
Entwicklung in Johannesburg, der Verbesserungen 
für die Lebensqualität der Weltbevölkerung betonte. 
Wirtschaftliches Wachstum muss jedoch die natürli- 
chen Ressourcen und die Umwelt erhalten und eine 
soziale Entwicklung ermöglichen. Die Globalisie- 
rung der Wirtschaft bietet Vorzüge, die genutzt wer- 
den müssen, um die Ungleichheiten zwischen den 
entwickelten Ländern einschließlich der OECD-Mit- 
gliedsländer und den Entwicklungsländern im Geiste 
der Solidarität, des Dialogs und der Zusammenarbeit 
zu verringern, wie es in der Erklärung von Johannes- 
burg vom 4. September 2002 befürwortet wurde. 

17. Die Erweiterte Versammlung unterstützt ebenfalls 
nachdrücklich die fortdauernde Arbeit der OECD an 
einer gemeinsamen Agenda für nachhaltige Entwick- 
lung, vor allem durch die OECD-Entwicklungsstrate- 
gie für das 21. Jahrhundert. Sie ruft die OECD-Mit- 
gliedstaaten auf, auf eine Weiterverfolgung des 
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung in Johannes- 
burg hinzuarbeiten und dabei konkrete Ergebnisse zu 
erzielen, die nachhaltige Entwicklungsziele in die na- 
tionalen und internationalen Politiken integrieren. 

18. Die Erweiterte Versammlung begrüßt den Abschluss 
des Kyoto-Protokolls durch die EU, Japan und an- 
dere Länder und erwartet, dass diejenigen Länder, 
die das Protokoll noch nicht abgeschlossen haben, 
dies tun werden, damit das Protokoll so bald wie 
möglich in Kraft treten kann, ln Anerkennung der 
Wichtigkeit, dass alle Länder Anstrengungen zur 
Verringerung der zum Treibhauseffekt beitragenden 


Treibgasemissionen unternehmen, möchte sie die 
Mitgliedstaaten der OECD und des Europarates er- 
suchen, ihre maximalen Anstrengungen zur Suche 
nach einer gemeinsamen Regelung fortzusetzen, an 
der sich alle Länder, darunter auch die USA und die 
Entwicklungsländer, beteiligen können. 

19. Die Erweiterte Versammlung bedauert in diesem Zu- 
sammenhang die Umweltpolitik der Vereinigten 
Staaten, die den Grundsätzen einer nachhaltigen 
Entwicklungspolitik nicht Rechnung trägt. Sie wi- 
dersetzt sich insbesondere der einseitigen Politik der 
Vereinigten Staaten einer Loslösung vom Protokoll 
von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Verein- 
ten Nationen über Klimaänderungen, wie die Parla- 
mentarische Versammlung des Europarates in ihren 
Entschließungen 1243 (2001) und 1292 (2002) fest- 
gestellt hat. 

20. Die Erweiterte Versammlung begrüßt die jüngsten 
Maßnahmen der OECD zur Stärkung ihrer Arbeit im 
Bildungsbereich. Sie ruft die OECD auf, kulturelle 
Parameter in die Beurteilung von Bildungsprogram- 
men für die Bewältigung globaler Entwicklungsfra- 
gen aufzunehmen. 

Tagesordnungspunkt 

Die Gefahren für die Integrität des Statuts 
des Internationalen Strafgerichtshofes 

(Drucksache 9567) 

Berichterstatter: 

Abg. Dick Marty (Schweiz) 

Empfehlung 1581 (2002)* 

betr.: die Gefahren für die Integrität des Statuts 
des Internationalen Strafgerichtshofes 

(Drucksache 9567) 

Die Versammlung, unter Hinweis auf ihre Entschließung 
1300 (2002), empfiehlt dem Ministerkomitee, gemäß der 
vorgenannten Entschließung eine gemeinsame Haltung der 
Mitgliedstaaten des Europarates im Hinblick auf die Frage 
bilateraler „Ausnahmevereinbarungen“ anzunehmen. 

Entschließung 1300(2002)** 

betr.: die Gefahren für die Integrität des Statuts 
des Internationalen Strafgerichtshofes 

(Drucksache 9567) 


Debatte der Versammlung am 25. September 2002 (29. Sitzung). 
Siehe Dok. 9567, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschen- 
rechte (Berichterstatter: Herr Marty). Von der Versammlung verab- 
schiedeter Text am 25. September 2002 (29. Sitzung). 

Debatte der Versammlung am 25. September 2002 (29. Sitzung). 
Siehe Dok. 9567, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschen- 
rechte (Berichterstatter: Herr Marty). Von der Versammlung verab- 
schiedeter Text am 25. September 2002 (29. Sitzung). 
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1. Die Versammlung verweist auf ihre Empfehlung 
1408 (1999) betr. den Internationalen Strafgerichts- 
hof vom 26. Mai 1999. 

2. Die Versammlung begrüßt mit lebhafter Genugtu- 
ung das Inkrafttreten des Römischen Statuts des In- 
ternationalen Strafgerichtshofes (IStGH) am 1. Juli 
2002, das einen entscheidenden Schritt auf dem Weg 
zur Erzielung von Gerechtigkeit und zur Been- 
digung der Straflosigkeit für die schwerwiegendsten 
Verbrechen, die der Menschheit bekannt sind, dar- 
stellt: Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Völkermord. 

3. Der Vertrag über den Internationalen Strafgerichts- 
hof wurde bisher von 139 Ländern unterzeichnet 
und von 81 Ländern ratifiziert. Die Versammlung 
stellt mit Befriedigung fest, dass 42 Mitgliedstaaten 
des Europarates ihn unterzeichnet und 33 Mitglied- 
staaten ihn ratifiziert haben. 

4. Die Versammlung begrüßt das Ergebnis der vom 
3. bis 10. September 2002 in New York abgehalte- 
nen Versammlung der Staaten, die dem Vertrag über 
den Internationalen Strafgerichtshof beigetreten 
sind, welche die Grundlage für die effektive Einset- 
zung des Gerichtshofes geschaffen hat. 

5. Die Versammlung ist der Auffassung, dass der uni- 
versale Beitritt zum Vertrag über den Internationalen 
Strafgerichtshof von entscheidender Bedeutung ist, 
um zu ermöglichen, dass der Gerichtshof ein wirk- 
lich wirksames internationales Instrument für die 
Verhütung von Straflosigkeit und die Gewährleis- 
tung gleicher Gerechtigkeit für alle wird. 

6. Die demokratischen Staaten müssen die nachdrück- 
lichsten Verfechter des Gerichtshofes sein, der den 
Ausdruck ihres Engagements zur Förderung der uni- 
versalen Werte der Menschenrechte, des huma- 
nitären Völkerrechts und der Rechtsstaatlichkeit re- 
präsentiert. 

7. Der Gerichtshof ist und muss auch weiterhin eine 
oberste Einrichtung für internationale Gerechtigkeit 
sein und darf nicht politischem Druck unterliegen 
oder zu politischen Zwecken genutzt werden. Die 
Versammlung unterstreicht die Bedeutung der in dem 
Vertrag über den Internationalen Strafgerichtshof 
enthaltenen diesbezüglichen Schutzbestimmungen. 

8. Die Versammlung bedauert, dass einige Staaten dem 
Vertrag über den Internationalen Strafgerichtshof 
noch nicht beigetreten sind oder erklärt haben, dass 
sie nicht beabsichtigen, ihm beizutreten. Die Ver- 
sammlung ist der Meinung, dass derartige Haltun- 
gen die Integrität des Statuts des Gerichtshofes so- 
wie die Achtung des Völkerrechts im Allgemeinen 
schwächen könnten. 

9. Darüber hinaus ist die Versammlung überaus besorgt 
über die Anstrengungen einiger Staaten, die Inte- 
grität des Vertrags über den Internationalen Straf- 
gerichtshof zu unterminieren und insbesondere bila- 
terale Vereinbarungen abzuschließen, die darauf 


abzielen, ihre Beamten, ihr Militärpersonal und ihre 
Staatsangehörigen von der Rechtsprechung des Ge- 
richtshofes auszunehmen („Ausnahmevereinbarun- 
gen“). 

10. Die Versammlung ist der Ansicht, dass diese „Aus- 
nahmevereinbarungen“ nach den für das Völkerrecht 
maßgeblichen Verträgen, insbesondere der Wiener 
Vertragsrechtskonvention, nicht zulässig sind, der 
zufolge die Staaten von allen Maßnahmen absehen 
müssen, die nicht im Einvernehmen mit dem Ziel 
und dem Zweck eines Vertrages stehen. 

1 1 . Die Versammlung verweist darauf, dass die Staaten, 
die dem Vertrag über den Internationalen Straf- 
gerichtshof beigetreten sind, die allgemeine Ver- 
pflichtung haben, mit dem Gerichtshof bei der Un- 
tersuchung und Verfolgung von unter seine 
Rechtsprechung fallenden Verbrechen umfassend 
zusammenzuarbeiten (Artikel 86) und dass der Ver- 
trag gleichermaßen für alle Personen ohne jeden Un- 
terschied nach amtlicher Eigenschaft gilt (Artikel 27). 
Sie ist der Ansicht, dass die „Ausnahmevereinbarun- 
gen“ nicht im Einklang mit diesen Bestimmungen ste- 
hen. 

12. Die Versammlung verweist ebenfalls darauf, dass sie 
das Ministerkomitee des Europarates in Empfehlung 
1408 (1999) unter anderem dazu aufgerufen hatte, 
die Mitglied- und Beobachterstaaten zu ersuchen, 
„sich zu weigern, Vereinbarungen mit Staaten ein- 
zugehen, die dem Statut nicht beigetreten sind, um zu 
verhindern, dass Staatsangehörige ihres Landes, die 
wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit ange- 
klagt werden, dem Gerichtshof überstellt werden“. 

1 3 . Die Versammlung ist ebenfalls besorgt darüber, dass 
die Verbindung, die einige Länder zwischen der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes und der Erneue- 
rung der Mandate des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen für Friedenserhaltungsoperationen herstei- 
len, das gesamte Friedenserhaltungssystem der Ver- 
einten Nationen gefährden könnten. 

14. Die Versammlung ruft folglich 

i. im Hinblick auf die Mitgliedstaaten des Europa- 
rates 

a. Aserbaidschan und die Türkei dazu auf, dem 
Römischen Statut des Internationalen Straf- 
gerichtshofes beizutreten; 

b. Albanien, Armenien, die Tschechische Repu- 
blik, Georgien, Litauen, Malta, Moldau, die 
Russische Föderation und die Ukraine dazu 
auf, das Römische Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofes zu ratifizieren; 

c. Rumänien dazu auf, die mit den USA Unter- 
zeichnete „bilaterale Ausnahmevereinba- 
rung“ nicht zu ratifizieren, in Anbetracht des- 
sen, dass es eines der ersten Länder gewesen 
ist, die das Römische Statut des Internationa- 
len Strafgerichtshofes ratifiziert haben; 
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ii. im Hinblick auf die Beobachterstaaten des Euro- 
parates 

a. Japan zum Beitritt auf und die Vereinigten 
Staaten von Amerika dazu auf, das Römische 
Statut des Internationalen Strafgerichtshofes 
zu ratifizieren; 

b. Mexiko dazu auf, das Römische Statut des 
Internationalen Strafgerichtshofes zu ratifi- 
zieren; 

c. Israel, das einen Beobachterstatus bei der Par- 
lamentarischen Versammlung besitzt, dazu 
auf, das Römische Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofes zu ratifizieren und die mit 
den USA Unterzeichnete bilaterale „Ausnah- 
mevereinbarung“ nicht zu ratifizieren; 

iii. alle Mitglied- und Beobachterstaaten des Euro- 
parates dazu auf, 

a. eine gemeinsame und solidarische Haltung 
auszuarbeiten, um das wirksame Funktionie- 
ren des Internationalen Strafgerichtshofes zu 
gewährleisten; 

b. von jeglichen Maßnahmen abzusehen, die 
die Integrität des Vertrags über den Interna- 
tionalen Strafgerichtshof und ein effizientes 
Arbeiten des Gerichtshofes gefährden könn- 
ten; 

c. keine „bilateralen Ausnahmevereinbarungen“ 
einzugehen, die die Zusammenarbeit mit 
dem Gerichtshof bei der Untersuchung und 
Verfolgung von unter die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes fallenden Verbrechen ge- 
fährden oder auf irgendeine Art und Weise 
einschränken könnten; 

d. jede erforderliche Zusammenarbeit und Un- 
terstützung bereitzustellen, um das frühest- 
mögliche effektive Funktionieren des Ge- 
richtshofs zu gewährleisten; 

e. nicht von der Bestimmung im Vertrag über 
den Internationalen Strafgerichtshof Gebrauch 
zu machen, die es ermöglicht, sich der Recht- 
sprechung des Gerichtshofes über Kriegsver- 
brechen für eine Dauer von sieben Jahren zu 
entziehen. 

15. Die Versammlung begrüßt, dass alle Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union den Vertrag über den Inter- 
nationalen Strafgerichtshof unterzeichnet und ratifi- 
ziert haben und legt der Europäischen Union nahe, 
so bald wie möglich gemäß der vorliegenden Ent- 
schließung eine gemeinsame Haltung zur Frage der 
„Ausnahmevereinbarungen“ anzunehmen. 

16. Die Versammlung hofft aufrichtig, dass die Ver- 
einigten Staaten von Amerika sich der Mehrheit der 
demokratischen Staaten in ihrer Unterstützung für 
den Internationalen Strafgerichtshof anschließen 
werden. 


Donnerstag, 26. September 2002 

Tagesordnungspunkt 

Der Minderheitenschutz in Belgien 

(Drucksache 9536) 

Berichterstatterin: 

Abg. Lili Nabholz-Haidegger (Schweiz) 

(Themen: der Beitritt Belgiens zur Rahmenkonvention 
zum Schutz nationaler Minderheiten als politisches Signal 
- mit der Ratifikation verbundene, innenpolitisch umstrit- 
tene Fragen - „ nationale Minderheiten “ als Staatsbürger 
des betreffenden Landes mit traditionellen, langen und 
dauerhaften historischen Wurzeln zu diesem Land - die 
notwendige Anerkennung der Gleichwertigkeit der sich 
jeweils in einer Minderheitenposition befindlichen Gruppe 
im anderssprachigen Gebiet und deren Anspruch auf Ent- 
faltung ihrer persönlichen und kulturellen Bedürfnisse) 

Entschließung 1301 (2002)* 

betr.: der Minderheitenschutz in Belgien 

(Drucksache 9536) 

1 . Die Parlamentarische Versammlung erinnert an ihre 
Entschließung 1172 (1998) zur Lage der franzö- 
sischsprachigen Bevölkerung im Umland von Brüs- 
sel und ihre Empfehlung 1492 (2001) zu den Rech- 
ten nationaler Minderheiten. 

2. Die Versammlung weist erneut daraufhin, dass ein 
angemessener Schutz von Angehörigen nationaler 
Minderheiten und ihrer Gemeinschaften einen inte- 
grierenden Bestandteil des Schutzes der Menschen- 
rechte bildet. Sie vertritt deshalb die Auffassung, 
dass alle Mitgliedstaaten des Europarates verpflich- 
tet sind, die Mindestrechte nationaler Minderheiten 
zu sichern, wie sie in dem Rahmenübereinkommen 
zum Schutz nationaler Minderheiten niedergelegt 
sind. In diesem Zusammenhang erinnert die Ver- 
sammlung daran, dass schon seit mehreren Jahren die 
Bereitschaft eines Staates, das Rahmenübereinkom- 
men zu unterzeichnen und zu ratifizieren und die Emp- 
fehlung 1201 (1993) über ein Zusatzprotokoll zur Eu- 
ropäischen Menschenrechtskonvention in Bezug auf 
die Rechte nationaler Minderheiten anzuwenden, eine 
Voraussetzung für die Gewährung der Mitgliedschaft 
im Europarat darstellt. Die Gründerstaaten des Euro- 
parates tragen eine besondere Verantwortung für die 
Erfüllung der Verpflichtungen, deren Übernahme sie 
von den neuen Mitgliedstaaten erwarten. 

3. Die Versammlung ist außerdem der Ansicht, dass 
das Protokoll Nr. 12 zur Europäischen Menschen- 
rechtskonvention über das allgemeine Verbot der 


Debatte der Versammlung am 26. September 2002 (30. Sitzung). 
Siehe Dok. 9536, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschen- 
rechte (Berichterstatterin: Frau Nabholz-Haidegger). Von der Ver- 
sammlung verabschiedeter Text am 26. September 2002 (30. Sit- 
zung). 
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Diskriminierung auf diesem Gebiet eine wichtige 
Rolle spielen kann, da es nach seinem In-Kraft-Tre- 
ten einzelnen Beschwerdeführern die Möglichkeit 
gibt, ihr Recht auf Nichtdiskriminierung gerichtlich 
einzuklagen. 

4. Die Versammlung begrüßt darum die Unterzeich- 
nung des Protokolls Nr. 12 durch das Königreich 
Belgien am 4. November 2000 und des Rahmenüber- 
einkommens am 31. Juli 2001. Mit diesen Schritten 
haben die belgischen Behörden ihre Überzeugung 
unterstrichen, dass die Achtung der Rechte von Min- 
derheiten einen integrierenden Bestandteil der Ach- 
tung der Menschenrechte darstellt. Die Versamm- 
lung bedauert es deshalb, dass die belgischen 
Behörden es für notwendig hielten, die Unterzeich- 
nung des Rahmenübereinkommens mit einem so 
weit gefassten Vorbehalt zu verbinden, dass der In- 
halt des Übereinkommens hierdurch größtenteils 
untergraben werden könnte. Sollte das Königreich 
Belgien beschließen, den Vorbehalt bei der Ratifi- 
zierung des Übereinkommens wie zuvor zum Zeit- 
punkt der Unterzeichnung aufrechtzuerhalten, 
könnte darin ein Verstoß gegen die Wiener Überein- 
kommen gesehen werden, die es den Staaten nicht 
gestatten, bei der Ratifizierung Vorbehalte anzumel- 
den, die das Übereinkommen seines Sinns entleeren. 

5 . Ein Staat, der dem Rahmenübereinkommen beigetre- 
ten ist, bekräftigt durch die Ratifizierung des Über- 
einkommens, dass der Schutz der nationalen Min- 
derheiten bei der Sicherung der demokratischen 
Stabilität und des Friedens innerhalb seiner Grenzen 
eine wichtige Rolle spielt. Die Freiheit, sich der ei- 
genen Sprache bedienen zu können, ist eine Grund- 
voraussetzung für die Möglichkeit, andere Frei- 
heiten in Anspruch zu nehmen, die von der 
Europäischen Menschenrechtskonvention garantiert 
werden, z. B. die Gedankenfreiheit und das Recht 
der freien Meinungsäußerung. Die Verwendung ei- 
ner Minderheitensprache stellt für ihre Sprecher den 
wichtigsten Weg dar, um ihre Identität zu sichern 
und zum Ausdruck zu bringen. 

6. Das Rahmenübereinkommen selbst definiert den 
Begriff „nationale Minderheiten“ nicht. Dies hat je- 
doch die Parlamentarische Versammlung in der 
Empfehlung 1201 (1993) zu einem Zusatzprotokoll 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention über 
die Rechte nationaler Minderheiten getan, und diese 
Definition ist auch heute noch gültig: 

„Im Sinne dieses Übereinkommens bezieht sich der 
Begriff , nationale Minderheit' auf eine Gruppe von 
Personen in einem Staat, die 

a. auf dem Gebiet dieses Staates wohnen und Bür- 
ger desselben sind; 

b. seit langem bestehende, feste und dauerhafte 
Bindungen an diesen Staat unterhalten; 

c. besondere ethnische, kulturelle, religiöse oder 
sprachliche Merkmale aufweisen; 


d. ausreichend repräsentativ, wenn auch weniger 
zahlreich als die übrige Bevölkerung des Staates 
oder einer Region dieses Staates sind; 

e. das Anliegen haben, die Grundelemente ihrer ge- 
meinsamen Identität, einschließlich ihrer Kultur, 
ihrer Traditionen, ihrer Religion oder ihrer Spra- 
che zu bewahren.“ 

7. In der Empfehlung 1492 (2001) zu den Rechten na- 
tionaler Minderheiten bekräftigte die Versammlung 
diese Definition und verurteilte „die Leugnung des 
Bestehens von Minderheiten und Minderheitenrech- 
ten in mehreren Mitgliedstaaten des Europarates so- 
wie die Tatsache, dass vielen Minderheiten in Eu- 
ropa kein angemessener Schutz geboten wird“. Die 
Versammlung hob Belgien als einen der Staaten her- 
vor, die „nennenswerte Minderheiten haben, die ge- 
schützt werden sollten und deren Rechte nicht offi- 
ziell anerkannt werden“. 

8. Es liegt im Interesse des belgischen Staates, dass alle 
Minderheiten im Land, welche die in der Empfeh- 
lung 1201 (1993) genannten Voraussetzungen erfül- 
len, hinreichend geschützt werden. Belgien ist ein 
Bundesstaat, der sich aus drei Gemeinschaften, drei 
Regionen und vier Sprachregionen (drei einspra- 
chige und eine zweisprachige) zusammensetzt. Die 
Zuständigkeit für viele Politikbereiche wurde - ein- 
vernehmlich - verschiedenen föderalen Unterglie- 
derungen des belgischen Staates übertragen, ln den 
meisten Bereichen, die Minderheiten direkt betref- 
fen können, wie Kultur und Bildung, wurde die 
Zuständigkeit vom föderalen Zentralstaat auf die 
drei Gemeinschaften (Flandern, die französischspra- 
chige Gemeinschaft und die deutschsprachige Ge- 
meinschaft) übertragen. 

9. Die belgischen Regionen und Gemeinschaften besit- 
zen Gesetzgebungsbefugnisse. In vielen Bereichen 
verfügen allein die Gemeinschaften und die Regio- 
nen über die Befugnis, mit „Erlassen“, die in dem 
gesamten ihrer Zuständigkeit unterliegenden Gebiet 
verbindlich sind, gesetzgeberisch tätig zu werden. 
Durch Erlasse können geltende Rechtsvorschriften in 
den zugewiesenen Zuständigkeitsbereichen aufgeho- 
ben, erweitert, geändert oder ersetzt werden und un- 
terliegen der alleinigen Kontrolle des Schiedsge- 
richtshofs. Die Gemeinschaften sind zuständig für 
Kulturelles, Bildung, personengebundene Dienstleis- 
tungen und den Sprachgebrauch in Verwaltungsan- 
gelegenheiten, im Bildungswesen und in den Bezie- 
hungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
Die Zuständigkeit der Regionen erstreckt sich unter 
anderem auf Bodennutzung und Planung, Umwelt- 
fragen, Wasserwirtschaft und Agrarpolitik, Woh- 
nungswesen, Wirtschafts- und Beschäftigungspoli- 
tik, Tiefbau und Verkehr. 

10. Die alleinige Zuständigkeit der Gemeinschaften und 
Regionen für viele Politikbereiche, darunter auch 
solche, die den Minderheitenschutz betreffen, ist 
von einem der höchsten belgischen Gerichte, dem 
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Schiedsgerichtshof, bestätigt worden. In seinem 
Urteil Nr. 54/1996 entschied der Gerichtshof, dass 
„es ... die Pflicht jedes Gesetzgebers (ist), im Rah- 
men der eigenen Zuständigkeit den Minderheiten- 
schutz sicherzustellen“ und erklärte Flandern für 
verantwortlich, den Schutz der Rechte der in den flä- 
mischen Gemeinden „angesiedelten französisch- 
sprachigen Minderheit“ durch Einrichtungen für 
Französischsprachige zu gewährleisten. 

1 1 . Aufgrund dieser Befugnisübertragung vom födera- 
len Zentralstaat auf die föderalen Untergliederungen 
in Belgien müsste das Rahmenübereinkommen zum 
Schutz nationaler Minderheiten von allen sieben 
zuständigen parlamentarischen Versammlungen (ein- 
schließlich des flämischen Parlaments und der Par- 
lamente der französischsprachigen und der deutsch- 
sprachigen Gemeinschaft) ratifiziert werden, um in 
Belgien in Kraft treten zu können. 

12. Auf Ersuchen des Ausschusses für Recht und Men- 
schenrechte hat die Europäische Kommission für 
Demokratie durch Recht („Venedig-Kommission“) 
analysiert, auf welche Gruppen das Rahmenüberein- 
kommen in Belgien wohl angewandt werden könnte. 
Die Venedig-Kommmission kam zu folgendem 
Schluss: „Vor dem Hintergmnd der Übertragung 
politischer Befugnisse nach unten werden immer 
mehr Gesetze und Beschlüsse, die die Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten betreffen, 
auf regionaler und lokaler Ebene, nicht auf der des 
Zentralstaats getroffen. Bei territorialen Unter- 
gliederungen könnte der Staat die Zuständigkeit für 
Minderheiten auf diesen Interessengebieten sogar 
verlieren. Er schuldet zwar international weiterhin 
Rechenschaft für die Einhaltung seiner Verpflich- 
tungen, hat diese Dezentralisierung der Befugnisse 
jedoch bei der Entscheidung über den Geltungsbe- 
reich des Rahmenübereinkommens zu berücksichti- 
gen. ... Normalerweise sind die dem Zentralstaat 
nachgeordneten Verwaltungseinheiten für die Min- 
derheiten betreffenden Gebiete zuständig und ein 
Ausschluss der Anwendbarkeit des Rahmenüberein- 
kommens auf diesen nachgeordneten Ebenen liefe 
somit dem Gegenstand und der Zielsetzung des 
Übereinkommens selbst zuwider.“ 

1 3 . Darum ist das Bestehen nationaler Minderheiten auf 
allen Ebenen in Belgien im Zusammenhang mit der 
Dezentralisierung des belgischen Staates und den 
weit reichenden Befugnissen der drei Gemeinschaf- 
ten in Bezug auf die Minderheitenrechte zu bewer- 
ten. Der Venedig-Kommission zufolge „(entspricht) 
dieses Vorgehen . . . dem Geiste des Rahmenüberein- 
kommens, das selbst Fälle vorsieht, in denen eine 
Minderheit auf lokaler Ebene zur Mehrheit wird und 
festlegt, dass diese lokale Mehrheit ...,die Rechte 
anderer achten (muss), insbesondere die der Mehr- 
heit angehörender Personen’ . . . Das Rahmenüber- 
einkommen . . . nimmt keine territoriale Abgrenzung 
des Minderheitenbegriffs vor und sieht ganz im Ge- 
genteil ausdrücklich den Schutz von Teilminderhei- 
ten vor“. 


14. Die Venedig-Kommission kommt ferner zu dem 
Schluss, dass „eine teleologische Interpretation des 
Rahmenübereinkommens ... zu der Annahme (führt), 
dass nur Personengruppen schutzwürdig sind, die 
tatsächlich Gefahr laufen, von der Mehrheit domi- 
niert zu werden. Zahlenmäßige Unterlegenheit mag 
somit noch nicht ausreichen, wenn auch notwendig 
sein, damit eine Personengruppe als , Minderheit 1 im 
Sinne des Rahmenübereinkommens gelten kann. 
Nach Auffassung der Kommission müssen aus dem 
Geltungsbereich des Rahmenübereinkommens die- 
jenigen Personengruppen herausgenommen werden, 
die zwar der übrigen Bevölkerung oder anderen Be- 
völkerungsgruppen zahlenmäßig unterlegen sind, 
de jure oder de facto jedoch eine beherrschende oder 
mitbeherrschende Stellung einnehmen“. 

1 5 . Die Kommission ist der Ansicht, „dass in Belgien im 
Lichte des bestehenden Machtgleichgewichts zwi- 
schen den Niederländischsprachigen und den Fran- 
zösischsprachigen auf staatlicher Ebene die Franzö- 
sischsprachigen sich in einer mitbeherrschenden 
Stellung befinden und deshalb auf dieser Ebene 
keine Minderheit im Sinne des Rahmenübereinkom- 
mens darstellen, auch wenn sie gegenüber den Nie- 
derländischsprachigen in der Unterzahl sind. Dage- 
gen sind die deutschsprachigen Belgier auf staatlicher 
Ebene als Minderheit im Sinne des Rahmenüberein- 
kommens anzusehen“. 

16. Die Venedig-Kommission kam zu dem Schluss, dass 
„auf regionaler Ebene angesichts der Kompetenz- 
verteilung zwischen den verschiedenen Regionen 
und Gemeinschaften sowie der Verwaltungsgliede- 
rung des Landes die Kommission der Auffassung ist, 
dass französischsprachige Belgier in der niederlän- 
dischsprachigen Region und der deutschsprachigen 
Region als Minderheit im Sinne des Rahmenüber- 
einkommens betrachtet werden können, genau wie 
dies für niederländischsprachige und deutschspra- 
chige Belgier in der französischsprachigen Region 
gelten kann“. 

17. Die Versammlung stimmt der Analyse, der Argu- 
mentation und den Schlussfolgerungen der Venedig- 
Kommission voll und ganz zu. Anhand der Defini- 
tion des Begriffs „nationale Minderheiten“ in der 
oben genannten Empfehlung 1201 (1993) gelangt 
die Versammlung zu der gleichen Schlussfolgerung. 
Während die Französischsprachigen in Belgien zum 
Beispiel auf staatlicher Ebene angesichts ihrer dorti- 
gen (und nur dort bestehenden) mitbeherrschenden 
Stellung einen Schutz durch das Rahmenüberein- 
kommen nicht benötigen mögen, brauchen sie die- 
sen Schutz in dem gesamten Gebiet von Flandern. 
Die seit langem bestehenden, festen und dauerhaften 
Bindungen der französischsprachigen Bevölkerung 
an Belgien wie auch an Flandern stehen außer Zwei- 
fel. Genauso wenig lassen sich die festen und dauer- 
haften Bindungen der niederländischsprachigen Be- 
völkerung an Belgien wie auch an Wallonien in 
Zweifel ziehen. 
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18. Die Versammlung ist deshalb der Ansicht, dass fol- 
gende Gruppen in Belgien im Zusammenhang mit 
dem Rahmenübereinkommen als Minderheiten zu 
betrachten sind: auf staatlicher Ebene die deutsch- 
sprachige Gemeinschaft, auf regionaler Ebene die 
französischsprachigen Belgier in der niederländisch- 
sprachigen Region und der deutschsprachigen Re- 
gion und die niederländischsprachigen und deutsch- 
sprachigen Belgier in der französischsprachigen 
Region. 

19. Die Versammlung macht auf die Gefahr aufmerk- 
sam, dass, sollte das Königreich Belgien bei der 
Ratifizierung des Rahmenübereinkommens eine Er- 
klärung abgeben, durch die eine Gruppe von Perso- 
nen, die zwar nicht zu einer Minderheit auf staat- 
licher Ebene gehört, aber aufgrund der Tätigkeit 
demokratischer Institutionen auf lokaler oder regio- 
naler Ebene ihre Identität zu verlieren droht, aus 
dem Schutzrahmen der Konvention ausgeschlossen 
werden soll, eine solche Erklärung wahrscheinlich 
als Vorbehalt verstanden werden müsste, der mit 
dem Ziel und dem Zweck des Rahmenübereinkom- 
mens selbst unvereinbar wäre. 

20. Die Versammlung empfiehlt darum dem Königreich 
Belgien und seinen jeweils zuständigen parlamenta- 
rischen Versammlungen (auch denen auf der Ebene 
der Regionen und der Gemeinschaften), 

i. das Rahmenübereinkommen im Geiste der Tole- 
ranz unverzüglich zu ratifizieren und dafür Sorge 
zu tragen, dass alle von der Versammlung ge- 
nannten Minderheiten auf staatlicher und regio- 
naler Ebene ordnungsgemäß als solche aner- 
kannt werden und von einem mit dem Inhalt des 
Rahmenübereinkommens unvereinbaren Vorbe- 
halt abzusehen; 

ii. das Protokoll Nr. 12 zur Europäischen Men- 
schenrechtskonvention bald zu ratifizieren; 

iii. die Unterzeichnung und Ratifizierung der Euro- 
päischen Charta über den Schutz der Regional- 
oder Minderheitensprachen zu einer Priorität zu 
machen. 

2 1 . Die Versammlung empfiehlt darüber hinaus, im Kö- 
nigreich Belgien wirksame Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um die Toleranz und den Dialog zwischen den 
Sprachgruppen und ihren jeweiligen Kulturen zu 
fördern. Erziehung, kultureller Austausch und die 
Medien spielen somit insbesondere im Hinblick auf 
die Verwirklichung der Ziele des Rahmenüberein- 
kommens eine grundlegende Rolle. Angesichts die- 
ser Tatsache empfiehlt die Versammlung, die offizi- 
ellen Sprachen Belgiens in allen Gemeinschaften 
des Königreichs vorrangig zu unterrichten. Die Ver- 
sammlung empfiehlt dringend den Abschluss eines 
kulturellen Kooperationsabkommens zwischen der 
französischsprachigen und der niederländischspra- 
chigen Gemeinschaft. Wenn man sich in ein anderes 
Sprachgebiet bewegt, hat man immer ein Interesse, 
die Sprache dieser Region zu sprechen und zu ver- 


stehen. Die Kenntnis der Sprache der Region ist un- 
erlässlich für eine volle Beteiligung am Leben der 
örtlichen Gemeinschaft. Die Behörden dieser Re- 
gion sollten die erforderlichen Maßnahmen zur Er- 
leichterung dieses Lernprozesses und des Prozesses 
des Gemeinschaftsaufbaus ergreifen. 

22. Die in dem Rahmenübereinkommen vorgesehenen 
Schutzmaßnahmen, die in die internationale Verant- 
wortung des Königreichs Belgien fallen, müssen auf 
allen Ebenen des Bundesstaats angewandt werden. 
Die Ratifizierung als solche ändert weder die ver- 
fassungsmäßige Ordnung des Staates noch die be- 
stehenden territorialen Grenzen. 

23. Schließlich ruft die Versammlung das Königreich 
Belgien auf, das Urteil des Europäischen Gerichts- 
hofs für Menschenrechte vom 23. Juli 1968 unver- 
züglich voll und ganz umzusetzen, das unter ande- 
rem verfügte, Kinder von Eltern, die nicht in den 
sechs Gemeinden mit sprachlichen Einrichtungen 
im Umland von Brüssel wohnhaft sind, sollten den- 
noch die französischsprachigen Schulen in diesen 
Gemeinden besuchen dürfen. 

Richtlinie 583 (2002)* 

betr. : der Minderheitenschutz in Belgien 

(Drucksache 9536) 

Die Parlamentarische Versammlung nimmt Bezug auf die 
Entschließung 1301 (2002) über den Minderheitenschutz 
in Belgien und weist ihren Ausschuss für Recht und Men- 
schenrechte an, im Rahmen der Entschließung 1268 (2002) 
über die Umsetzung von Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte die Umsetzung des Ur- 
teils des Gerichtshofs vom 23. Juli 1968 im Auge zu be- 
halten. 

Tagesordnungspunkt 

Die Gefahr einer militärischen Aktion 
gegen den Irak 

(Drucksache: 9572) 

Berichterstatter: 

Abg. Guillermo Martinez Casan (Spanien) 

Abg. Dr. Helmut Lippelt (Bündnis90/Die Grünen): Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer sich 
heute die US-amerikanische Presse angesehen hat, der 
weiß, dass die Diskussion dort immer schwieriger und 
heftiger wird. Während wir diskutieren, wie man sich zu 
Amerika verhalten darf, ob man Solidarität üben muss 
oder ob man kritische Einrede erheben darf, sieht es in den 
USA ein bisschen anders aus. Es wird immer klarer, dass 


Debatte der Versammlung am 26. September 2002 (30. Sitzung). 
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es sich um einen Präventivkrieg handeln würde, und es 
geht dort darum, ob Politiker in Momenten historischer 
Notwendigkeit in einer solchen Frage zur Nation und zur 
Regierung stehen. Auch angesichts der bevorstehenden 
Wahlen wird die Diskussion immer schwieriger. Ich bin 
daher außerordentlich skeptisch. Ich glaube, wir stehen 
am Vorabend sehr schwieriger Verhältnisse. Gerade des- 
halb müssen wir ein Wort dazu sagen. 

Ich möchte drei Bemerkungen machen: 

Jeder, der die Situation seit dem Rausschmiss der Waffen- 
inspekteure verfolgt hat, hat überhaupt keinen Zweifel da- 
ran, dass Saddam Hussein ein schlimmer Mann ist. Er hat 
B-Waffen; er hat das B-Waffen-Programm vier Jahre lang 
vor den Inspekteuren verheimlicht. Er hat C-Waffen, und 
zwar seit Halabscha, seit dem Irankonflikt. Er bemüht 
sich auch in jeder Weise, Komponenten zur Produktion 
von A-Waffen auf dem Weltmarkt zu besorgen. 

Es geht aber gerade nicht darum, ob er diese Waffen hat 
oder nicht. Das ist die falsche Alternative. Die wirkliche 
Alternative ist, wie wir auf diesen Umstand klug reagie- 
ren. Seit fünf Jahren gibt es eine Strategie gegenüber dem 
Irak und sie ist außerordentlich erfolgreich. Es ist die Stra- 
tegie des robusten Containments. Saddam weiß, dass er, 
wenn er sich irgendwie rührt, vernichtet ist. Die Frage ist, 
ob jetzt so gewichtige Gründe vorliegen, das Handeln ge- 
gen Saddam beschleunigen zu müssen. Die englischen 
Kollegen haben davon berichtet: Im Unterhaus ist darüber 
diskutiert worden. Ich habe mich bemüht, das zu studie- 
ren. Ich denke, so gewichtig Neues gibt es nicht. Warum 
also bleiben wir nicht bei der alten Strategie des robusten 
Containments, was in der amerikanischen Öffentlichkeit 
von Brent Scowcroft und vielen Politikern sehr empfoh- 
len worden ist? 

Vor diesem Hintergrund ist zu bedenken, dass wir zwei Kri- 
sen haben. Wir haben nämlich auch die Nahostkrise. Der 
amerikanische Beitrag, sie zu lösen, ist sehr wichtig. Wenn 
die Vereinigten Staaten ihren Beitrag glaubwürdig leisten, 
dann haben wir eine Möglichkeit, Saddam Hussein zu isolie- 
ren und das Problem politisch zu lösen. Andernfalls wird sich 
die gesamte arabische Welt solidarisieren und wir werden 
nichts anderes verursachen, als die Welt in Brand zu setzen. 

Abg. Wolfgang Behrendt (SPD)*: - Das letzte Jahrhun- 
dert wurde durch zwei Weltkriege erschüttert. Beide 
brachten unsägliches Leid über die Menschen. Deutsch- 
land hat eine immense Schuld auf sich geladen. 

Was in der ersten Hälfte des letzten Jahrhunderts noch un- 
vorstellbar gewesen war, trat nach dem Zweiten Weltkrieg 
ein: Europa wuchs zusammen (zu Europarat und EU), es 
bildete sich ein starkes transatlantisches Bündnis, in das 
Deutschland mit Vorsicht aufgenommen und in dem es 
nach und nach als verlässlicher Partner akzeptiert und ge- 
achtet wurde. Es ist sehr fraglich, ob Deutschland die In- 
tegration in die Staatengemeinschaft ohne eine Unterstüt- 
zung der Vereinigten Staaten so schnell und nachhaltig 
erlangt hätte. 


Zu Protokoll gegebene Rede. 


Die zweite Hälfte des letzten Jahrhunderts war geprägt 
durch die Bildung und Festigung von Bündnissen - welt- 
weite, transatlantische, europäische. Im Vordergrund stand, 
eine Kultur des Dialogs und des demokratischen Konsen- 
ses auszubauen und zu festigen. Das ist uns gelungen. 

Nun stehen wir vor einer neuen Herausforderung: eine 
Streitkultur, eine Kultur des Dissenses zu entwickeln. 
Nicht miteinander zu reden oder verletzend übereinander 
zu reden sollte nicht Teil dieser Kultur werden. 

Die Zahl der Positionen, in denen die USA und Europa, 
die USA und Deutschland nicht übereinstimmen, ist zwei- 
fellos gewachsen. Da sind: die Klimapolitik, der Interna- 
tionale Strafgerichtshof, Fragen des Welthandels. Es sind 
essenzielle Fragen. Sie stehen aber nicht für die Gesamt- 
heit der transatlantischen Beziehungen und sollten von 
keiner Seite zu dieser Gesamtheit erhoben werden. Dies 
würde die Sachdiskussionen mit ihrem Potenzial zur Kon- 
sensfindung in den Hintergrund drängen zugunsten einer 
kaum zu definierenden Debatte über „das transatlantische 
Verhältnis“. Man kann letztere Debatte führen - aber nicht 
anstelle der Sachdiskussionen. 

Wichtig ist jetzt, deutlich zu machen, dass Multilateralis- 
mus kein notwendiges Übel, sondern ein essenzieller 
Grundwert ist, auf dem die internationalen Beziehungen 
aufbauen. Die Charta der Vereinten Nationen muss der 
Kodex bleiben, dem die internationalen Beziehungen un- 
terworfen sind. Wenn neue Bedrohungen bestehen, aber 
noch ungelöste völkerrechtliche Fragen wieder aufwerfen 
wie die nach der Legitimität einer „präventiven Selbst- 
verteidigung“, dürfen diese Fragen nicht durch die Macht 
des Faktischen beantwortet werden. Die Antwort muss 
aus der Völkergemeinschaft heraus verbindlich erfolgen. 

Nach den Anschlägen vom 11. September hat Deutsch- 
land zwei umfassende Sicherheitspakete verabschiedet. 
Der deutsche Bundeskanzler hat sein Amt zur Disposition 
gestellt, um zu verdeutlichen, wie ernst es ihm ist mit 
einer deutschen Unterstützung bei der Bekämpfung des 
Terrorismus. 

Bekämpfung des weltweiten Terrorismus kann aber nicht 
gleichgesetzt werden mit der Beseitigung eines Regimes. 
Letzteres ist ein Verstoß gegen das in der Charta der Ver- 
einten Nationen verankerte Recht auf territoriale Inte- 
grität. Ziel muss bleiben, sicherzustellen, dass Saddam 
Hussein keine Bedrohung darstellen kann. Dazu müssen 
die UN -Waffeninspektoren umgehend ihre Arbeit im Irak 
wieder aufnehmen. Alle anderen Zielsetzungen, so ver- 
ständlich sie aus der Sicht des einen oder anderen sind, 
sind in der Absprache noch nicht so weit vorgedrungen, 
dass ihre unkritische Unterstützung zu diesem Zeitpunkt 
vorausgesetzt werden könnte. 

Fazit: Es muss anhand der vorliegenden Unterlagen eine 
vollständige Bedrohungsanalyse vorgenommen werden 
unter Berücksichtigung der besonderen geopolitischen 
Risiken einer Intervention in Nahen Osten. 

Die Waffeninspektoren müssen zurück in den Irak. 

Alle über eine Entwaffnung des irakischen Regimes 
hinausgehenden Ziele müssen klar formuliert und ihre 
Durchsetzung völkerrechtlich untermauert werden 
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(einschließlich einer Debatte über die Folgen eines mög- 
lichen Regimewechsels), sodass alle Beteiligten zu einem 
„informed consent“ bzw. „informed dissent“ (Zustim- 
mung/Ablehnung nach Aufklärung) gelangen können. 

Entschließung 1302 (2002)* 

betr. : die Gefahr einer militärischen Aktion 
gegen den Irak 

(Drucksache 9572) 

1 . Die Parlamentarische Versammlung des Europarates 
stellt mit Befriedigung fest, dass der Irak bereit ist, 
im Einklang mit der Resolution 1284 des Sicher- 
heitsrates einer bedingungslosen Rückkehr der VN- 
Abrüstungsinspektoren zuzustimmen. Dies ist ein 
unerlässlicher erster Schritt, um zu gewährleisten, 
dass der Irak keine Massenvemichtungswaffen mehr 
besitzt. Die Versammlung erinnert jedoch daran, 
dass der Irak mehrmals in der Vergangenheit seinen 
Verpflichtungen nicht nachgekommen ist und äußert 
Vorbehalte hinsichtlich der Absicht der irakischen 
Behörden, ihre Versprechungen einzuhalten. 

2. Die internationale Gemeinschaft muss an ihrer Forde- 
rung gegenüber den irakischen Behörden festhalten, 
die Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen über das Verbot irakischer Programme zur 
Flerstellung von Massenvemichtungswaffen uneinge- 
schränkt zu beachten. Es muss den VN-lnspektoren 
und Abrüstungsexperten gestattet sein, unverzüglich 
mit uneingeschränktem Zutritt und mit Garantien ihre 
Arbeit vor Ort wieder aufzunehmen, damit sie dem Si- 
cherheitsrat darüber berichten können, ob der Irak 
diese Resolutionen einhält oder nicht. 

3. Die Versammlung unterstreicht ihre Überzeugung, 
dass jeder bewaffnete Konflikt vermieden werden 
muss, bevor dieser Bericht nicht durch den Sicher- 
heitsrat geprüft wurde. Die Versammlung ist zutiefst 
besorgt über die Kluft, die sich im Falle eines be- 
waffneten Konfliktes zwischen dem Westen und der 
islamischen Welt auftun könnte. In dieser Hinsicht 
begrüßt die Versammlung die von den arabischen 
Ländern vertretene Position, welche Druck auf die 
irakischen Behörden ausgeübt haben, damit sie den 
Forderungen der Vereinten Nationen nachkommen. 

4. Daher missbilligt es die Versammlung, dass sich die 
Vereinigten Staaten gewillt zeigen, sich ohne ein 
Mandat des Sicherheitsrates in Richtung auf einen 
bewaffneten Konflikt zu bewegen. Eine derartige 
Haltung steht weder im Einklang mit den Prinzipien 
des Völkerrechts noch mit den Zielsetzungen des 
Europarates, deren Beachtung von den Vereinigten 
Staaten als einem Beobachterstaat erwartet wird. 
Die Versammlung ermutigt die fortgesetzten An- 
strengungen durch Mitglieder des Sicherheitsrates, 


Debatte der Versammlung am 26. September 2002 (30. Sitzung). 
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die Verabschiedung einer neuen Resolution über den 
Irak herbeizuführen. 

5. Angesichts der fehlenden ausdrücklichen Zustim- 
mung des Sicherheitsrates könnte jede einseitige 
Maßnahme durch die Vereinigten Staaten, auch wenn 
von anderen Staaten unterstützt, den Frieden ernsthaft 
gefährden und der Autorität der Vereinten Nationen 
einen schwerwiegenden Schlag versetzen. Ein ein- 
seitiger Ansatz könnte auch zu Spaltungen innerhalb 
der demokratischen Staaten führen und den Zusam- 
menhalt der Staatengemeinschaft bei der Bekämp- 
fung des Terrorismus gefährden. 

6. Die Versammlung fordert daher 

i. die Behörden in Bagdad auf: 

a. ihre Versprechungen durch Taten zu belegen 
und uneingeschränkt mit den Inspektoren und 
Abrüstungsexperten der Vereinten Nationen 
zusammenzuarbeiten, damit diese ihre Arbeit 
ausführen können und sich an die einschlägi- 
gen Resolutionen des Sicherheitsrates, insbe- 
sondere die Resolution 1284 (1999), zu halten; 

b. öffentlich den Terrorismus zu verurteilen und 
Abstand zu nehmen von jeder Art von Maß- 
nahmen, die Zweifel hinsichtlich des An- 
spruchs des Iraks, nicht in den Terrorismus 
verwickelt zu sein, aufwerfen könnte; 

ii. alle Mitgliedstaaten, Beobachter und besonderen 
Gäste des Europarates auf, ihre Anstrengungen 
zur Vermeidung eines neuen Kriegs im Irak und 
zur Herbeiführung einer Lösung für das iraki- 
sche Problem im Rahmen und im Einklang mit 
den Prinzipien und Mechanismen der Vereinten 
Nationen zu verstärken, einschließlich - falls er- 
forderlich - durch die Verabschiedung einer 
neuen Resolution des Sicherheitsrates. Gleich- 
zeitig fordert sie sie auf, die Vermittlungsan- 
strengungen zur Herbeiführung einer friedlichen 
Lösung zu unterstützen, insbesondere jene des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen; 

iii. die Mitglieder des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen auf, auf ein militärisches Eingreifen 
nur dann zurückzugreifen, wenn alle anderen 
Möglichkeiten erschöpft sind und dies nur für 
den Fall, dass in dem zukünftigen Bericht der In- 
spektoren eine flagrante Verletzung der Resolu- 
tionen der Vereinten Nationen festgestellt wurde; 

iv. alle Mitgliedstaaten des Europarates auf, davon 
Abstand zu nehmen, irgendeine Maßnahme zu un- 
terstützen, die nicht durch ein Mandat des Sicher- 
heitsrates der Vereinten Nationen abgedeckt ist. 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Präsidenten des Kongresses 
der Gemeinden und Regionen Europas 
(KGRE), Herwig van Staa 

(Themen: die seit 45 Jahren bestehende Beteiligung der 

Gemeinden und Regionen am Aufbau Europas - die Um- 
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Setzung der Europäischen Charta für kommunale Selbst- 
verwaltung durch die Republik Moldau - die Gesetzesre- 
formen von Ende 2001 betreffend die territoriale Organi- 
sation und die lokale öffentliche Verwaltung - die 
Situation in der autonomen Region Gagauzien - die Aus- 
wirkungen eines möglichen Abkommens zwischen Moldau 
und Transnistrien - die bevorstehende Minisitzung des 
KGRE — die Zusammenarbeit zwischen der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates und dem KGRE ) 

Tagesordnungspunkt 

Die Einhaltung der von Armenien 
eingegangenen Pflichten und 
Verpflichtungen 

(Drucksache: 9542) 

Berichterstatter: 

Abg. Irena Belohorskä (Slowakei) und 
Jerzy Jaskiemia (Polen) 

Abg. Benno Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Kolle- 
ginnen und Kollegen! Armenien, eines der großen alten 
und christlichen Völker, ist mit der Aufnahme in die Ge- 
meinschaft der Parlamentarischen Versammlung des Eu- 
roparates am 25 . Januar 2001 nach Europa zurückgekehrt. 
Seit dieser Zeit ist das Land bemüht, die in Jahrzehnten 
kommunistischer Diktatur angefallenen Schwierigkeiten 
zu überwinden. Das kann natürlich nicht innerhalb eines 
Jahres gelingen. 

Aus dem gut fundierten Bericht der Co-Rapporteure 
Belohorskä und Jaskiernia im Rahmen des Monitoring- 
Verfahrens lässt sich ohne weiteres entnehmen, dass Ar- 
menien seit seinem Beitritt hinsichtlich der Einhaltung 
der geforderten Verpflichtungen beachtliche Fortschritte 
erzielen konnte. Aus der Sicht der EPP/DC-Fraktion darf 
ich dazu kurz folgende Feststellungen treffen: 

Ratifiziert wurden unter anderem die Europäische Men- 
schenrechtskonvention sowie das Europäische Überein- 
kommen über die Verhütung von Folter, das Europäische 
Auslieferungsübereinkommen, das Übereinkommen über 
die gegenseitige Amtshilfe in Strafsachen, die Charta der 
Minderheitensprachen und die Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung und der regionalen Zusammenarbeit; 
letztere halte ich im Hinblick auf grenzüberschreitende 
Kooperationen mit den Nachbarstaaten Aserbaidschan 
und Georgien für besonders wichtig. Weitere 20 Verträge 
wurden unterzeichnet, darunter die Europäische Sozial- 
charta. Zu begrüßen ist die Übertragung der Zuständigkeit 
für die Gefängnisse vom Innenministerium auf das Jus- 
tizministerium. Die Haftbedingungen, vor allem die me- 
dizinische Versorgung, wurden unter Einschaltung des In- 
ternationalen Roten Kreuzes verbessert. 

Trotz vieler Fortschritte gibt es auch noch bestehende De- 
fizite. Ich nenne hier die noch nicht erfolgte Abschaffung 
der Todesstrafe de jure. Mir ist bekannt, dass sich in die- 
ser Frage im Zusammenhang mit dem vorgegebenen Zeit- 
punkt Januar 2003 zwischen Regierung und Opposition 
gewisse parteipolitische Unstimmigkeiten zeigen. Man 
befürchtet im Hinblick auf die Präsidentschaftswahl am 


19. Februar kommenden Jahres einen zu großen Druck 
durch die Verquickung dieses Problems mit dem Wahl- 
kampf. Andererseits ist das Verfahren gegen die Attentä- 
ter, die im Oktober 1999 im Parlament fünf Politiker getö- 
tet haben, noch nicht abgeschlossen. Hier scheint aus 
meiner Sicht die Abschaffung der Todesstrafe de jure zum 
neuen Termin Juni 2003 ein möglicher Kompromiss zu 
sein. Im Ausschuss konnte hierüber keine Entscheidung 
getroffen werden. Tatsache ist aber auch, dass seit 1991 
keine Todesurteile mehr vollstreckt worden sind. 

Noch zu erledigen sind Änderungen des Strafgesetzbu- 
ches, der Strafprozessordnung und des Polizeigesetzes so- 
wie die Gewährleistung der Unabhängigkeit der Richter 
jeweils in Übereinstimmung mit den Empfehlungen des 
Europarates. Notwendig ist auch eine Überarbeitung des 
Rundfunkgesetzes und eine Behandlung des Medienge- 
setzes in der Nationalversammlung. Der Komplex Nagor- 
ny-Karabach bedarf auch künftig besonderer Beachtung. 
Dies gilt in gleicher Weise für die Rückkehr der Flücht- 
linge in die besetzten Gebiete. Weil hier allgemeine und 
grundsätzliche Fragen zu erörtern sind, ist die Behandlung 
dieses Problems einem eigenen Bericht vorzubehalten. 

Abschließend kann ich aus Sicht der EPP/DC-Fraktion 
feststellen, dass Armenien seit seinem Beitritt zum Euro- 
parat beachtliche Fortschritte gemacht hat, wobei ich den 
Co-Rapporteuren Belohorskä und Jaskiemia Anerken- 
nung ausspreche. Sie sind gebeten worden, das Monito- 
ring-Verfahren fortzusetzen. Dies möge Armenien nicht 
als Kritik auffassen, sondern als Zeichen dafür, dass es der 
Europarat ernst mit seiner Solidarität mit Armenien meint 
und seiner Bereitschaft, dieses Land auf der Basis der 
Menschenrechte in eine bessere Zukunft zu führen. Dann 
wird diese Zukunft eine gute sein. - Vielen Dank. 

Entschließung 1304 (2002)* 

betr.: die Einhaltung der von Armenien 
eingegangenen Pflichten und 
Verpflichtungen 

(Drucksache 9542) 

1. Die Versammlung erkennt an, dass Armenien seit 
seinem Beitritt am 25. Januar 2001 im Hinblick auf 
die Einhaltung der von ihm gemäß der Stellung- 
nahme 22 1 (2000) eingegangenen Pflichten und Ver- 
pflichtungen beachtliche Fortschritte erzielt hat. 

2. Zur Frage der Übereinkommen trifft die Versamm- 
lung mit Genugtuung folgende Feststellung: 

i. Armenien hat die Europäische Menschenrechts- 
konvention und deren Protokolle Nr. 1 , 4 und 7, 
das Europäische Übereinkommen über die Ver- 
hütung von Folter und unmenschlicher oder 


Debatte der Versammlung am 26. September 2002 (31. Sitzung). 
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erniedrigender Behandlung oder Strafe und des- 
sen Protokolle, das Allgemeine Übereinkommen 
über die Vorrechte und Immunitäten und dessen 
Protokolle, das Europäische Auslieferungsüber- 
einkommen, das Europäische Übereinkommen 
über die gegenseitige Amtshilfe in Strafsachen, 
das Übereinkommen über die Überstellung ver- 
urteilter Personen, die Europäische Charta der 
Regional- oder Minderheitensprachen und die 
Europäische Charta der kommunalen Selbstver- 
waltung ratifiziert; 

ii. Armenien hat 20 weitere Verträge unterzeichnet, 
darunter die Europäische Sozialcharta, das Rah- 
menübereinkommen über die grenzüberschrei- 
tende Zusammenarbeit und das Übereinkommen 
über Geldwäsche und Ermittlung, Beschlagnah- 
mung und Einziehung von Beträgen aus Strafta- 
ten. 

3. Die Versammlung kann nicht akzeptieren, dass Ar- 
menien nicht binnen eines Jahres nach seinem Bei- 
tritt seiner Verpflichtung nachgekommen ist, das 
Protokoll Nr. 6 der Europäischen Menschenrechts- 
konvention zu ratifizieren, in dem es um die Ab- 
schaffung der Todesstrafe geht. 

4. Im Hinblick auf das innerstaatliche Recht erkennt 
die Versammlung die großen Bemühungen Armeni- 
ens in den letzten anderthalb Jahren an und begrüßt 
insbesondere die Verabschiedung eines neuen Wahl- 
gesetzes, des Parteiengesetzes, des Gesetzes über 
Nicht-Regierungsorganisationen und des Zivildienst- 
gesetzes. 

5. Sie nimmt die Annahme des neuen Strafgesetzbuchs 
in erster Lesung zur Kenntnis. Sie stellt fest, dass ho- 
mosexuelle Beziehungen zwischen einwilligenden 
Erwachsenen entkriminalisiert worden sind. Sie ist 
jedoch von dem Beschluss der Nationalversamm- 
lung schockiert, die Todesstrafe für Personen beizu- 
behalten, die bestimmte Straftaten begehen, was ei- 
nen Verstoß gegen die Verpflichtung des Landes 
bedeutet, binnen eines Jahres nach seinem Beitritt 
die Todesstrafe aus dem Strafgesetzbuch zu strei- 
chen. Sie nimmt die Stellungnahme der armenischen 
Delegation gegenüber der Parlamentarischen Ver- 
sammlung zur Kenntnis, das Strafgesetzbuch werde 
noch vor Ende 2002 abschließend verabschiedet 
werden. 

6. Die Versammlung fordert die vollständige Abschaf- 
fung der Todesstrafe ohne Ausnahmen oder Ein- 
schränkungen. Die Versammlung stellt das Bestehen 
eines De-facto-Moratoriums seit 1991 fest und 
nimmt die förmlichen Zusicherungen der Behörden 
zur Kenntnis, seitdem sei kein Todesurteil voll- 
streckt worden. 

7. Die Versammlung begrüßt jedoch die den Bericht- 
erstattern von dem Präsidenten der Republik Ar- 
menien gegebene Zusicherung, nach der Verab- 
schiedung des Strafgesetzbuchs ein Dekret zu 
unterzeichnen, durch das die Strafe der gegenwärtig 


zum Tode Verurteilten in lebenslängliche Haft um- 
gewandelt werden wird. 

8. Die Versammlung fordert die Behörden nachdrück- 
lich auf, die Reform des Justizwesens in voller Zu- 
sammenarbeit mit dem Europarat fortzuführen und 
insbesondere: 

i. dem Entwurf des Strafgesetzbuchs zuzustimmen 
und dabei den Empfehlungen Rechnung zu tra- 
gen, die die Experten des Europarates ihnen vor- 
legen werden; 

ii. die Strafprozessordnung unverzüglich zu ändern 
und an die Standards des Europarates anzupas- 
sen; 

iii. das Polizeigesetz zu ändern, um - in Überein- 
stimmung mit den Empfehlungen der Experten 
des Europarates - die Aufgaben der verschiede- 
nen Justizbehörden bei Ermittlungen und Fest- 
nahmen zu klären; 

iv. die Unabhängigkeit der Richter in Übereinstim- 
mung mit den Standards des Europarates unein- 
geschränkt zu gewährleisten; 

v. ein Schulungszentrum für Richter zu eröffnen, 
das unter der Aufsicht der Justizkommission (Ju- 
dicial Service Commission) tätig ist. 

9. Die Versammlung bittet darüber hinaus die Behör- 
den, unverzüglich das Verwaltungsgesetzbuch zu 
überarbeiten. Sie fordert sie nachdrücklich auf, die 
Bestimmungen über Verwaltungshaft aufzuheben 
und zwischenzeitig von ihrer Anwendung abzuse- 
hen. Sie warnt die Behörden vor den Missbräuchen, 
zu denen ihre Anwendung führt und die den Grund- 
sätzen der Organisation in schwerwiegender Form zu- 
widerlaufen. 

10. Sie bittet die Behörden, die Verabschiedung des Ge- 
setzes über den Ombudsmann nicht länger aufzu- 
schieben. 

1 1 . Die Versammlung stellt fest, dass der Entwurf des 
Mediengesetzes trotz der eingegangenen Verpflich- 
tung noch nicht in der Nationalversammlung einge- 
bracht worden ist. 

12. Die Versammlung stellt fest, dass die Vergabe von 
Rundfunk- und Femsehlizenzen im April 2002 
Anlass zu heftigen Protesten gab. Sie fordert die 
Behörden auf, das Rundfunkgesetz unverzüglich zu 
überarbeiten und dabei die Empfehlungen des Euro- 
parates zu berücksichtigen. Sie nimmt die feste Ver- 
pflichtung der Behörden zur Kenntnis, am 25. Ok- 
tober 2002 eine neue Ausschreibung für neue 
Frequenzen vorzunehmen. 

13. Die Versammlung begrüßt die Beachtung, die die 
Behörden einem Gesetzentwurf über den Wehr- 
ersatzdienst schenken. Sie weist in jedem Fall auf die 
Verpflichtung der Behörden hin, einen Ersatzdienst 
einzuführen, der mit den europäischen Normen im 
Einklang steht. Sie bedauert, dass die Behörden 
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junge Wehrdienstverweigerer aus Gewissensgrün- 
den weiterhin verfolgen und verurteilen. 

14. Die Versammlung fordert die Behörden auf, die Re- 
formen im kommunalen Bereich zu beschleunigen 
und das vor kurzem verabschiedete Gesetz über die 
kommunale Selbstverwaltung zu verbessern. Sie be- 
dauert, dass bestimmte Gesetze ungeachtet entspre- 
chender Verpflichtungen nicht vor den im Oktober 
anstehenden Kommunalwahlen erlassen worden 
sind. 

15. Die Versammlung fordert die Behörden nachdrück- 
lich auf, die Zeugen Jehovas als Religionsgemein- 
schaft zu registrieren. 

16. Die Versammlung bestärkt die Behörden darin, ent- 
schlossen den Kampf gegen die Korruption aufzu- 
nehmen und die im Rahmen der nationalen Strategie 
zur Korruptionsbekämpfung ausgesprochenen Emp- 
fehlungen umzusetzen. Sie bittet sie außerdem, die 
straf- und zivilrechtlichen Übereinkommen des Eu- 
roparates zur Korruption zu unterzeichnen und zu 
ratifizieren. 

17. Die Versammlung begrüßt die Übertragung der Zu- 
ständigkeit für die Gefängnisse und Haftanstalten 
vom Innenministerium auf das Justizministerium 
und erkennt die deutlichen Verbesserungen der 
Haftbedingungen an. Sie ruft die Behörden auf, ihre 
Bemühungen fortzusetzen, um insbesondere die me- 
dizinische Versorgung der Häftlinge zu verbessern. 
Sie begrüßt hierbei die in den letzten Jahren vom In- 
ternationalen Komitee des Roten Kreuzes in Ar- 
menien geleistete intensive Arbeit. 

18. Sie stellt jedoch fest, dass die Haftanstalt des Minis- 
teriums für Staatssicherheit noch nicht dem Justiz- 
ministerium unterstellt worden ist und bittet die 
Behörden, bis zum tatsächliche Vollzug der Unter- 
stellung zu gewährleisten, dass die dortigen Haftbe- 
dingungen europäischen Standards entsprechen. 

19. Im Hinblick auf die zurzeit laufende Überarbeitung 
der Verfassung nimmt die Versammlung die Ent- 
schlossenheit der Behörden zur Kenntnis, den Text- 
entwurf der neuen Verfassung bis zum nächsten 
Frühjahr zu verabschieden und ihn der Nation bei ei- 
ner Volksabstimmung zur Annahme vorzulegen. Sie 
bittet die Behörden, ihre Zusammenarbeit mit der 
Venedig-Kommission fortzusetzen und die ausge- 
sprochenen Empfehlungen zu beachten. Sie fordert 
die Behörden allerdings auf, die Möglichkeit zu prü- 
fen, die parlamentarischen Überwachungsaufgaben 
der Nationalversammlung in dem Verfassungsent- 
wurf zu erweitern. 

20. Die Versammlung fordert die Behörden ernsthaft 
auf, die von Angehörigen der Sicherheitsorgane aus- 
gegangenen Folterungen, Gewalttaten, Misshand- 
lungen und Bestechungshandlungen zu untersuchen. 

21. Angesichts der größeren Zahl nach dem Verhältnis- 
wahlrecht vergebener Sitze fordert die Versamm- 
lung die Parteien nachdrücklich auf, ihre Listen 


armenischen Frauen zu öffnen, um für eine Gleich- 
heit der Geschlechter im Parlament zu sorgen. 

22. Die Versammlung ist sich der Folgen bewusst, die 
sich für viele in bescheidenen oder ärmlichen Ver- 
hältnissen lebende Familien, Flüchtlinge oder der 
Gemeinschaft der Yeziden angehörende Personen 
aus den Maßnahmen zur Privatisierung von Grund 
und Boden in den Städten oder auf dem Land erge- 
ben. Sie bittet die armenischen Behörden, dieser 
Frage ihre ganze Aufmerksamkeit zu widmen und 
gerechte Lösungen zu finden, die nicht eine Gruppe 
zugunsten einer anderen, wohlhabenderen Gruppe 
benachteiligen. 

23. Die Versammlung zeigt sich enttäuscht über die 
mangelnde Entwicklung der regionalen Zusammen- 
arbeit in der Kaukasusregion und erinnert an die 
großen Hoffnungen auf eine demokratische Stabili- 
sierung in der Region nach dem Beitritt der drei be- 
treffenden Länder zu der Organisation. 

24. Zu der Beilegung des Konflikts in Berg-Karabach: 

i. anerkennt und begrüßt die Versammlung die un- 
bestreitbaren Bemühungen Armeniens, mit Aser- 
baidschan auf hoher Ebene regelmäßige Kontakte 
zu unterhalten, sowie den positiven Einfluss, den 
Armenien auf die Armenier in Bergkarabach aus- 
geübt hat, um zu einer geeigneten Friedensrege- 
lung zu gelangen; 

ii . hegt die Versammlung die ausgeprägte Hoffnung, 
dass der laufende Verhandlungsprozess bald zu 
einer annehmbaren Regelung des Konflikts in 
Bergkarabach führen wird, die den Grundsätzen 
des Europarates und des Völkerrechts entspricht; 

iii. erinnert sie daran, dass sie eine Beendigung des 
Überwachungsverfahrens nur ins Auge fassen 
kann, wenn der betreffende Staat allen seinen 
wichtigsten Verpflichtungen nachgekommen ist, 
zu denen im Falle von Aserbaidschan und Ar- 
menien eine Vereinbarung gehört über die fried- 
liche Beilegung des mittlerweile seit über vierzehn 
Jahren bestehenden Bergkarabach-Konflikts - 
einschließlich der Frage der besetzten Gebiete und 
anderer von der Minsk-Gruppe behandelter The- 
men. 

25. Angesichts der oben angeführten Betrachtungen so- 
wie der noch zu erfüllenden Pflichten und Verpflich- 
tungen beschließt die Versammlung, auch wenn sie 
anerkennt, dass Armenien seit seinem Beitritt be- 
trächtliche Fortschritte gemacht hat, das Überwa- 
chungsverfahren in enger Zusammenarbeit mit der 
armenischen Delegation fortzusetzen. 

26. Die Versammlung erwartet von den armenischen 
Behörden die unverzügliche Ratifizierung des Pro- 
tokolls Nr. 6 zur Europäischen Menschenrechtskon- 
vention und die Verabschiedung eines Strafgesetz- 
buches, das den Standards und Grundsätzen der 
Organisation entspricht. Kommt es vor Juni 2003 
nicht dazu, kann die Versammlung beschließen, das 
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ratifizierte Beglaubigungsschreiben der Delegation 
des armenischen Parlaments beim Europarat gemäß 
Artikel 12 der Entschließung 1115 (1997) und Zif- 
fer 9 seiner Verfahrensordnung zu annullieren. 

Tagesordnungspunkt 

Die Einhaltung der von Aserbaidschan 
eingegangenen Pflichten und 
Verpflichtungen 

(Drucksache 9545) 

Berichterstatter: 

Abg. Andreas Gross (Schweiz) und 
Guillermo Martinez Casan (Spanien) 

Abg. Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vor zwei Jahren saßen in diesem Saal die Präsidenten bei- 
der Länder. Wir alle hatten die Hoffnung, dass die Auf- 
nahme beider Länder zur gleichen Zeit - es gab verschie- 
dene Meinungen darüber; es wurde überlegt, ob das eine 
Land schon so weit für eine Aufnahme sei oder ob in dem 
anderen Land erst die Wahlen abgewartet werden sollten - 
den Verständigungsprozess zwischen ihnen voranbringen 
würde. Wir alle wissen, dass es Gespräche, dass es Ver- 
handlungen gegeben hat. Wenn ich aber hier die Diskus- 
sionen rekapituliere, dann komme ich zu dem Wunsch, 
dass die beiden Delegationen stärker aufeinander zugehen 
sollten. 

So, wie ich es verstehe, basiert der Ursprung dieser Ge- 
gensätze sehr stark auf den Geschehnissen von 1990. 
1990 meinte man in Nagomy-Karabach, mit den Wahlen 
eine Abstimmung über die Zugehörigkeit zu dem anderen 
Land verbinden zu können. Gleichzeitig brachen 1990 
Machtkämpfe in Aserbaidschan aus, die viele Opponen- 
ten ins Gefängnis führten. Ich denke, dass Andreas Gross 
in einem Punkt Recht hat: Innerer und äußerer Frieden 
hängen sehr eng zusammen. Oder besser gesagt: Nur Län- 
der, die tatsächlich demokatisiert sind, sind aufgrund ih- 
rer demokratischen Strukturen in der Lage, den Interes- 
senausgleich zu vollziehen, auf den wir doch so dringend 
warten. 

Ich erinnere mich, dass ich vor 50 Jahren den Kaschmir- 
konflikt studiert habe. Heute entzündet sich am Kaschmir- 
konflikt vielleicht eine globale Katastrophe. Der Konflikt, 
mit dem wir es hier zu tun haben, wird oft als „frozen con- 
flict“ bezeichnet. Ich hoffe, dass er gerade durch die Dis- 
kussionen hier so weit aufgetaut wird, dass ein Aufeinan- 
derzugehen möglich ist. 

In meinem Ausschuss habe ich die Diskussion mit der 
aserbaidschanischen Delegation über die Frage der politi- 
schen Gefangenen miterlebt. Ich habe miterlebt, dass der 
Begriff „politischer Gefangener“ zunächst umstritten war. 
Ich bin sehr froh, dass die aserbaidschanische Delegation 
und der aserbaidschanische Staatspräsident nach und nach 
bereit waren, den Begriff gelten zu lassen und dass dann 
Freilassungen vorgenommen wurden, und zwar in be- 
achtlichem Maße. Trotzdem sitzen noch viele von ihnen 


im Gefängnis. Deshalb richte ich in dieser Diskussion den 
Wunsch an die beiden Delegationen, stärker aufeinander 
zuzugehen. 

Ich will noch ein Wort zu Armenien sagen. Herr Hovhan- 
nisyan hat vorhin gesagt: Aserbaidschan wird den Weg 
nach Europa weitergehen und die Zusammenarbeit fort- 
setzen. Er hat aber auch gesagt, dass er auf die Vorwürfe 
nicht eingehen wolle. Ich glaube, dass das falsch ist. Hier 
ist ein Problem, das gelöst werden muss. Ich habe doch 
die Flüchtlingslager um Baku gesehen. 

Abschließend wünsche ich mir von beiden Seiten, dass sie 
aufeinander zugehen. Ich wünsche mir auch, dass man be- 
ginnt, die Geschehnisse von 1990 und den Jahren danach 
historisch aufzuarbeiten. Ich glaube, dass das der beste 
Weg ist, um zu einer Verständigung und Aussöhnung zu 
kommen. 

Entschließung 1305 (2002)* 

betr.: die Einhaltung der von Aserbaidschan 
eingegangenen Pflichten und 
Verpflichtungen 

(Drucksache: 9545) 

1 . Die Versammlung begrüßt die von Aserbaidschan seit 
seinem Beitritt im Januar 2001 unternommenen An- 
strengungen zur Einhaltung seiner Pflichten und Ver- 
pflichtungen, die es mit der Stellungnahme 222 (2000) 
übernommen hatte. Sie stellt dennoch fest, dass Aser- 
baidschan in einer Reihe von Bereichen grundlegende 
Maßnahmen ergreifen muss, um die Lage der Mehr- 
heit der Bevölkerung des Landes zu verbessern und 
seinen Verpflichtungen nachzukommen: 

2. In Bezug auf die Unterzeichnung und Ratifizierung 
von Überkommen: 

i. Die Versammlung stellt erfreut fest, dass Aser- 
baidschan 3 1 Übereinkommen unterzeichnet 
und ratifiziert hat, darunter die Mehrzahl derje- 
nigen Übereinkommen, die Bestandteil seiner 
offiziellen Verpflichtungen sind. 

ii. Trotzdem sind noch einige wichtige Überein- 
kommen zu unterzeichnen und zu ratifizieren, 
einschließlich des Europäischen Rahmenüber- 
einkommens über die grenzüberschreitende Zu- 
sammenarbeit und seiner Zusatzprotokolle und 
die strafrechtrechtlichen und zivilrechtlichen 
Übereinkommen zur Korruptionsbekämpfung, 
innerhalb der in der Stellungnahme Nr. 222 (2000) 
der Versammlung festgelegten Fristen. 

iii. Einige bereits Unterzeichnete Übereinkommen 
müssen noch ratifiziert werden, darunter die Eu- 


Debatte der Versammlung am 26. September 2002 (31. Sitzung). 
Siehe Dok. 9545, Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der von 
den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Pflichten und 
Verpflichtungen (Berichterstatter: Herr Gross und Herr Casan). Von 
der Versammlung verabschiedeter Text am 26. September 2002 
(31. Sitzung). 
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ropäische Sozialcharta, die Europäische Charta 
der Regional- oder Minderheitensprachen, das 
Übereinkommen über die gegenseitige Amts- 
hilfe in Strafsachen und seine Zusatzprotokolle 
sowie das Übereinkommen über Geldwäsche. 

3. In Bezug auf Rechtsreformen: 

i. Die Versammlung erkennt an, dass Aserbaid- 
schan - in enger Zusammenarbeit mit den Sach- 
verständigen des Europarates - in vielen Berei- 
chen Gesetze verabschiedet oder geändert hat, 
einschließlich des Gesetzes über die Einsetzung 
eines Ombudsmannes, des Anwaltskammerge- 
setzes und der Strafprozessordnung. Die Ver- 
sammlung empfiehlt, diese Zusammenarbeit mit 
dem Europarat fortzusetzen und fordert Aser- 
baidschan auf, insbesondere das Gesetz über 
Rechtsanwälte und Rechtsbeistand und die Straf- 
prozessordnung zu verbessern, um deren Verein- 
barkeit mit den Grundsätzen und Normen der Or- 
ganisation sicherzustellen. 

ii. Die Versammlung begrüßt die mit dem Europa- 
rat eingeleitete Zusammenarbeit in Bezug auf 
den Gesetzesentwurf über das Verfassungsge- 
richt, das Gesetz zur Bekämpfung der Korrup- 
tion, das Gesetz über Rechtsanwälte und Rechts- 
beistand und das Wahlgesetz und hofft, dass die 
von den Sachverständigen des Europarates vor- 
gelegten Empfehlungen bei den zu verabschie- 
denden Gesetzen gebührende Berücksichtigung 
erfahren. Ferner fordert sie insbesondere eine 
Fortsetzung der Zusammenarbeit bei der Beur- 
teilung und Verbesserung der Gesetze in Bezug 
auf die Medien und fordert Aserbaidschan nach- 
drücklich auf, ein Gesetz über nationale Minder- 
heiten zu erarbeiten. 

iii. Die Versammlung verweist darauf, dass die Er- 
füllung der eingegangenen Verpflichtungen 
nicht nur in der formellen Reform des recht- 
lichen Rahmens besteht, sondern auch in der Be- 
achtung und sachgemäßen Umsetzung der beste- 
henden Gesetze im tagtäglichen Leben des 
Volkes von Aserbaidschan. Die Versammlung 
fordert Aserbaidschan nachdrücklich auf, die er- 
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um sicher- 
zustellen, dass der durch Reformen neu gestaltete 
Rechtsrahmen gleichmäßig und systematisch in 
Aserbaidschan Anwendung findet. 

iv. Die Versammlung ist darüber informiert, dass 
Aserbaidschan seiner Verpflichtung zur Ratifi- 
zierung von Übereinkommen in Bezug auf die 
Korruptionsbekämpfung nur teilweise nachge- 
kommen ist. Sie verweist darauf, dass die Kor- 
ruptionsbekämpfung eine Verpflichtung im Inte- 
resse einer gleichmäßigen Entwicklung der 
Gesellschaft und einer fairen Ressourcenvertei- 
lung darstellt und ermutigt die Behörden Aser- 
baidschans, alle erforderlichen Maßnahmen zur 
wirksamen Bekämpfung der in der aserbaidscha- 


nischen Gesellschaft noch immer festzustellen- 
den stark zunehmenden Korruption zu ergreifen. 
Die Versammlung ermutigt Aserbaidschan nach- 
drücklich, sich mit seiner Verpflichtung in Bezug 
auf die Verabschiedung von Antikorruptions- 
gesetzen zu befassen und den Entwurf dem 
Europarat zur Einschätzung vorzulegen sowie 
umgehend ein nationales Programm zur Korrup- 
tionsbekämpfung zu erarbeiten. 

v. Die Versammlung bedauert fehlende Fortschritte 
bei der Entwicklung der kommunalen Selbstver- 
waltung in Aserbaidschan. Die Versammlung 
fordert die aserbaidschanischen Behörden auf, 
eine Anpassung ihrer Gesetze an die Grundprin- 
zipien der Europäischen Charta der Selbstver- 
waltung vorzunehmen sowie eine wirkliche De- 
zentralisierungsstrategie unter Berücksichtigung 
sämtlicher Empfehlungen der Rechtsabteilung 
des Europarates (DGI) und des Kongresses der 
Gemeinden und Regionen Europas (KGRE) um- 
zusetzen. 

vi. Die Versammlung fordert die aserbaidschani- 
schen Behörden nachdrücklich auf, ihre Anstren- 
gungen zu beschleunigen und eine aktive Zusam- 
menarbeit herbeizuführen bei der Überprüfung 
der Vereinbarkeit der innerstaatlichen Gesetze 
Aserbaidschans mit der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention (EMRK). 

4. In Bezug auf die Gewaltenteilung, die Rechtsstaat- 
lichkeit und die demokratischen Institutionen: 

i. Die Versammlung stellt fest, dass die Exekutive in 
Aserbaidschan noch immer eine vorherrschende 
Rolle einnimmt. Sie äußert tiefe Besorgnis über 
die unangemessene Einmischung der Exekutive 
in das Funktionieren der Institutionen. Die Ver- 
sammlung fordert insbesondere eine Stärkung 
der Unparteilichkeit beim Verfahren zur Ernen- 
nung von Richtern. 

ii. Es ist bedauerlich, dass das Parlament keine 
Kontrolle über die Aktivitäten der Regierung 
ausübt, was bedeutet, dass die breite Öffentlich- 
keit ebenso von diesem Prozess ausgeschlossen 
ist. Die Versammlung fordert, die Rolle des Par- 
laments zu verstärken und seine Unabhängigkeit 
von der Exekutive und seine kontrollierende 
Rolle gegenüber der Exekutive herzustellen. Sie 
stellt fest, dass der Ausschuss für die Einhaltung 
der von den Mitgliedstaaten eingegangenen 
Pflichten und Verpflichtungen beabsichtigt, diesen 
Prozess durch eine eingehende Evaluierung der 
derzeitigen Befugnisse des Parlamentes und ihrer 
Ausübung zu unterstützen. In der Zwischenzeit 
empfiehlt die Versammlung die notwendigen Re- 
formen umgehend durchzuführen, um das Parla- 
ment in die Lage zu versetzen, sein Recht der Be- 
fragung von Regierungsmitgliedem auszuüben. 

iii. Die Versammlung wurde darüber unterrichtet, 
dass das Parlament über die Veranstaltung eines 
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Referendums erst konsultiert wurde, nachdem 
der Präsidialerlass das Datum des Referendums 
bereits festgesetzt hatte und bedauert, dass die 
Debatte über diese Frage sehr kurzfristig und nur 
kurz stattgefunden hat. Obwohl die Gesetzeslage 
in Aserbaidschan keine vorherigen Konsultatio- 
nen zwischen dem Präsidenten und dem Parla- 
ment verlangt, wäre es dennoch wünschenswert 
gewesen, „a priori“ die Stellungnahme des Par- 
laments einzuholen zu Fragen, die für das 
zukünftige politische Leben des Landes und 
seine Stabilität sowie den politischen Dialog 
zwischen den Parteien so wichtig sind wie Ver- 
fassungsänderungen. Nicht nur die 39 Änderun- 
gen zur Verfassung hätten sehr viel früher durch 
das Parlament erörtert und gebilligt werden, son- 
dern auch die politisch heikle Frage der Zuord- 
nung der 39 Änderungen auf acht Fragen hätte 
eher vom Parlament als von der Verwaltung be- 
schlossen werden müssen. Die Versammlung 
empfiehlt eine Stärkung der legislativen Rolle 
des Parlamentes, insbesondere bei der Ausarbei- 
tung von Gesetzen und der Debatte wichtiger po- 
litischer Fragen. 

iv. Die Versammlung begrüßt die unternommenen 
Anstrengungen, die im Juli 2002 zur Wahl der 
ersten Ombudsperson in Aserbaidschan geführt 
haben. Sie übermittelt der neu geschaffenen In- 
stitution ihre besten Wünsche und unterstreicht 
die Bedeutung der Unabhängigkeit der Ombuds- 
person sowie seine grundlegende Rolle bei der 
Erleichterung einer wirksamen Umsetzung der 
EMRK in Aserbaidschan. 

v. Die Versammlung beglückwünscht die aserbaid- 
schanischen Behörden zur Erfüllung ihrer Ver- 
pflichtung, den ordentlichen Gerichten, der neu 
geschaffenen Institution des Ombudsmanns und 
in besonderen Fällen Einzelpersonen Zugang 
zum Verfassungsgericht zu gestatten. Sie begrüßt 
es, dass derartige Bestimmungen Eingang in die 
Verfassung gefunden haben. Sie ermutigt Aser- 
baidschan, mit dem Europarat eine enge Zusam- 
menarbeit bei der Fertigstellung und Verabschie- 
dung des Statuts des Verfassungsgerichtes 
aufrechtzuerhalten. 

5. In Bezug auf die pluralistische Demokratie: 

i. Die Versammlung nimmt die mit dem Europarat 
in Bezug auf die Änderung des Wahlgesetzes 
eingeleitete Zusammenarbeit zur Kenntnis und 
hofft, dass für die Begutachtung der Schlussfas- 
sung Sachverständige nicht nur konsultiert wer- 
den, sondern dass deren Empfehlungen auch ge- 
nauestem umgesetzt werden. Im Verlaufe der 
letzten Parlamentswahlen (2000 bis 2001) sowie 
im Verlaufe der Wahlen vom 24. August 2002 
waren zahlreiche Störungen und Verfahrensunre- 
gelmäßigkeiten festzustellen. Der laufende Refor- 
mprozess sollte alle diese Beobachtungen bei der 
Ausarbeitung des neuen Gesetzes berücksichti- 


gen. Die Versammlung wünscht sich insbeson- 
dere, dass die Bestimmungen in Bezug auf die 
Zusammensetzung der Wahlausschüsse, die Be- 
teiligung von lokalen Beobachtern, die gerichtli- 
che Verfolgung von Wahlbeschwerden, die Regis- 
trierung von Kandidaten, die Genauigkeit der 
Wählerlisten, die Ausbildung der Mitglieder der 
Wahlausschüsse und die Transparenz des gesam- 
ten Wahlprozesses mit den Normen des Europa- 
rates und der OSZE im Einklang stehen. Die Ver- 
sammlung fordert von den aserbaidschanischen 
Behörden, dass das betreffende Gesetz gleich- 
mäßigen Zugang für alle politischen Parteien 
zum Wahlprozess garantieren und dass es min- 
destens sechs Monate vor den Präsidentschafts- 
wahlen umgesetzt werden sollte. 

ii. Die Versammlung ist darüber enttäuscht, dass 
keine Konsultation mit dem Europarat über den 
Text und die Veranstaltung des Referendums 
vom 24. August 2002 eingeleitet wurde. Den- 
noch begrüßt es die Versammlung, dass die aser- 
baidschanischen Behörden beschlossen haben, 
die Verfassungsänderungen in Form von acht 
Fragen vorzulegen, mit denen den Wählern die 
Möglichkeit gegeben wurde, getrennt über 
unterschiedliche, beim Referendum vorgelegte 
Themen abzustimmen. Wie schon bei den meis- 
ten früheren Wahlen beeinträchtigten zahlreiche 
Fälle von Wahlbetrug den Wahlprozess und 
könnten schwerwiegende Zweifel in Bezug auf 
die Gültigkeit der beeindruckenden Wahlergeb- 
nisse aufwerfen, die eine Wahlbeteiligung von 
83 % der registrierten Wähler, von denen sich 
mehr als 96 % für die vorgeschlagenen Än- 
derungen aussprachen, beinhalteten. Es ist zu 
begrüßen, dass die Wahlergebnisse von den 
Wahlbehörden aufgrund offensichtlicher Mani- 
pulationen in etwa 251 Wahlkreisen annulliert 
wurden. Es ist bedauerlich, dass es mit diesem 
Referendum, welches der aserbaidschanischen 
Nation die Gelegenheit bot, wieder wirkliches 
Vertrauen in den Wahlprozess zu fassen und zur 
Entwicklung einer demokratischen Kultur in 
Aserbaidschan mit einer verbesserten Verfah- 
rensgestaltung beizutragen, nicht gelungen ist, 
dieses Ziel zu erreichen. Schließlich ist zu be- 
grüßen, dass erstmalig - mit der Unterstützung 
des OSZE-Büros in Baku - am Vorabend des Re- 
ferendums zwischen Vertretern der Regierung, 
der Opposition und der Zivilgesellschaft Round- 
table-Gespräche im Fernsehen organisiert wur- 
den, bei denen öffentlich der Inhalt und die poli- 
tischen Auswirkungen dieses Referendums 
debattiert wurden. 

iii. Die Versammlung stellt in Aserbaidschan eine 
wachsende Notwendigkeit fest, den Bürgern das 
Grundrecht auf Beteiligung am politischen Ge- 
schehen des Landes zu garantieren. Die Ver- 
sammlung fordert Aserbaidschan nachdrücklich 
auf, Vertrauen und ein die Bürger einbeziehendes 
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Klima in der Politik zu fördern, insbesondere bei 
der Einbeziehung von Oppositionsmitgliedern in 
Roundtable-Gespräche über das neue Wahlge- 
setz. 

iv. Die Versammlung fordert Aserbaidschan auf si- 
cherzustellen, dass die bevorstehenden Präsident- 
schaftswahlen - auf der Grundlage des neu re- 
formierten Wahlgesetzes - im vollen Einklang 
mit den internationalen Normen durchgeführt 
werden, damit ein breiter politischer Konsens er- 
zielt werden kann. 

6. ln Bezug auf die Menschenrechte und Grandfreihei- 
ten: 

i. Die Versammlung hat festgestellt, dass die aser- 
baidschanischen Behörden bestimmte Maßnah- 
men zur Verbesserung der Menschenrechtslage 
ergriffen haben. Trotzdem fordert sie wirksame 
Vorkehrungen zum Schutz der Meinungsfreiheit, 
der Versammlungs- und der Vereinigungsfrei- 
heit, welche für die gesunde Entwicklung einer 
demokratischen Gesellschaft in Aserbaidschan 
notwendig sind. Sie verweist insbesondere auf 
die Förderung der besonderen Rechte religiöser 
und nationaler Minderheiten. 

ii. Das Fehlen eines wirklichen Dialogs zwischen 
der Regierungspartei und den Oppositionskräf- 
ten, die fast überhaupt nicht im Parlament ver- 
treten sind, feststellend, fordert die Versamm- 
lung, dass nicht nur auf Regierungsseite, sondern 
auch auf Seite der Opposition Anstrengungen 
unternommen werden, um ein befriedigendes 
Maß an Zusammenarbeit und Dialog herbeizu- 
führen, welche für die Entwicklung einer wirkli- 
chen pluralistischen Demokratie notwendig sind. 
Sie empfiehlt insbesondere den Behörden, den 
nicht vertretenen Parteien die Möglichkeit zu ge- 
ben, ihre Ansichten in einer friedlichen Weise 
dadurch zum Ausdruck zu bringen, dass ein re- 
gelmäßiger Meinungsaustausch über wichtige 
Themen und Gesetzesentwürfe veranstaltet 
wird. 

iii. Die Versammlung ist bestürzt und schockiert über 
Berichte von Menschenrechtsverletzungen und 
fordert die aserbaidschanischen Behörden nach- 
drücklich auf, alle erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um allen Bürgern diese Grundfreiheiten 
zu garantieren. Sie fordert die Verbesserung der 
Arbeitsmodalitäten und Registrierangsverfahren 
für lokale NGOs und eine bessere und faire ver- 
waltungsmäßige Bearbeitung von Anträgen auf 
öffentliche Demonstrationen. Die Versammlung 
bekräftigt erneut, dass es für den Europarat inak- 
zeptabel ist, dass die Entwicklung der Zivilge- 
sellschaft durch übermäßige Verwaltungs- oder 
politische Hindernisse behindert wird. 

iv. Die Versammlung bedauert die in jüngster Zeit 
berichteten Fälle von Überreaktionen, die zu ei- 
nem unangemessenen Einsatz von Waffen durch 


Polizeikräfte gegenüber Zivilisten führten. Die 
Versammlung ist sehr besorgt über die Reaktion 
der Regierung auf öffentliche Proteste im Zu- 
sammenhang mit sozialen Fragen. Sie fordert 
nachdrücklich eine angemessene und verhältnis- 
mäßige Reaktion der Polizeikräfte, wenn Zivilis- 
ten beteiligt sind, und appelliert an die Behörden, 
die Ursachen der sozialen Unruhe zu behandeln 
und abzustellen. 

7. In Bezug auf die Medienfreiheit: 

i. Die Versammlung hat mit Freude Fortschritte im 
Bereich der Mediengesetzgebung festgestellt. 
Sie begrüßt die vom Europarat in diesem Bereich 
eingeleitete Zusammenarbeit. Die Versammlung 
erwartet, dass die erfolgreiche Zusammenarbeit 
die aserbaidschanischen Behörden in die Lage 
versetzen wird, ein Gesetz über öffentliche und 
private Rundfunksender und eine Verordnung 
über die Einsetzung eines nationalen Radio-/ 
Femsehrates zu erlassen, die voll und ganz im 
Einklang mit den Nonnen des Europarates ste- 
hen. 

ii. Die Versammlung ist sehr besorgt über Fälle von 
Eingriffen in die Meinungsfreiheit, bei denen 
Druck auf die unabhängigen Medien ausgeübt 
und Journalisten eingeschüchtert wurden, und 
fordert Aserbaidschan auf, alle notwendigen 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Meinungs- 
freiheit und der Unabhängigkeit der Medien und 
Journalisten zu ergreifen, und insbesondere Ab- 
stand zu nehmen von Verwaltungsmaßnahmen 
zur Einschränkung der Medienfreiheit. 

iii. Die Versammlung fordert die aserbaidschani- 
schen Behörden auf, rasch in einen Dialog mit 
dem Europarat einzutreten, um zu gewährleisten, 
dass der Erlass vom 11. September 2002 nicht 
der Verpflichtung Aserbaidschans zur Förderung 
der Medienfreiheit widerspricht. 

8. In Bezug auf politische Gefangene: 

i. Die Versammlung begrüßt mehrere vom Präsi- 
denten seit dem Beitritt des Landes zum Europa- 
rat vorgenommene Begnadigungen. Sie stellt 
fest, dass sich unter den begnadigten Gefange- 
nen eine große Zahl der von den Sachverständi- 
gen des Europarates als politische Häftlinge be- 
zeichneten Personen befindet. 

ii. Die Versammlung hat erfahren, dass damit be- 
gonnen wurde, Verfahren für Personen, die von 
den Sachverständigen als politische Häftlinge 
bezeichnet werden, neu aufzurollen. Sie ist be- 
sorgt über Berichte flagranter Verletzungen von 
Verfahrens- und anderen Rechten. Sie bekräftigt, 
dass diese Verfahren alle Bestimmungen für ein 
faires Gerichtsverfahren, wie in der EMRK fest- 
gelegt, beachten sollten, einschließlich der Tat- 
sache, dass sie für Journalisten zugänglich sein 
sollten. Sie ist der Auffassung, dass diese vor 
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mehreren Monaten eingeleiteten Verfahren nicht 
in die Länge gezogen werden können und dass 
sie rasch abgeschlossen werden sollten. 

iii. Die Versammlung ist zutiefst bestürzt darüber, 
dass von den von Experten des Europarates als 
politische Häftlinge bezeichneten Personen noch 
sieben inhaftiert sind und weder begnadigt wur- 
den noch ein neues Verfahren erhalten haben, 
nämlich AM1RASLANOV Elchin Samed Oglu 
(Fall Nr. 5), EFENDI YEV Natig (Fall Nr. 7), der 
offensichtlich schwer erkrankt ist, KAZYMOV 
Arif Nazir Oglu (Fall Nr. 15), ABDULLAYEV 
Galib Jamal Oglu (Fall Nr. 16), GUSEYNOV 
Suret Davud Oglu (Fall Nr. 17), SAFIKHANOV 
Ilgar (Fall Nr. 18), GUSEYNOV Guseynbala 
(Fall Nr. 25). 

iv. Die Versammlung fordert die aserbaidschani- 
schen Behörden nachdrücklich auf, rasch die er- 
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um der 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen nachzukom- 
men und weist daraufhin, dass insbesondere im 
Falle kranker Häftlinge eine Freilassung aus 
humanitären Gründen ins Auge gefasst werden 
sollte. 

v. Die Versammlung betont erneut, dass es für einen 
Mitgliedstaat des Europarates völlig inakzeptabel 
ist, dass er politische Gefangene festhält. Sie be- 
steht darauf, dass die aserbaidschanischen Behör- 
den ihre Entschlossenheit zeigen, dieses Verfah- 
ren abzustellen, welches eine Schande für die 
aserbaidschanische Gesellschaft ist, und erneute 
Inhaftierungen ausschließlich aufgrund politi- 
scher Aktivitäten zu vermeiden. 

vi. Die Versammlung verweist darauf, dass ein de- 
mokratischer Staat, der Mitglied des Europarates 
ist, die innere Stabilität durch einen konstrukti- 
ven Dialog mit allen politischen Kräften des 
Landes fördern und es vermeiden sollte, soziale 
und politische Unzufriedenheit durch Praktiken 
zu lösen, die zu neuen Inhaftierungen aus politi- 
schen Gründen führen. 

vii. Schließlich betont die Versammlung die Bedeu- 
tung einer fortlaufenden Zusammenarbeit mit 
den Sachverständigen des Europarates. Sie for- 
dert die aserbaidschanischen Behörden insbe- 
sondere auf, dem Europarat umgehend die ange- 
forderten Dokumente zur Verfügung zu stellen, 
einschließlich aller schriftlichen Urteilsbegrün- 
dungen, die für die Prüfung der übrigen Fälle 
notwendig sind. 

9. ln Bezug auf die Lösung des Berg-Karabach-Kon- 

flikts: 

i. Die Versammlung erkennt die unzweifelhaften 
Anstrengungen an, die Aserbaidschan unternom- 
men hat, um regelmäßige hochrangige Kontakte 
zu Annenien herzustellen mit dem Ziel, eine an- 
gemessene und friedliche Lösung für diesen 


Konflikt zu finden und begrüßt diese Anstren- 
gungen. 

ii. Die Versammlung ist jedoch besorgt über die an- 
haltende, immer häufiger zum Ausdruck gelan- 
gende Frustration in der aserbaidschanischen Ge- 
sellschaft über die festgefahrenen Verhandlungen 
in diesem Konflikt. 

iii. Die Versammlung hofft nachdrücklich, dass der 
laufende Verhandlungsprozess - einschließlich 
des jüngsten Treffens der Präsidenten beider 
Staaten in Nakitchevan - bald zu einer akzepta- 
blen Lösung des Gebietkonfliktes im Einklang 
mit den Prinzipien des Europarates und dem Völ- 
kerrecht führen wird. 

iv. Sie verweist darauf, dass sie einen Abschluss des 
Überwachungsverfahrens nur ins Auge fassen 
kann, wenn der betreffende Staat allen seinen 
wichtigsten Verpflichtungen nachgekommen ist, 
zu denen im Falle der beiden Staaten eine Ver- 
einbarung gehört über die friedliche Beilegung 
des mittlerweile seit über acht Jahre bestehenden 
Berg-Karabach-Konfliktes - einschließlich der 
Frage der besetzten Gebiete. 

10. Angesichts der oben angeführten Betrachtungen 
kommt die Versammlung zu dem Schluss, dass ei- 
nige Fortschritte seit dem Beitritt erfolgt sind. Die 
Versammlung muss jedoch darauf bestehen, dass 
Aserbaidschan weitere beträchtliche Fortschritte bei 
der Einhaltung aller seiner als einem Mitgliedstaat 
des Europarates eingegangenen Pflichten und Ver- 
pflichtungen machen muss. Daher beschließt die 
Versammlung, das Überwachungsverfahren in Be- 
zug auf Aserbaidschan in enger Zusammenarbeit mit 
der aserbaidschanischen Delegation fortzusetzen. 

11. Die Versammlung fordert die aserbaidschanischen 
Behörden nachdrücklich auf - insbesondere - die 
Mediengesetze und das Wahlgesetz rasch zu verbes- 
sern und gemeinsam mit dem Europarat und dem 
KGRE eine Dezentralisierungsstrategie festzulegen 
und umzusetzen, deren Ziel eine Erweiterung der 
Befugnisse, Zuständigkeiten und Ressourcen der 
Kommunalverwaltungen ist. 

Tagesordnungspunkt 

Das Funktionieren demokratischer 
Institutionen in Moldau 

(Drucksache 9571) 

Berichterstatter: 

Abg. Josette Durrieu (Frankreich) und 
Lauri Vahtre (Estland) 

(Themen: die Erfüllung der im April 2002 von der Euro- 
paratsversammlung an die Behörden und die Opposition 
in Moldau gerichteten Forderungen - die Gefahren fiir 
die Unabhängigkeit der judikativen Gewalt in Moldau - 
freie Medien als Herzstück einer Demokratie - die russi- 
sche Militärpräsenz in Transnistrien) 
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Entschließung 1303 (2002)* 

betr.: das Funktionieren demokratischer 
Institutionen in Moldau 

(Drucksache 9571) 

1. Auf ihrer Teilsitzung im April 2002 reagierte die 
Versammlung auf die beunruhigenden Ereignisse, 
die die Stabilität in der Republik Moldau bedrohten 
und brachte ihre Besorgnis über die Verschlechte- 
rung des politischen Klimas in diesem Lande zum 
Ausdruck. Sie nahm außerdem mit Genugtuung die 
Vorschläge zur Kenntnis, die die politischen Kräfte 
in der Republik Moldau, darunter auch Mitglieder 
der parlamentarischen Opposition, unterbreiteten, 
um die Krise zu beenden. 

2. Am 24. April 2002 verabschiedete die Versammlung 
Entschließung 1280, in der sie die politischen Kräfte 
in der Republik Moldau aufforderte, einen wirkli- 
chen, konstruktiven Dialog zu führen. Sie bat die 
moldauischen Behörden, eine Reihe von in Ziffer 10 
der Entschließung aufgeführten Maßnahmen zu be- 
schließen, die sie im Wege eines politischen Kom- 
promisses umzusetzen vereinbarten. 

3. Die Versammlung stellt fest, dass die Christlich-De- 
mokratische Volkspartei (PPCD) ihre Demonstratio- 
nen am 29. April beendete und begrüßt die Rückkehr 
des Landes zu ruhigen Verhältnissen. 

4. Die Versammlung begrüßt, dass die moldauischen 
Behörden 

i. gemäß der von ihnen eingegangenen Verpflich- 
tung der Metropolitanischen Kirche Bessarabi- 
ens am 30. Juli 2002 eine Bescheinigung über die 
Eintragung in das Register der Religionsgemein- 
schaften übergaben; 

ii. das Moratorium in Bezug auf die Reformen bei 
der Unterrichtung und der Stellung der russi- 
schen Sprache sowie die Änderung der Lehr- 
pläne für das Fach Geschichte aufrechterhalten 
und so zur Sicherung der Stabilität in der Repu- 
blik Moldau beigetragen haben; 

iii. die Gerichtsverfahren gegen Parlamentsabge- 
ordnete der PPCD ausgesetzt und von einer er- 
neuten Aufhebung ihrer parlamentarischen Im- 
munität abgesehen haben. 

5. Die Versammlung stellt fest, dass die internationalen 
Finanzinstitutionen ihre Hilfe für die Republik 
Moldau wieder aufgenommen haben. 

6. Dennoch erwartet die Versammlung von den Behör- 
den die buchstabengetreue Umsetzung der gefassten 


Debatte der Versammlung am 26. September 2002 (31. Sitzung). 
Siehe Dok. 957 1 , Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der von 
den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Pflichten und 
Verpflichtungen (Berichterstatter: Frau Durrieu und Herr Vahtre). 
Von der Versammlung verabschiedeter Text am 26. September 2002 
(31. Sitzung). 


Beschlüsse ohne Änderung des Inhalts und ohne 
späteren Verstoß gegen ihre Verpflichtungen, ins- 
besondere in Bezug auf die Freiheit der Medien, die 
Religionsfreiheit, die Versammlungsfreiheit, die 
Rechte der Parlamentarier, die Autonomie der lokalen 
Gebietskörperschaften und die Unabhängigkeit der 
Justiz. Ebenso erwartet sie, dass die in Ziffer 4. iii., 
erwähnten Gerichtsverfahren nicht wieder aufge- 
nommen werden. 

7. Darüber hinaus stellt die Versammlung fest, dass die 
Behörden bestrebt waren, die im April eingegangenen 
Verpflichtungen einzuhalten, indem sie am 26. Juli 
2002 ein neues Gesetz über die staatliche öffentlich- 
rechtliche Rundfunkgesellschaft „Teleradio-Mol- 
dova“ verabschiedeten, am 26. Juli 2002 das Gesetz 
von 1994 über den Status der Parlamentsabgeordne- 
ten änderten und am 12. Juli 2002 das Gesetz von 
1 992 über Religionsgemeinschaften änderten. 

8. Sie kann jedoch nicht behaupten, die Behörden seien 
ihren Verpflichtungen in vollem Umfang nachge- 
kommen, da der Inhalt dieser Gesetze auch weiter- 
hin Anlass zu Kommentaren und Kontroversen gibt. 
Sie bittet die Behörden, 

i. im Herbst 2002 das Gesetz über die staatliche öf- 
fentlich-rechtliche Rundfunkgesellschaft „Tele- 
radio-Moldova“ zu überarbeiten und dabei die 
Zivilgesellschaft, die Medien vertretende Ver- 
bände und die politische Opposition wirklich 
einzubeziehen und den Empfehlungen der Ex- 
perten des Europarates Rechnung zu tragen. Ins- 
besondere bittet sie um möglichst breit angelegte 
Konsultationen über die Überarbeitung der Be- 
stimmungen betreffend die Zusammensetzung, 
die Benennung und die Befugnisse des Beobach- 
terrats; 

ii. den Grundsatz der unwiderruflichen Amtsaus- 
übung der Parlamentsabgeordneten in der Ge- 
setzgebung eindeutig zu gewährleisten und dem- 
entsprechend das überarbeitete Gesetz von 1994 
erneut zu ändern, da dieser Grundsatz streng aus- 
zulegen ist und Ausnahmen nicht gestattet wer- 
den können. 

9. Sie stellt fest, dass die moldauischen Behörden mit 
dem Europarat entsprechend den eingegangenen 
Verpflichtungen kooperieren. Insbesondere haben 
sie zahlreiche Gesetzestexte für eine sachverstän- 
dige Prüfung vorgelegt, vor allem Gesetze über die 
kommunale Selbstverwaltung und den Aufbau des 
Justizwesens. Die Versammlung fordert die moldaui- 
schen Behörden nachdrücklich auf, diese Zusam- 
menarbeit fortzusetzen und insbesondere die Emp- 
fehlungen des Kongresses der Gemeinden und 
Regionen Europas auf dem Gebiet der lokalen und 
regionalen Selbstverwaltung in der Republik Moldau 
anzuwenden. 

10. Die Versammlung hat ihre Erleichterung über das 
Wiederauftauchen von Vlad Cubreacov zum Aus- 
druck gebracht. Sie bedauert, dass die von den 
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Behörden durchgeführten Ermittlungen ohne Ergeb- 
nis geblieben sind und verlangt die Aufklärung die- 
ses unglaublichen Falls. 

11. Die Versammlung erklärt sich bereit, das Parlament 
der Republik Moldau bei der Überarbeitung seiner 
Geschäftsordnung zu unterstützen und für die ge- 
wünschte sachverständige Beratung zu sorgen. 

12. Sie ruft die moldauischen Behörden auf, 

i. in der Gesellschaft eine breite Konsultation ein- 
zuleiten und die Opposition wirklich in parlamen- 
tarische Aktivitäten in Bezug auf einen künftigen 
Entwurf einer Verfassungsreform einzubeziehen, 
insbesondere im tfinblick auf eventuelle Refor- 
men, die die Struktur des Staates, die verfas- 
sungsmäßigen Gremien oder den Aufbau des Jus- 
tizwesens ändern, unabhängig davon, ob diese 
Reformen mit den gegenwärtigen Verhandlungen 
über die Beilegung des Konflikts in Transnistrien 
Zusammenhängen; 

ii. die kriminalpolizeilichen Ermittlungen über das 
Verschwinden von Vlad Cubreacov fortzusetzen 
und dem Europarat im Hinblick auf diese Er- 
mittlungen ein offizielles Hilfeersuchen zu un- 
terbreiten. 

13. Die Versammlung warnt die moldauischen Behör- 
den 

i. vor allen Schritten, die das von der Braghis-Alli- 
anz eingeleitete Verfahren zur Überarbeitung des 
Wahlgesetzes willkürlich blockieren könnten; 

ii. in Zukunft davon abzusehen, neue Maßnahmen zu 
ergreifen oder neue Gesetze zu erlassen, die Be- 
stimmungen enthalten, die ganz offensichtlich den 
Normen des Europarates und den Grundsätzen der 
Europäischen Menschenrechtskonvention oder 
der Entschließung 1280 (2002) widersprechen. 


Freitag, 27. September 2002 

Tagesordnungspunkt 

Die Lage in Belarus 

(Drucksache 9543) 

Berichterstatter: 

Abg. Wolfgang Behrendt (Deutschland) 

Abg. Wolfgang Behrendt (SPD)*: Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 
Der Ad-hoc-Ausschuss des Politischen Ausschusses hat 
vom 10. bis 12. Juni Belarus besucht. Ich möchte diese 
Gelegenheit wahmehmen, mich bei allen Kolleginnen 
und Kollegen sehr herzlich für ihre Mitarbeit und ihr En- 
gagement zu bedanken. Zugleich bedanke ich mich auch 
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bei den Mitgliedern des Sekretariats, die unsere Arbeit 
außerordentlich unterstützt haben. 

Das Fazit unseres Besuchs haben wir in diesem Bericht 
niedergelegt. Dabei haben wir auch die weitere Entwick- 
lung der letzten Wochen und Monate verfolgt. Wir müs- 
sen leider feststellen, dass die Entwicklung in den letzten 
Monaten eher Anlass zur Unzufriedenheit gibt. In vielen 
Bereichen hat sich die Situation verschlechtert. Das gilt 
insbesondere für den Bereich der Medien. Unabhängige 
Medien sind vielfältigen Repressionen ausgesetzt. Eine 
Reihe von Journalisten wurden zu Gefängnisstrafen ver- 
urteilt. Die Zustellung von Druckerzeugnissen für unab- 
hängige Medien wird erschwert; einige Zeitungen muss- 
ten ihr Erscheinen bereits einstellen. Das ist ein Punkt, der 
uns außerordentlich besorgt macht. Ich möchte bei dieser 
Gelegenheit an die Nationalversammlung in Belarus, die 
ein Mediengesetz berät, appellieren, dafür Sorge zu tra- 
gen, dass unabhängige Medien in Zukunft unbehelligt ar- 
beiten können. 

Besorgt macht auch die Situation im politischen Bereich, 
bei der Opposition, und im Bereich der Zivilgesellschaft. 
Es gibt eine Drohung gegen die Vereinte Bürgerpartei, die 
zu einem Verbot führen könnte. Es gibt eine Entwicklung 
bei den Gewerkschaften, die man als eine Art Gleich- 
schaltung ansehen kann. Und mit besonderer Beunruhi- 
gung haben wir feststellen müssen, dass der ehemalige 
Premierminister Tschigir zu einer Strafe verurteilt worden 
ist, die gegebenenfalls ausschließt, dass er bei den nächs- 
ten Präsidentschaftswahlen wieder antreten kann. 

Ein Thema, das wir immer wieder auf die Tagesordnung 
gesetzt haben, ist das Problem der vermissten Politiker. 
Hier gibt es leider keinerlei Aufklärung über deren 
Schicksal. Das betrifft insbesondere den ehemaligen Vize- 
premier Viktor Gontschar, das betrifft einen weiteren 
oppositionellen Politiker, Anatoli Krassowki, den ehema- 
ligen Innenminister Juri Sacharenko und einige andere. 
Ich bin dem Rechts- und Menschenrechtsausschuss sehr 
dankbar dafür, dass er jetzt ein Ad-hoc-Komitee einge- 
setzt hat, das in diesem Bereich Untersuchungen durch- 
führen und versuchen wird, Licht in das Dunkel des 
Schicksals dieser Personen zu bringen. 

Wir müssen nach wie vor feststellen, dass der Konflikt mit 
der OSZE nicht gelöst ist, dass die Arbeit der Mission in 
Minsk praktisch lahm gelegt ist, dass der designierte 
Nachfolger bisher keine Akkreditierung bekommen hat, 
sodass die OSZE dort nicht tätig werden kann. 

Auf der anderen Seite will ich auch hervorheben, dass wir 
ja immer für einen Dialog mit allen politischen Kräften 
eingetreten sind, insbesondere auch für einen Dialog mit 
den Mitgliedern der zwei Kammern des Parlaments. Wir 
haben anlässlich unseres Besuchs in Minsk ein gemeinsa- 
mes Seminar durchgeführt. Wir haben dort über wichtige 
Punkte gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen in 
Minsk diskutiert, unter anderem über die Entwicklung ei- 
ner Zivilgesellschaft, die Frage der Todesstrafe, das Me- 
diengesetz, die Frage eines Beauftragten für Menschen- 
rechte. Diese Diskussion hat uns ein wenig Hoffnung 
vermittelt, dass sich das Parlament bemühen wird, in Zu- 
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kunft selbstbewusster aufzutreten, seine Kompetenzen 
auszuweiten und auf wichtigen Feldern, die zu den Es- 
sentials des Europarates gehören, eine positive Entwick- 
lung einzuleiten. Dies wollen wir auch in Zukunft mit al- 
lem Nachdruck fortführen. 

Ich denke, wir werden diese Dialoge, diese gemeinsamen 
Veranstaltungen mit dem Parlament von Belarus weiter- 
hin durchfuhren müssen. Wir sollten im Hinblick auf die 
Kommunalwahlen im März nächsten Jahres insbesondere 
den Kontakt zu Vertretern der Kommunen vertiefen und 
gemeinsame Kooperationsprogramme entwickeln. Wir 
sollten im Bereich der Bildung aktiv werden. Und es steht 
nach wie vor das Angebot unserer Venedig-Kommission, 
jede Art von Hilfestellung zu gewährleisten - es war uns 
zugesagt worden, dass das neue Mediengesetz der Vene- 
dig-Kommission zur Stellungnahme überreicht werden 
würde; das ist bisher leider nicht erfolgt; ich hoffe, dass 
das noch geschieht -, sodass wir in die Lage versetzt wer- 
den, bei der Abfassung wichtiger Gesetze, wichtiger 
Rechtsnormen unsere Unterstützung zu gewähren. 

Ein wichtiger Bereich ist sicherlich der Medienbereich, 
der, wie ich gesagt habe, starken Repressionen unterliegt. 
Auch da sind wir bereit, Hilfestellung zu leisten. Ich 
denke, es ist wichtig, dies nicht nur bei der Entwicklung 
des Mediengesetzes zu tun, sondern auch bei der Aus- und 
Fortbildung von Journalisten, denen häufig die nötige Er- 
fahrung fehlt. Ich möchte auch an dieser Stelle noch ein- 
mal an alle Kolleginnen und Kollegen appellieren - das 
wird von vielen schon gemacht -, alle Möglichkeiten bi- 
lateraler Kontakte zu nutzen. Ich denke, alle Möglichkei- 
ten des Meinungsaustausches, des Dialogs sollten von un- 
serer Seite genutzt werden. Das ist ein wichtiges Instrument 
der Hilfestellung, das wir den Kolleginnen und Kollegen 
in Belarus zuteil werden lassen können. 

In dieser Versammlung gibt es viele gute und engagierte 
Freunde von Belarus. Wir alle hoffen, dass die Entwick- 
lung in diesem Land uns bald in die Lage versetzen möge, 
Belarus sozusagen in die Familie des Europarates aufzu- 
nehmen. Ich hoffe, dass dieser Tag in nicht allzu ferner 
Zukunft liegen möge. - Danke schön. 

Abg. Wolfgang Behrendt (SPD)*: - Vielen Dank, Herr 
Präsident. - Zunächst einmal möchte ich allen Debatten- 
rednem für ihre fundierten Beiträge und auch für die 
freundlichen Worte an mich danken. 

Ich möchte mich dem Dank anschließen, den Frau Wohl- 
wend gegenüber der litauischen Vertretung ausgespro- 
chen hat; sie hat uns in der Tat hervorragend geholfen. Ich 
bin auch den russischen Kollegen dankbar dafür, dass sie 
noch einmal daraufhingewiesen haben, welche besondere 
Bedeutung Belarus für Europa hat. Andererseits können 
unsere rassischen Kollegen natürlich einen wesentlichen 
Beitrag bei der Vermittlung zwischen uns und Belarus 
leisten. Ich vertraue darauf, dass wir gemeinsam tatsäch- 
lich Fortschritte erreichen werden. 


* Abschlussbemerkung des Berichterstatters im Auftrag des Politi- 
schen Ausschusses. 


Es ist hier zu Recht von Herrn Viacorka gesagt worden, 
dass man auch die Rolle der Judikative betrachten müsse. 
Eine unserer Forderungen ist die Gewaltenteilung zwi- 
schen Exekutive und Judikative, damit die staatliche 
Gewalt nicht auf die Rechtsprechung Einfluss nehmen 
kann. 

Was die OSZE anbetrifft, so sind wir sicher nicht diejeni- 
gen, die all das nachvollziehen müssen, was die OSZE be- 
schließt. Ich denke, wir stehen in einer gewissen Solida- 
rität mit unseren Kolleginnen und Kollegen. Die Tatsache, 
dass die Versammlung der OSZE die Mitglieder der Na- 
tionalversammlung noch nicht akzeptiert hat, macht ja 
deutlich, dass es da noch erhebliche Bedenken gibt. 

An Frau Penkova gerichtet möchte ich sagen, dass wir uns 
durchaus der Schwierigkeit bewusst sind, hier nicht mit 
Doppelstandards zu arbeiten. Ich frage mich immer wie- 
der - sicherlich tun das viele Kollegen -, ob wir die Lage 
in Beiaras wirklich gerecht beurteilen. Ich denke aber, 
dass wir uns darum bemühen. 

Nun zu dem rassischen Fernsehen. Für Belarus waren die 
russischen Fernsehsender noch die objektivste Informati- 
onsquelle. Ich bedaure es etwas, dass der Empfang der 
russischen Sender, insbesondere von n.tv, in Belarus of- 
fenbar nur noch eingeschränkt erfolgen kann. 

Lassen Sie mich zum Schluss sagen, dass das Bureau 
heute Morgen die Einsetzung eines Ad-hoc-Komitees für 
Belarus beschlossen hat. Ich begrüße das außerordentlich 
und wünsche mir, dass wir Ende November, spätestens 
Anfang Dezember noch einmal nach Belarus fahren, um 
zu sehen, was unsere Kolleginnen und Kollegen im dorti- 
gen Parlament erreicht haben. Dann sollten wir eine Be- 
wertung vornehmen, ob eine Wiederherstellung des Son- 
dergaststatus möglich ist oder nicht. - Danke schön. 

Abg. Karl-Heinz Hornhues (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bedauere den 
Bericht des Kollegen Behrendt, nicht weil er schlecht ist, 
sondern weil uns in ihm keine besseren Nachrichten mit- 
geteilt werden. Es wäre schön gewesen, wenn Positiveres 
aus Belarus hier hätte berichtet werden können. Ich erin- 
nere mich sehr gut an meinen ersten Besuch unmittelbar 
nach der Unabhängigkeit in diesem Land, als ich mit vie- 
len zusammentraf, die auf eine gute Zukunft gehofft ha- 
ben, die aber auch voller Sorge darüber waren, ob sie die 
Probleme meistern könnten, die ihnen die Vergangenheit 
hinterlassen hat. Die Folgen von Tschernobyl zum Bei- 
spiel lasten noch sehr stark auf diesem Land. Deshalb 
wären ich und meine Fraktion sehr glücklich gewesen, 
wenn der Bericht von Herrn Behrendt, korrekt wie er ist, 
besser ausgefallen wäre. Aber er kann nun nicht besser 
von der Wirklichkeit berichten, als die tatsächlich ist. 

Zum Zweiten bedauere ich, den Empfehlungen zustim- 
men zu müssen, nicht, weil die Empfehlungen besonders 
schön sind, sondern weil es notwendig ist, dass wir dabei 
bleiben, dass Belarus hier noch nicht Mitglied werden 
kann. Wir wollen aber prüfen, ob bei weiterem Fortschritt 
für Belarus wieder ein Sondergaststatus eingeführt wer- 
den kann. 
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Ich hätte mir und dem Kollegen Behrendt zum Abschluss 
seiner Tätigkeit hier im Europarat ein besseres Ergebnis 
beim Stand dieses Landes gewünscht, für das er sich in 
solch hohem Maße engagiert hat. Herr Kollege Behrendt, 
im Namen meiner Fraktion darf ich Ihnen - es ist Ihr letz- 
ter Tag hier im Europarat - für fhr Engagement in diesem 
Fall wie auch in anderen Fällen herzlich danken. 

Da auch ich zu den deutschen Kollegen gehöre, die für 
den Deutschen Bundestag nicht wieder kandidiert haben 
und nun zum letzten Mal hier stehe, möchte ich die Gele- 
genheit nutzen, um mich bei Ihnen allen für die Zusam- 
menarbeit zu bedanken. Ich wünsche Ihnen, dass das, was 
wir nicht erlebt haben, nämlich eines Tages Belarus als 
volles Mitglied in unserer Mitte zu wissen, in Erfüllung 
geht. Ihnen und dem Europarat alles Gute. - Danke schön. 

Entschließung 1306(2002)* 

betr.: die Lage in Belarus 

(Drucksache 9543) 

1. Die Versammlung erinnert daran, dass das Thema 
Belarus seit September 1992 auf ihrer Tagesordnung 
steht. Der dem belarussischen Parlament verliehene 
Sondergaststatus wurde im Januar 1997 suspendiert. 
Die Versammlung beschloss jedoch damals, den 
Kontakt zu allen politischen Kräften in Belarus auf- 
rechtzuerhalten und die Entwicklungen im Land 
aufmerksam zu beobachten. Im Januar 2000 vertrat 
die Versammlung in ihrer Empfehlung 1441 die Auf- 
fassung, dass die politischen Entwicklungen in Be- 
larus noch nicht dergestalt waren, dass sie eine Än- 
derung in den Beziehungen zwischen Belarus und 
dem Europarat zulassen würden. 

2. Die Versammlung hat seitdem ihr Möglichstes ge- 
tan, um einen Dialog mit Belarus aufrechtzuerhal- 
ten. Eine Isolierung des Landes hielt man für keine 
gute Politik und die Versammlung hat sorgsam ver- 
mieden, bei ihrer Bewertung der Lage in Belarus 
zweierlei Maß anzulegen. Die Standards des Euro- 
parates in Bezug auf pluralistische Demokratie und 
den Schutz der Menschenrechte und die Freiheit des 
Einzelnen stellten den wichtigsten Maßstab bei ihrer 
Bewertung dar. 

3. Trotz gewisser Fortschritte in einigen Bereichen 
scheint der Demokratisierungsprozess in Belarus 
zurzeit zu stagnieren. Zudem sind die Beziehungen 
zwischen Belarus und der Staatengemeinschaft wei- 
terhin angespannt. Ein Schlüsselbeispiel sind die 
Spannungen zwischen Belarus und der OSZE auf- 
grund eines Konfliktes über das Mandat der Berater- 
und Beobachtergruppe der OSZE (AMG), die in der 


Debatte der Versammlung am 27. September 2002 (32. Sitzung). 
Siehe Dok. 9543, Bericht des Politischen Ausschusses (Bericht- 
erstatter: Herr Behrendt) und Dok. 9574, Stellungnahme des Aus- 
schusses für Recht und Menschenrechte (Berichterstatter: Herr 
Stankevic). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 27. Sep- 
tember 2002 (32. Sitzung). 


Weigerung der belarussischen Behörden gipfelten, 
den Vertretern der AMG Visa zu erteilen bzw. sie zu 
akkreditieren. Der Ad-hoc-Ausschuss des Präsi- 
diums zu Belarus brachte nach seinem Besuch dort 
im Juni 2002 seine ernsthafte Sorge über die Lage in 
Belarus zum Ausdruck. 

4. Die Versammlung ist ernsthaft besorgt über ausblei- 
bende Fortschritte bei dem Problem der verschwun- 
denen Personen. Obwohl die belarussischen Behör- 
den zusichern, dass die Ermittlungen in diesen 
Fällen andauem, liegen bis heute keine verlässlichen 
Informationen, geschweige denn konkrete Ergeb- 
nisse vor. Die Versammlung ermutigt die Einsetzung 
eines Ad-hoc-Unterausschusses des Ausschusses für 
Recht und Menschenrechte, um die Klärung der 
Umstände des Verschwindens zu unterstützen, und 
sie appelliert an die belarussischen Behörden, die- 
sem Ad-hoc-Unterausschuss alle erforderlichen In- 
formationen zur Verfügung zu stellen. 

5. Die jüngsten Entwicklungen in Belarus geben auch 
Anlass zur Besorgnis in Bezug auf die Meinungs- 
und Medienfreiheit. Die unabhängigen Medien sind 
weiterhin steigendem Druck und Schikanen durch 
die belarussischen Behörden ausgesetzt. Die jüngs- 
ten Verurteilungen von Journalisten wegen ihrer 
Meinungsäußerungen sind nicht hinnehmbar. Was 
die audiovisuellen Medien betrifft, so hat die Ein- 
richtung eines zweiten teilweise unabhängigen Ka- 
nals noch nicht die von der Öffentlichkeit erwarteten 
Ergebnisse hervorgebracht. Das Parlament hat den 
Entwurf eines neuen Mediengesetzes noch nicht 
verabschiedet, und der an die Behörden gerichtete 
Vorschlag der Versammlung, den Gesetzentwurf 
dem Europarat zur sachkundigen Prüfung zu über- 
mitteln, wurde nicht weiterverfolgt. 

6. Die Versammlung stellt mit Genugtuung fest, dass 
der bekannte Geschäftsmann und Oppositionspoliti- 
ker Andrej Klimow im März 2002 aus der Haft ent- 
lassen wurde und sie fordert die Behörden nach- 
drücklich auf, weitere Fälle politisch begründeter 
Inhaftierungen zu überprüfen, einschließlich Fälle 
verurteilter Journalisten. 

7. Nachdem die Versammlung die Haftentlassung des 
ehemaligen Premierministers Michail Tschigir in ih- 
rer Entschließung 1441 (2000) begrüßt hatte, nimmt 
sie nun mit Sorge Kenntnis davon, dass Tschigir im 
Juli dieses Jahres von einem Bezirksgericht in Minsk 
zu einer dreijährigen Haftstrafe mit Bewährung ver- 
urteilt und eine Konfiszierung seines Besitzes ange- 
ordnet wurde. Die Versammlung ist immer noch be- 
sorgt darüber, ob es sich bei dem Verfahren gegen 
Tschigir um ein faires Verfahren gehandelt hat, 
ebenso wie über die Behandlung politischer Gegner 
durch die Behörden im Allgemeinen. Sie bringt auch 
ihre Sorge über die Lage der unabhängigen Gewerk- 
schaften zum Ausdruck. 

Die Versammlung stellt fest, dass offenbar ein neues 
Bewusstsein in Belarus, insbesondere in Pariamen- 
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tarierkreisen, bei der Frage der Abschaffung der To- 
desstrafe entsteht. Sie begrüßt die vom belarussi- 
schen Parlament im Mai 2002 veranstaltete An- 
hörung zu diesem Thema und nimmt Kenntnis von 
den Empfehlungen, die das Parlament an die Regie- 
rung gerichtet hat hinsichtlich der Möglichkeit eines 
schrittweisen Vorgehens von einem Moratorium in 
Bezug auf die Todesstrafe bis hin zu ihrer endgülti- 
gen Abschaffung, ausgenommen für bestimmte 
Schwerverbrechen. 

9 . Zurzeit weist Belarus schwer wiegende demokratische 
Defizite auf, und es erfüllt nicht die einschlägigen 
Standards des Europarates. Das Wahlverfahren weist 
Mängel auf, es gibt weiterhin Menschenrechtsverlet- 
zungen, die Zivilgesellschaft steckt immer noch in den 
Kinderschuhen, die Unabhängigkeit der Justiz ist frag- 
würdig, die Kommunalverwaltung ist unterentwickelt 
und - nicht zu vergessen - das Parlament hat nur ein- 
geschränkte Befugnisse. Obwohl inzwischen ein 
neues Bewusstsein in Bezug auf die Erweiterung der 
Kompetenzen des Parlamentes bei einer Gruppe von 
Parlamentariern herrscht, bleibt das Verhältnis der Re- 
gierung zu anderen Staaten, zur EU und anderen inter- 
nationalen Organisationen angespannt. 

10. Vor diesem Hintergrund vertritt die Versammlung 
die Auffassung, dass eine Debatte über eine Völlmit- 
gliedschaft von Belarus im Europarat zurzeit noch 
nicht auf die Tagesordnung gesetzt werden kann. Je 
nach den zukünftigen Entwicklungen in Bezug auf 
die Kompetenzen des belarussischen Parlaments 
und auf sein Engagement bei der Förderung einer 
demokratischen Entwicklung in Belarus könnte das 
Präsidium jedoch eine Wiederherstellung des Son- 
dergaststatus des belarussischen Parlaments in der 
Versammlung erneut in Erwägung ziehen. 

11. ln der Zwischenzeit sollte die Zusammenarbeit zwi- 
schen dem Europarat und Belarus in bestimmten Be- 
reichen fortgesetzt und weiterentwickelt werden, 
beispielsweise die parlamentarische Zusammen- 
arbeit in Form von Dialogen und die Veranstaltung 
gemeinsamer Seminare zu speziellen Themen, Ko- 
operationsprogramme für gewählte Kommunal- 
vertreter, insbesondere in den Bereichen Bildung, 
Beschäftigung oder soziale Sicherung, die Zusam- 
menarbeit mit der Venedig-Kommission mit dem 
Ziel der Verbesserung von Konzepten der Regie- 
rungsführung, Kooperationsprojekte für die Weiter- 
entwicklung der Zivilgesellschaft,juristische Unter- 
stützung bei Gesetzen zu Medien, Religion, 
Ombudsmann und Verleumdung sowie Aus- und 
Fortbildungsprogramme für Journalisten. In diesem 
Zusammenhang lenkt die Versammlung die Auf- 
merksamkeit der Mitgliedstaaten auf die Bedeutung 
bilateraler Kontakte auf parlamentarischer Ebene 
zwischen den Mitgliedstaaten und Belarus. 

12. Die Versammlung fordert ferner den Menschen- 
rechtsbeauftragten des Europarates auf, sein beson- 
deres Augenmerk auf die Lage in Belarus zu richten 
mit dem Ziel, in diesem Land die Achtung der Men- 
schenrechte zu fördern. 


Tagesordnungspunkt 

Gewalt im häuslichen Bereich 

(Drucksache 9525) 

Berichterstatterin: 

Abg. Olga Keltosovä (Slowakei) 

(Themen: häusliche Gewalt als wesentliches Hindernis 
auf dem Weg zur Gleichstellung von Mann und Frau - die 
verschiedenen Arten von häuslicher Gewalt - offener Dis- 
kurs über das Problem - die Fokussierung auf die Inter- 
essen des Opfers und die Wiederherstellung seiner Inte- 
grität als Hauptansatzpunkt - die Notwendigkeit einer 
größeren Sensibilisierung der öffentlichen Meinung fiir 
die Auswirkungen von Gewalt - Aufklärungskampagne 
für Kinder und Lehrer - die Entfernung des Gewalttäters 
aus dem häuslichen Bereich als erste notwendige Maß- 
nahme - die besondere Lage von Migrantinnen - ein eu- 
ropäisches Jahr gegen Gewalt) 

Empfehlung 1582 (2002)* 

betr.: Gewalt im häuslichen Bereich 

(Drucksache 9525) 

1 . Gewalt im häuslichen Bereich ist eine sehr verbrei- 
tete Form von Gewalt gegen Frauen, und ihre Folgen 
betreffen viele Lebensbereiche der Opfer - Woh- 
nung, Gesundheit, Bildung und die Freiheit, ihr Le- 
ben ohne Furcht und in der Art und Weise zu leben, 
wie sie es wünschen. Dieses weit verbreitete Phäno- 
men ist in allen europäischen Staaten zu finden und 
ist auf keine besondere soziale Gruppe oder Schicht 
beschränkt. Gewalt im häuslichen Bereich kann 
zahlreiche Formen annehmen, wie körperlicher An- 
griff, sexueller Missbrauch und Vergewaltigung, Be- 
drohungen und Einschüchterungen und sollte als 
Straftat anerkannt werden. 

2. Innerhalb der Familie ausgeübte Gewalt wird immer 
noch als eine Privatangelegenheit betrachtet. Statis- 
tiken zeigen, dass für Frauen im Alter zwischen 
16 und 44 Jahren Gewalt im häuslichen Bereich einer 
der Hauptgründe für Tod und Invalidität ist und noch 
weit vor Krebs, Verkehrsunfällen und sogar Krieg ran- 
giert. Daher sollte Gewalt im häuslichen Bereich als 
ein politisches und öffentliches Problem und als eine 
Verletzung der Menschenrechte behandelt werden. 

3. Die Versammlung verweist auf die auf dem zweiten 
Gipfeltreffen des Europarates (Straßburg, 1997) 
verabschiedete Schlusserklärung, auf die Empfeh- 
lung 1450 (2000) der Versammlung über Gewalt ge- 
gen Frauen und auf die Empfehlung (2002) 5 des 
Ministerkomitees über den Schutz von Frauen vor 
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Gewalt, in denen jede Form von Gewalt gegen 
Frauen als eine generelle Verletzung ihrer Rechte als 
menschliche Wesen verurteilt wird. 

4. Die Versammlung betrachtet Akte von häuslicher 
Gewalt als kriminelle Akte und fordert die Mitglied- 
staaten auf anzuerkennen, dass sie eine Verpflich- 
tung haben, Akte von häuslicher Gewalt zu verhin- 
dern, zu untersuchen und zu bestrafen und den 
Opfern Schutz zu gewähren. 

5. Angesichts der verborgenen Natur von häuslicher 
Gewalt fordert die Versammlung die Regierungen 
nachdrücklich auf, wirksame politische Maßnahmen 
zur Bewusstseinsschärfung einzuleiten ebenso wie 
Informationskampagnen zur Information und Unter- 
richtung der Bevölkerung über dieses Problem. Jede 
Regierung sollte objektive Informationen und Daten 
über das Ausmaß dieser Straftaten erhalten. 

6. Die Versammlung erkennt die Bedeutung der Ent- 
wicklung von Interventionsstrategien auf lokaler 
Ebene an, die das Ziel einer Koordinierung einer 
zwischenbehördlichen Zusammenarbeit sowie die 
Mobilisierung finanzieller und humaner Ressourcen 
bei der Bekämpfung von Gewalt im häuslichen Be- 
reich verfolgen und die Menschen dazu aufrufen, 
Verantwortung für Veränderungen in ihrem persön- 
lichen und beruflichen Umfeld zu übernehmen. 

7. Daher fordert die Versammlung die Mitgliedstaaten 
des Europarates auf: 

a. Die folgenden Maßnahmen in Bezug auf Opfer 

von Gewalt im häuslichen Bereich zu verab- 
schieden: 

i. den Opfern von Gewalt im häuslichen Be- 
reich kostenlose Rechtsberatung und Un- 
terstützung zur Verfügung zu stellen, bevor 
rechtliche Schritte ergriffen werden; 

ii. den Opfern von Gewalt im häuslichen Be- 
reich zu helfen durch Bereitstellung von zen- 
tralen Unterkunftsmöglichkeiten, in denen 
Frauen psychologische Unterstützung erhal- 
ten können, und indem sie finanzielle Unter- 
stützung und Hilfsdienste für gemeinnützige 
Einrichtungen zur Verfügung stellen; 

iii. wirksamen Schutz für Opfer von Gewalt 
nach dem Vorfall sowie während des ge- 
samten Rechtsverfahrens sicherzustellen; 

iv. besondere finanzielle Unterstützung für 
Nicht-Regierungsorganisationen sowie für 
Frauenverbände zur Verfügung zu stellen, 
welche mit Opfern von häuslicher Gewalt 
arbeiten; 

v. Maßnahmen zum sozialen Schutz zu verab- 
schieden oder zu verstärken, damit die 
Frauen und Kindern durch gewalttätige 
Handlungen zugefügten Verletzungen mit 
in Programme des sozialen Schutzes aufge- 
nommen werden; 


vi. die Ausbildung von professionellen Ju- 
gendarbeiten! sowie von Pflegepersonal zu 
verbessern, Kinder und Heranwachsende, 
die in gewalttätigen Elternhäusern auf- 
wachsen, zu registrieren und die notwendi- 
gen Maßnahmen zu ergreifen, um ihnen zu 
helfen und sie zu unterstützen; 

vii. die Ausbildung von medizinischem Perso- 
nal sicherzustellen, um es in die Lage zu 
versetzen, Opfer von Gewalt festzustellen; 

viii. Einwanderinnen, welche Opfer von Gewalt 
im häuslichen Bereich waren oder sind, ein 
eigenständiges Aufenthaltsrecht zu ge- 
währen; 

b. Folgende Maßnahmen in Bezug auf die Verhü- 
tung von Gewalt im häuslichen Bereich zu er- 
greifen: 

i. Statistiken über häusliche Gewalt zu verbes- 
sern, ein klares Bild über ihre Art und Häu- 
figkeit zu geben, die Bereitstellung von Res- 
sourcen für eine Behandlung des Problems 
zu ermöglichen und die Evaluierung von 
Initiativen zur Bewältigung zu ermöglichen; 

ii. eine Partnerschaft zwischen den zuständi- 
gen Behörden für den Schutz der Rechte 
von Frauen und den regionalen und kom- 
munalen Behörden zu entwickeln, um 
die Zahl von Rehabilitierungszentren und 
Zufluchtsorten für weibliche Opfer von 
Gewalt im häuslichen Bereich zu erhöhen; 

iii. eine laufende Zusammenarbeit und Ver- 
ständigung zwischen der Polizei, staat- 
lichen Einrichtungen und Nicht-Regie- 
rungsorganisationen über die Probleme 
und Gefahren in Verbindung mit Gewalt 
im häuslichen Bereich zu fordern; 

iv. Aktionspläne in Zusammenarbeit mit Nicht- 
Regierungsorganisationen von Frauen zu 
entwickeln, um ein generelles Klima zu 
schaffen, welches Gewalt im häuslichen Be- 
reich ablehnt; 

v. über die Medien nationale Kampagnen zur 
Sensibilisierung der Öffentlichkeit für 
Gewalt im häuslichen Bereich einzuleiten; 

vi. Ausbildung für Menschen zu organisieren, 
die sich mit Opfern von Gewalt im häusli- 
chen Bereich befassen: Krankenpflegeper- 
sonal, Polizei und Sozialarbeiter; 

vii. Ausbildung in Bezug auf Gleichberechti- 
gungsfragen und Ausbildung über nicht ge- 
walttätiges Verhalten in einem sehr frühen 
Stadium einzuleiten und sicherzustellen, dass 
angemessene Bildung für Lehrer über die 
Frage von Gewalt im häuslichen Bereich und 
Geschlechtergleichheit zur Verfügung steht; 
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viii. Bürger durch Bildungsprogramme zu er- 
mutigen, ihrer Verantwortung gerecht zu 
werden und positive Maßnahmen zur Ver- 
ringerung und Verhütung von Vorfällen von 
Gewalt im häuslichen Bereich in der Ge- 
sellschaft zu ergreifen; 

ix. die staatliche Finanzierung zur Unterstüt- 
zung der Sozialdienste zu verstärken, wel- 
che sich mit dem Problem der Gewalt im 
häuslichen Bereich befassen; 

x. die Medien zu ermutigen, in einer regel- 
mäßigen, objektiven und unvoreingenom- 
menen Art und Weise das Problem der 
Gewalt im häuslichen Bereich zu behan- 
deln; die meisten Medien sollten ebenfalls 
versuchen, die Öffentlichkeit über die Hin- 
tergründe und Folgen von Gewalt im häus- 
lichen Bereich zu unterrichten; 

xi. Frauen zu ermutigen, Selbstverteidigungs- 
techniken zu erlernen; 

xii. angemessene Bildungsprogramme für die 
Verursacher von Gewalt gegen Frauen aus- 
zuarbeiten; 

xiii. besondere Informationsprogramme zu ent- 
wickeln für Männer mit dem Ziel, Gewalt 
im häuslichen Bereich zu verhüten; 

c. folgende rechtliche Maßnahmen vorzusehen: 

i. die nationalen Gesetze sollten jede Form von 
Gewalt im häuslichen Bereich verbieten und 
wirksame rechtliche Bestimmungen ein- 
führen, einschließlich der unverzüglichen 
Entfernung des gewalttätigen Partners aus 
dem gemeinsamen Haushalt und der Umge- 
bung der Frau und ihrer Kinder, ohne dass eine 
vorherige Beweisführung notwendig ist und 
bei der ersten Beschwerde, ohne einen Ge- 
richtsbeschluss abzuwarten; 

ii. der Begriff von häuslicher Gewalt sollte in 
der nationalen Gesetzgebung in einer Art und 
Weise definiert werden, dass sie als schwer- 
wiegender Straftatbestand behandelt wird, 
ungeachtet ihrer Form; 

iii. angesichts der rechtlichen und institutio- 
nellen Reformen mit dem Ziel der Her- 
beiführung wirksamer Systeme für den 
Schutz von Frauen vor Gewalt im häuslichen 
Bereich ist eine Überprüfung der bestehen- 
den nationalen Gesetze und eine umfassende 
Untersuchung notwendig; 

iv. Vergewaltigung in der Ehe sollte als 
Straftat behandelt werden; 

v. der Zugang zu Gerichten und die unter- 
schiedlichen Verfahren sollten flexibler 
werden: Anhörungen sollten vorzugsweise 
im privaten Bereich erfolgen, verringerte 
Beweislast usw.; 


vi. die Polizei und die Strafverfolgungsbehör- 
den sollten die Befugnis erhalten, Untersu- 
chungen durchzuführen und Beweise zu er- 
bringen und Klagen im Namen von Opfern 
von häuslicher Gewalt einzureichen; 

vii. Einwanderern, welche Verursacher von 
Gewalt im häuslichen Bereich sind, sollte 
die Aufenthaltserlaubnis entzogen werden 
und sie sollten aus dem Gastland ausgewie- 
sen werden. 

8. Die Versammlung fordert das Ministerkomitee auf, 
ein Europäisches Jahr zur Bekämpfung von Gewalt 
im häuslichen Bereich einzuleiten, welches dieses 
Problem auf europäischer Ebene ins Licht rücken 
und die europäischen Regierungen anregen würde, 
konkrete Maßnahmen zur Bekämpfung von Gewalt 
im häuslichen Bereich zu ergreifen. 

Tagesordnungspunkt 

Sexuelle Ausbeutung von Kindern: 

Null Toleranz 

(Drucksache 9535) 

Berichterstatter: 

Abg. Fiorello Provera (Italien) 

(Themen: Anstieg der Fälle von sexueller Ausbeutung in den 
letzten Jahren — der Schutz der Rechte des kindlichen Opfers 
als Priorität - die Notwendigkeit eines multidisziplinären 
Ansatzes und eines Überwachungssystems neben der Polizei 
in der Gesellschaft -keine Toleranz gegenüber den Tätern) 

Entschließung 1307 (2002)* 

betr.: sexuelle Ausbeutung von Kindern: 

Null Toleranz 

(Drucksache 9535) 

1. Maßnahmen zur Bekämpfung der sexuellen Aus- 
beutung von Kindern wurden von der internationa- 
len Gemeinschaft insbesondere seit 1996 ergriffen. 
Die Versammlung möchte auf die Bedeutung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen aus dem 
Jahre 1991 über die Rechte des Kindes hinweisen, 
das im Rahmen des Kampfes um die Rechte des Kin- 
des, in einer Welt ohne Ausbeutung aufzuwachsen, 
von allen Mitgliedstaaten des Europarates ratifiziert 
wurde. Alle zuständigen internationalen Regierungs- 
und Nicht-Regierungsorganisationen haben eine 
Reihe diesbezüglicher Vorschläge und Maßnahmen 
zur Ausmerzung dieser Geisel ausgearbeitet. 


Debatte der Versammlung am 27. September 2002 (32. Sitzung). 
Siehe Dok. 9535, Bericht des Ausschusses für Sozialordnung, Ge- 
sund und Familie (Berichterstatter: Herr Provera), Dok. 9573, Stel- 
lungnahme des Ausschusses für Recht und Menschenrechte (Be- 
richterstatter: Herr Piscitello) und Dok. 9575, Stellungnahme des 
Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und Bildung (Berichterstatte- 
rin: Baronness Hooper). Von der Versammlung verabschiedeter Text 
am 27. September 2002 (32. Sitzung). 
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2. Die Versammlung muss trotzdem feststellen, dass 
die sexuelle Ausbeutung (durch Menschenhandel, 
Prostitution und Kinderpomographie) von Minder- 
jährigen weiterhin existiert und keine Grenzen, weder 
geographischer, kultureller noch sozialer Art, kennt 
und dass wir noch weit davon entfernt sind, ihrer Aus- 
breitung einen Riegel vorzuschieben. Kinderpomogra- 
phie als solche stellt einen sexuellen Missbrauch von 
Kindern dar und kann weiteren Missbrauch anregen. 

3. Das Problem des sexuellen Missbrauches von Kin- 
dern wird verschärft, wenn das Internet als ein Me- 
dium benutzt wird aufgrund der zunehmenden Zahl 
der Nutzer, seiner Anonymität, seiner leichten Nut- 
zung und der Kontakte, die es ermöglicht. 

4. Die Versammlung ist der Auffassung, dass es ratsam 
wäre, neue Rechtsinstrumente zu schaffen. Die Mit- 
gliedstaaten des Europarates müssen jedoch die be- 
reits bestehenden Instrumente unterzeichnen und sie 
anwenden, insbesondere eine kürzliche Empfehlung 
des Europarates, nämlich die Empfehlung (2001) 16 
über den Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeu- 
tung. Wir müssen Worten Taten folgen lassen und 
unsere Entschlossenheit, die sexuelle Ausbeutung 
von Kindern in jeder Form abzulehnen, klar zum 
Ausdruck bringen. 

5. Die Versammlung fordert daher alle Mitgliedstaaten 
des Europarates auf: 

i. Gesetze zu verabschieden, die zumindest im Ein- 
klang mit den in der Empfehlung (2001) 16 über 
den Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung 
festgelegten Prinzipien stehen und zu diesem 
Zweck die Unterstützung der im Europarat einge- 
setzten Expertengruppe anzufordem; 

ii. zu erklären, dass die Bekämpfung jeder Form von 
sexueller Ausbeutung zu den nationalen Zielen 
gehört und sofern Prioritäten in diesem Zusam- 
menhang festzusetzen sind, der Beseitigung von 
Gefahren für Kinder, die sich durch das Internet 
ergeben, im Lichte der derzeitigen und zukünfti- 
gen Auswirkungen Vorrang einzuräumen; 

iii. das jüngste Übereinkommen des Europarates über 
Datennetzkriminalität, welches sich besonders 
mit Kinderpomographie im Internet befasst, zu 
ratifizieren. 

6. Die Versammlung fordert die Staaten auf, Verbre- 
chen an Kindern mit einem Ansatz von N ull Tole- 
ranz zu begegnen, das heißt, eine proaktive Politik 
zu verabschieden: 

i. die es nicht zulässt, dass ein Verbrechen oder 
versuchtes Verbrechen unbestraft bleibt; 

ii. die Priorität auf die Rechte und Belange der 
Kinder, die Opfer wurden, legt und sich aktiv 
bemüht, Opfer aufzuspüren, um Rehabilitierung 
und einen fairen Schadensausgleich zu ermögli- 
chen; 

iii. die ausgerichtet ist auf die Festnahme der Straftä- 
ter, ohne diesen die geringste Möglichkeit ein- 


zuräumen - insbesondere aus Verfahrens- oder 
geographischen Gründen - der Gerechtigkeit zu 
entkommen und welche entsprechend harte Stra- 
fen für diese Art von Verbrechen vorsieht; 

iv. die alle Möglichkeiten nutzt, um weitere Strafta- 
ten zu verhindern, einschließlich einer angeord- 
neten therapeutischen Behandlung für Straftäter 
und eines Berufsverbotes für verurteilte Straftä- 
ter für Berufe, bei denen sie mit Kindern in Kon- 
takt kommen. 

7. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Informationen vorzubereiten und in Schulen über 
Präventivmaßnahmen und die sexuelle Ausbeutung 
von Kindern zu informieren. 

8. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten durch 
die zuständigen Gremien nachdrücklich auf, sich mit 
dem Problem des sexuellen Missbrauchs durch Per- 
sonen in Vertrauenspositionen, z. B. Eltern, Betreuer, 
Lehrer, Polizei oder Geistliche zu befassen. Auch das 
Problem der Diffamierung aufgrund böswilliger An- 
schuldigungen oder Pressehysterie sollte behandelt 
werden. 

9. Die Versammlung fordert alle Mitgliedstaaten auf, 
angemessenen Vorkehrungen für die Bekämpfung 
der Computerkriminalität, insbesondere der Kinder- 
pomographie, zu treffen und zu diesem Zweck eine 
Sondereinheit der Polizei, die personell ausreichend 
ausgestattet und ausgerüstet ist und deren Mitglieder 
in Schulungen über die Rechte von Kindern und die 
neuen Technologien ausgebildet wurden, einzuset- 
zen. Gleichzeitig sollte die Zusammenarbeit mit In- 
temetprofessionellen auf nationaler und internatio- 
naler Ebene verbessert werden, um die geeigneten 
technischen und rechtlichen Mittel zu entwickeln 
zum Schutz von Kindern vor illegalen und schädli- 
chen Inhalten, die in Verbindung mit sexueller Aus- 
beutung stehen. 

10. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, 
eine Gesellschaft aus ihrer Gleichgültigkeit auf- 
zurütteln, die insgesamt aufgefordert ist, Maßnah- 
men gegen diese Geißel zu ergreifen und ferner: 

i. die Pflicht des normalen Bürgers, sexuelle Ver- 
brechen und Kindesmissbrauch anzuzeigen, zu 
bekräftigen und erneut darauf hinzuweisen; 

ii. kostenlose Notrufnummern zur Verfügung zu 
stellen; 

iii. Unterstützung, insbesondere finanzieller Art, zur 
Verfügung zu stellen für jene Nichtregierangsor- 
ganisationen, die sich bereits engagieren, um sie 
dabei zu unterstützen, Informationen und vor- 
beugende Dienste für Kinder und deren Eltern 
anzubieten, insbesondere hinsichtlich der Nut- 
zung der neuen Technologien, wie dem Internet. 

11. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, 
nationale „Beobachtungsstellen“ für sexuelle Ver- 
brechen und Kindesmissbrauch einzurichten, die un- 
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ter anderem zuständig sind flir die Erarbeitung und 
Verbesserung einer Datenerhebung und Einleitung 
von Forschungsarbeiten, um unter anderem die Zahl 
und die Herkunft von Kindern, die Opfer wurden, so- 
wie die Hintergründe dieser Geißel festzustellen, da- 
mit angemessene Antworten erarbeitet und die Fälle 
der Opfer weiterverfolgt und Wege gefunden werden 
können zur Verhinderung weiterer Straftaten. 

12. Die Versammlung weist ferner auf ihre wiederholte 
Aufforderung an die Mitgliedstaaten hin, als erfor- 
derliche Maßnahme auf nationaler Ebene einen Be- 
auftragten für Kinderrechte einzusetzen (Ombuds- 
mann oder Kommissar für Kinderrechte). 

1 3 . Schließlich fordert die Versammlung die Mitglieder 
und zukünftigen Mitglieder der Europäischen Union 
auf, die mit dem „Europäischen Konvent“ gegebene 
Gelegenheit einer Überprüfung der EU-Institutionen 
zu ergreifen, um in diesem Zusammenhang Vor- 
schläge vorzulegen, wie Mängel in Bezug auf die 
Rechte von Kindern abgestellt und dieses Anliegen 
gefordert werden kann. 

14. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten des 
Europarates auf, die Regelungen in Bezug auf Kin- 
derheime zu verbessern. 

15. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten von 
Europol auf: 

i. Europol bei seiner Aufgabe der Bekämpfung des 
Menschenhandels und der Kinderpomographie 
zu unterstützen; 

ii. den Europol-Informationsdienst, der sich spezi- 
ell mit Kindesmissbrauch und auch der Regis- 
trierung von Vorbestraften befasst, zu unterstüt- 
zen und finanzielle Mittel hierfür zur Verfügung 
zu stellen. 

16. Schließlich fordert die Versammlung die Europä- 
ische Union nachdrücklich auf, das Europol-Über- 
einkommen durch Änderung des Übereinkommens 
offen zu legen für Staaten außerhalb der Europä- 
ischen Union hinsichtlich gezielter Fragen des Men- 
schenhandels und der Kinderpornografie, und unge- 
achtet des Ausgangs dieser Anfrage fordert sie die 
Mitgliedstaaten des Europarates nachdrücklich auf, 
umfassend mit Europol in diesen Fragen zusam- 
menzuarbeiten. 

Tagesordnungspunkt 

Das Zusatzprotokoll zu dem Übereinkommen 
über Datennetzkriminalität betreffend die 
Pönalisierung von Handlungen rassistischer 
und fremdenfeindlicher Art begangen durch 
Computersysteme 

(Drucksache 9538) 

Berichterstatter: 

Abg. Ignasi Guardans (Spanien) 


Abg. Eduard Lintner (CDU/CSU)*:- Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Vorschlag weist 
auf frühere Stellungnahmen der Versammlung hin und 
betont, dass diese unverändert gültig sind und weiterhin 
als wichtig angesehen werden müssen. Der Bericht- 
erstatter hält es für begrüßenswert, dass schon eine große 
Anzahl von Unterschriften zu dem Übereinkommen, 33, 
und eine Ratifizierung geleistet worden sind. Es ist daher 
zu hoffen, dass das Übereinkommen bald in Kraft treten 
wird. 

Zu loben ist auch das schnelle Handeln des Sachver- 
ständigenausschusses hinsichtlich der Pönalisierung 
von Handlungen rassistischer und fremdenfeindlicher 
Art, begangen im Rahmen von Computersystemen. 
Dieser Ausschuss hat gemäß den allgemeinen Empfeh- 
lungen dieser Versammlung effizient gearbeitet. Die 
Vorlage bringt in § 3 die Erwartung zum Ausdruck, dass 
das Schlussprotokoll in dem Jahr nach der Auflegung 
zur Unterzeichnung seines Stammübereinkommens zur 
Annahme durch Unterzeichnung aufgelegt werden 
sollte. 

Wir sind uns im Klaren, dass der Text, der Ihnen vorliegt, 
einen Kompromiss zwischen unterschiedlichen rechtli- 
chen und kulturellen Traditionen darstellt. Aber wir mei- 
nen, dass im Großen und Ganzen ein vernünftiges Gleich- 
gewicht zwischen Rassismusbekämpfung einerseits und 
der Wahrung der Meinungsfreiheit andererseits erreicht 
worden ist. Wir sollten uns aber nicht der Weigerung des 
Expertenausschusses anschließen, der die missbräuchli- 
che Speicherung rassistischer Botschaften nicht aufge- 
nommen hat. Der Widerstand eines einzelnen Nichtmit- 
gliedstaates des Europarates kann nach unserer Auffassung 
nicht die Verteidigung der gemeinsamen Werte des europä- 
ischen Kontinents aufheben, selbst wenn ein Nichtmit- 
gliedstaat damit droht, dem fraglichen Instrument nicht 
beizutreten. 

Wir können für uns beanspruchen - das sei hier hervorge- 
hoben dass wir, wenn die jetzt vorliegende Version be- 
stätigt wird, das erste internationale Instrument schaffen, 
das Leugnung unter Strafe stellt. 

Einige Beispiele will ich noch anführen für Änderungen, 
die vorgenommen worden sind: Wir haben den Begriff der 
missbräuchlichen Speicherung hinzugefügt. Wir haben 
zwischen „Hautfarbe“ und „Abstammung“ noch das Wort 
„Sprache“ eingefügt, und zwar in den Artikeln 2, 4, 5 und 6. 
Wir haben den Absatz 3 von Artikel 3 des Protokollent- 
wurfs gestrichen, weil er zur Aushöhlung des Protokolls 
verwendet werden kann. Schließlich haben wir noch Ab- 
satz 1 von Artikel 6 neu formuliert, um eine umfassendere 
Geltung der Bestimmung zu ermöglichen. Hinzu kommen 
noch einige wenige wichtige Änderungen, die ich im Ein- 
zelnen nicht darlegen will. 

Der Rechtsausschuss hat einstimmig zugestimmt und bit- 
tet um Annahme des Textes durch das Plenum. 


Im Auftrag des Ausschusses für Recht und Menschenrechte. 
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Stellungnahme 240(2002)* 

betr.: das Zusatzprotokoll zu dem Übereinkom- 
men über Datennetzkriminalität betreffend die 
Pönalisierung von Handlungen rassistischer 
und fremdenfeindlicher Art begangen durch 
Computersysteme 

(Drucksache 9538) 

1 . Die Versammlung verweist auf ihre Stellungnahme 
Nr. 226 (2001) betr. den Entwurf eines Überein- 
kommens über die Cyberkriminalität, und ihre 
Empfehlung 1543 (2001) betr. Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit im Cyberspace. Sie ist der 
Ansicht, dass die in diesen beiden Texten dargeleg- 
ten Argumente im Hinblick auf die Verbreitung ras- 
sistischer Propaganda und die missbräuchliche 
Speicherung hasserfüllter Botschaften weiterhin 
wichtig sind. 

2. Sie begrüßt die große Anzahl Unterschriften zu dem 
Übereinkommen über Cyberkriminalität (dreiund- 
dreißig Unterschriften und eine Ratifizierung), das 
von ihr politisch unterstützt wurde, und hofft, dass es 
bald in Kraft treten wird. 

3. Sie begrüßt das schnelle Handeln des Sachverstän- 
digenausschusses über die Pönalisierung von Hand- 
lungen rassistischer und fremdenfeindlicher Art 
begangen durch Computersysteme (PC-RX). Dieser 
Ausschuss hat effizient gemäß den allgemeinen 
Empfehlungen der Versammlung gearbeitet. Die 
Versammlung ist folglich der Ansicht, dass das 
Schlussprotokoll in dem Jahr nach der Auflegung zur 
Unterzeichnung seines Stammübereinkommens zur 
Annahme durch Unterzeichnung aufgelegt werden 
sollte. 

4. Die Versammlung ist sich im Klaren, dass der vom 
Europäischen Ausschuss für Strafrechtsfragen ver- 
abschiedete Text ein Kompromiss zwischen unter- 
schiedlichen rechtlichen und kulturellen Traditionen 
ist, der ein im Großen und Ganzen zufrieden stellen- 
des Gleichgewicht zwischen Rassismusbekämpfung 
und Meinungsfreiheit darstellt. 

5. Die Versammlung kann sich jedoch nicht der Wei- 
gerung des Ausschusses anschließen, die miss- 
bräuchliche Speicherung rassistischer Botschaften 
aufzunehmen, ein Konzept, das sie in ihrer Stellung- 
nahme verteidigt und in ihrer Empfehlung noch ein- 
mal wiederholt hat. Der Widerstand eines einzelnen 
Nichtmitgliedstaates des Europarates kann nicht die 
Verteidigung der gemeinsamen Werte des europä- 


ischen Kontinents aufheben, wenn die Staaten, die 
sie teilen, sich zusammentun, um ein Instrument von 
derartiger Bedeutung zu verfassen, selbst wenn der 
betroffene Staat droht, dem fraglichen Instrument 
nicht beizutreten. 

6. Sie ist erfreut darüber, dass das Protokoll, sofern die 
gegenwärtige Version bestätigt wird, das erste inter- 
nationale Instrument sein wird, das Leugnung unter 
Strafe stellt. 

7. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee 
daher, folgende Änderungen an dem Protokollent- 
wurf vorzunehmen: 

i. den Begriff der missbräuchlichen Speicherung 
hinzuzufugen und jegliche Vorbehalte, die er im 
Hinblick auf strafrechtliche und zivile Vergehen 
vorsieht, von der Anerkennung dieses Begriffs 
im nationalen Gesetz abhängig zu machen; 

ii. in den Artikeln 2 (1), 4, 5 (1) und 6 (2) zwischen 
„Hautfarbe“ und „Abstammung“ das Wort „Spra- 
che“ zu ergänzen; 

iii. Absatz 3 des Artikels 3 des Protokollentwurfs zu 
streichen, da er einen Missbrauch ermöglichen- 
den Vorbehalt darstellen würde; 

iv. in Artikel 4 die Worte „die Drohung mittels eines 
Computersystems, eine schwere Straftat im 
Sinne des innerstaatlichen Rechts zu begehen“ 
durch die Worte „die Verbreitung oder sonstige 
Öffentlichmachung von Drohungen mittels eines 
Computersystems, eine schwere Straftat (...) zu 
begehen“ zu ersetzen; 

v. in Absatz 1 von Artikel 5 die Worte „die öffent- 
liche Beleidigung mittels eines Computersys- 
tems“ durch die Worte „die Verbreitung oder 
sonstige Öffentlichmachung von Beleidigungen 
mittels eines Computersystems“ zu ersetzen; 

vi. in Absatz 1 von Artikel 6 die Worte „die im Völ- 
kerrecht definiert und als solche durch eine ab- 
schließende und rechtskräftige Entscheidung des 
von dem Londoner Abkommen vom 8. April 
1945 errichteten Internationalen Militärtribunals 
oder eines anderen internationalen Gerichts, das 
durch einschlägige internationale Übereinkünfte 
errichtet wurde und dessen Zuständigkeit von 
dieser Vertragspartei anerkannt worden ist“ 
durch den Wortlaut „die im Völkerrecht bzw. von 
einem anderen durch relevante internationale In- 
strumente eingesetzten internationalen Gericht 
definiert ist“ zu ersetzen. 


Debatte der Versammlung am 27. September 2002 (32. Sitzung). 
Siehe Dok. 9538, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschen- 
rechte (Berichterstatter: Herr Guardans). Von der Versammlung ver- 
abschiedeter Text am 27. September 2002 (32. Sitzung). 
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Mitgliedsländer der Parlamentarischen Versammlung des Europarates (44) 


Anlage 


Albanien 

Andorra 

Armenien 

Aserbaidschan 

Belgien 

Bosnien und Herzegowina 

Bulgarien 

Dänemark 

Deutschland 

Estland 

Finnland 

Frankreich 

Georgien 

Griechenland 

Irland 

Island 

Italien 

Kroatien 

Lettland 

Liechtenstein 

Litauen 

Luxemburg 


„ehern, jugoslawische Republik Mazedonien“ 

Malta 

Moldau 

Niederlande 

Norwegen 

Österreich 

Polen 

Portugal 

Rumänien 

Russland 

San Marino 

Schweden 

Schweiz 

Slowakische Republik 

Slowenien 

Spanien 

Tschechische Republik 

Türkei 

Ukraine 

Ungarn 

Vereinigtes Königreich 
Zypern 


Länder mit Sondergaststatus (1) 

- zur Mitwirkung in der Parlamentarischen Versammlung ohne Stimmrecht berechtigt 
Belarus* 

Bundesrepublik Jugoslawien 

Beobachter (3) 

Israel 

Kanada 

Mexiko 


Der Sondergaststatus von Belarus wurde am 13. Januar 1997 ausgesetzt. 
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Anhang 

Funktionsträger der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 

Präsident Peter Schieder (Österreich - SOC) 

Vizepräsidenten 19, darunter Wolfgang Behrendt (Bundesrepublik Deutschland - SPD/SOC) 

Generalsekretär Bruno Haller (Frankreich) 

Politischer Ausschuss 

Vorsitzender Roman Jakic (Slowenien - LDR) 

Stv. Vorsitzende Dimitri Rogosin (Russland - EDG) 

Mirjana Feric Vac (Kroatien - SOC) 

Michael Spindelegger (Österreich - EVP) 

Ausschuss für Wirtschaft und Entwicklung 

Vorsitzende Rosmarie Zapfl-Helbling (Schweiz - EVP) 

Stv. Vorsitzende N.N. 

Evgeni Kirilov (Bulgarien - SOC) 

Jan Dirk Blaauw (Niederlande - LDR) 

Ausschuss für Sozialordnung, Gesundheit und Familie 

Vorsitzende Lära Margret Ragnarsdöttir (Island - EDG) 

Stv. Vorsitzende Gyula Hegyi (Ungarn - SOC) 

Edeltraud Gatterer (Österreich - EVP) 

Doros Christodoulides (Zypern - UEL) 

Ausschuss für Recht und Menschenrechte 

Vorsitzender Eduard Lintner (Bundesrepublik Deutschland - CDU/CSU - EVP) 

Stv. Vorsitzende Göran Magnusson (Schweden - SOC) 

Tayyibe Gülek (Türkei - SOC) 

Dick Marty (Schweiz - LDR) 

Ausschuss für Kultur, Wissenschaft und Bildung 

Vorsitzender Lluis Maria de Puig (Spanien - SOC) 

Stv. Vorsitzende Mehmet Saglam (Türkei - EVP) 

Baroness Hooper (Vereinigtes Königreich - EDG) 

Ghiorghi Prisäcaru (Rumänien - SOC) 

Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft und kommunale und regionale Angelegenheiten 

Vorsitzender Guillermo Martinez Casan (Spanien - EVP) 

Stv. Vorsitzende Wolfgang Behrendt (Bundesrepublik Deutschland - SPD/SOC) 

Siegfried Hornung (Bundesrepublik Deutschland - CDU/CSU - EVP) 
Vaclov Stankevic (Litauen - LDR) 
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Ausschuss für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

Vorsitzender Tadeusz Iwinski (Polen - SOC) 

Stv. Vorsitzende Mats Einarsson (Schweden - UEL) 

Ruth-Gaby Vermot-Mangold (Schweiz - SOC) 
Zdravka Busic (Kroatien - EVP) 


Geschäftsordnungsausschuss 

Vorsitzender Serhiy Holovaty (Ukraine - LDR) 

Stv. Vorsitzende Rudolf Vis (Vereinigtes Königreich - SOC) 

TL... 

lonel Olteanu (Rumänien - SOC) 


Ausschuss für die Einhaltung der von den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Pflichten und 
Verpflichtungen (Monitoring-Ausschuss) 

Vorsitzender Josette Durrieu (Frankreich - SOC) 

Stv. Vorsitzende Azis Pollozhani („ehern, jugoslawische Republik Mazedonien“ - EDG) 

Hanne Severinsen (Dänemark - LDR) 

György Frunda (Rumänien - EVP) 


Ausschuss für die Gleichstellung von Frauen und Männern 


Vorsitzende 

Lydie Err (Luxemburg - SOC) 

Stv. Vorsitzende 

Manuela Aguiar (Portugal - EVP) 

Olga Keltosovä (Slowakei - EDG) 

Dangute Mikutiene (Litauen - LDR) 

SOC 

Sozialistische Gruppe 

EVP 

Gruppe der Europäischen Volkspartei 

EDG 

Gruppe der Europäischen Demokraten 

LDR 

Gruppe der Liberalen, Demokraten und Refonner 

UEL 

Gruppe der Vereinigten Europäischen Linken 
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